Sozialistische Wochenzeitung 
Zeitung der DKP 



Urteil gegen Genker Fordwerker 

Keine Spur von Nötigung, Sachbeschädi¬ 
gung, Hausfriedensbruch und Landfrie¬ 
densbruch. 
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Klare Kante zeigen 

Sevim Dagdelen (MdB) weist im Interview 
darauf hin, dass rechte Hooligans kein 
neues Phänomen sind. 
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Thema der Woche 


Für die Zukunft auf 
Brüssels Straßen 

Am 6. November fand in Belgiens Hauptstadt 
die größte Gewerkschaftsdemonstration seit 
30 Jahren statt. 120 000 gingen auf die Stra¬ 
ße: Arbeiter aus Flandern, Wallonien und 
Brüssel, Netzwerke gegen Armut, Friedens¬ 
und Umweltorganisationen, Frauenverbände, 
Künstler und Kulturvereine. Tausende junger 
Menschen hatten die Spitze des Zuges über¬ 
nommen, weil sie keine verlorene Generation 
sein wollen. 
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Voll fette Tage in Frankfurt 

Blockupy-Festival - „#talk #dance #act“ - Neue Schritte des Protestes 


ie Europäische Zentralbank 
(EZB) zieht mit 20 000 Kar¬ 
tons aus drei Gebäuden in der 
Innenstadt der Bankenmetropole am 
Main in ihr neues Hauptquartier ins 
Frankfurter Ostend (Sonnemann¬ 
straße 20) um. Der Standort hat für 
die Banker nahezu symbolische Aus¬ 
strahlung: Die beiden Türme, bis zu 
185 Meter hoch, wurden über der 
ehemaligen Großmarkthalle errich¬ 
tet. EZB-Präsident Mario Draghi be¬ 
kommt sein Ufficio im 40. Stock. Der 
Weg in dieses Zentrum des staatsmo¬ 
nopolistischen Kapitalismus dauert 
für Aufsteiger mit dem Fahrstuhl an¬ 
geblich 30 Sekunden. Für das Prekari- 
at gibt es keine Zugangsberechtigung. 
Für die Kollegen der beauftragten 
Spedition „confern“ haben sich spon¬ 
tan einige Helfer angekündigt. Am 
Samstag, 22. November, 14 Uhr, tref¬ 
fen sie sich zunächst auf dem Pauls¬ 
platz. Motto der Aktion: „Umzug zur 
neuen EZB - Wir packen mit an!“. 
Vorgabe: „Wir werden fantasievoll, 
laut und gut sichtbar protestieren.“ 
Die EZB bekommt von den Akteu¬ 
ren in Umzugskartons alle Relikte 
zurück, die „auf den Müllhaufen der 
Geschichte gehören.“ Das sind rassis¬ 
tische und sexistische Spaltung, Ver¬ 
elendung, Privatisierung öffentlicher 
Gelder und Güter. Das sind auch 
Kriege zur Ressourcensicherung. Die¬ 
se Pakete sollen der EZB als Empfän¬ 
gerin übergeben werden: an den Ein¬ 
gangstoren, am Sicherheitszaun. 

★ 

Die Spezialisten der außerparlamen¬ 
tarischen politischen Logistik kom¬ 
men aus vielen europaweiten Grup¬ 
pen, Organisationen und Netzwerken. 
Sie gehen davon aus, dass die offizielle 
Einweihung der EZB-Zentrale für das 
kommende Frühjahr anberaumt wird, 
obwohl schon jetzt in einigen Büros 
hinter den 6 000 Scheiben gearbeitet 
wird. Die Teilnahme an dem Staatsakt 
am „Tag X“ wird von Blockupy ange¬ 
strebt. 

Die architektonische Selbstdarstel¬ 
lung der EZB will schließlich in den 
angesagten Kreisen gefeiert werden, 
denn hinter dem Bau stecken Volu¬ 
men: 60 Millionen für den Grunder¬ 
werb, 510 Euro pro Quadratmeter 


zusätzlich gebauter Bruttogeschoss¬ 
fläche, Baukosten: ca. 1,2 Milliarden 
Euro (Kalkulation bei Baubeginn: 
850 Millionen Euro). 

Neben der zentralen Aktion, ne¬ 
ben Party & Feiern geht es um die 
Diskussion strategischer Positionen: 
Krisenpolitik der Herrschenden oder 


ein alternatives Europa von unten. Die 
Aufgaben der EZB haben sich geän¬ 
dert. Durch die neue Bankenaufsicht 
über etwa 120 große Banken im Eu¬ 
robereich, installiert in der vergange¬ 
nen Woche am 5. November, wächst 
der Einfluss auf die wichtigsten Geld¬ 
institute. Für die Bundesanstalt für Fi¬ 
nanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
bleiben in Deutschland 2 000 kleinere 
Geldinstitute übrig. Die Bundesbank 
sitzt bei der EZB nicht mehr in der 
ersten Reihe. Den Platz hat jetzt die 
BaFin. 

Den Teilnehmern des Blockupy- 
Festivals liefern Workshops und Stadt¬ 
rundgänge Kenntnisse, Fertigkeiten 
und Fähigkeiten für eine bessere Pra¬ 
xis mit lokalem und globalem Bezug. 
Das Festival steht damit in der Traditi¬ 
on vorangegangener Treffen. Jetzt geht 


es bei Blockupy - nomen est omen - 
nicht mehr um die Besetzung einer 
einzelnen deutschen Bank oder gar 
der EZB. Es geht - zunächst wenigs¬ 
tens in der Theorie - um die „Okkupa¬ 
tion“ des gesamten Banksektors. Ein 
weitergehendes Theorie-Angebot der 
DKP wäre es, im Sinne Lenins über 


die aktuelle Form des Imperialismus 
nachzudenken. 

★ 

Der Blickwinkel könnte bei kommen¬ 
den Aktionen auf das ganze gegneri¬ 
sche Netzwerk von Banken und Kon¬ 
zernen des Handels und der Realwirt¬ 
schaft gerichtet werden. Zum Beispiel 
auch nach Luxemburg. Zahlen zu 550 
Großunternehmen, die dort Steuern 
„legal“, also auf gesetzlich abgesicher¬ 
ten Wegen, gespart haben, liegen vor. 
Eine Gruppe von Enthüllungsjourna¬ 
listen („International Consortium of 
Investigative Journalists“) entdeckten 
auf 28 000 Seiten auch die Beratungs¬ 
gesellschaft PricewaterhouseCoopers 
AG (PwC) mit Sitz in Frankfurt, weite¬ 
ren 28 Standorten in Deutschland und 
in der 2, rue Gerhad Mercator, L-2182 


Luxembourg (Besuchereingang). Pro¬ 
fiteure der „Beratung“ waren 340 aus¬ 
ländische Unternehmen. Mit dabei: 
Deutsche Bank, Ikea, Gasprom, Ama- 
zon, Fiat... 

Unweit der „Beratungsstelle“ in 
Luxemburg residierte Jean-Claude 
Juncker und sein Nachfolger mit dem 


schönen Nachnamen Xavier Bettel. 
Ebenfalls dicht dabei: ca. 150 Banken, 
davon über 40 deutsche Dependancen, 
mehr als 3 000 Investmentfonds mit 
zwei Billionen Euro Anlagegeldern. 
In Luxemburg werden die Vermögen 
steuerlich entlastet. Ganz gesetzlich 
unter dem Schirm des ehemaligen Mi¬ 
nisterpräsidenten Jean-Claude Jun¬ 
cker, 20 Jahre Finanzminister, 18 Jahre 
Ministerpräsident, acht Jahre Vorsit¬ 
zender der Euro-Gruppe, aktuell Prä¬ 
sident der Europäischen Kommission. 
Seit seiner Gesetzesvorgabe ist es für 
Konzerne möglich, die Steuern auf 
zwei Prozent zu drücken. 

Blockupy hat auch nach Frankfurt 
noch viel zu tun. Uwe Koopmann 

Weitere Informationen: 
http://blockupy.org/festival2014/ 


Ein aufrechter Mut 

„Es braucht Mut, Freiheit zu nutzen“ 
verkündete die Kanzlerin zum Mau- 
erfall-Jubiläum. Großdeutsche Frei¬ 
heit haben wir nun seit 25 Jahren, das 
haben uns die offiziellen und die pri¬ 
vaten Propagandamaschinen in den 
letzten Wochen schließlich zur Ge¬ 
nüge eingebläut. Vermutlich fehlt es 
am Mut, wenn diese ganze Freiheit 
am Ende doch nichts nutzt. Jeden¬ 
falls soll es Leute geben, die Vollzeit- 
Freizeit auf Hartz IV nicht als Höhe¬ 
punkt ihrer Freiheit empfinden. Selbst 
die Freiheit, auf Anweisung irgendei¬ 
nes Chefs für die Gewinne irgendei¬ 
nes Unternehmers zu arbeiten, hat 
nicht jeder. Aber das Warenangebot, 
aus dem wir mit unserem verdienten 
Geld auswählen können, ist größer als 
im typischen Unrechtsstaat. Wenn du 
dein Einkommen komplett für Miete, 
S-Bahn und Essen verbrauchst, hast 
du eine freie Entscheidung getroffen. 
Also, ihr Minderleister, Sozialschma¬ 
rotzer und Niedriglöhner: Nur Mut, 
dann klappt’s auch mit der Freiheit! 

Die Leistungsträger unserer Ge¬ 
sellschaft sind im Angesicht der unge¬ 
teilten Freiheit fast übermütig. Dank 
freudiger Großanzeigen von Groß¬ 
konzernen konnte der Springer-Ver¬ 
lag jeden Haushalt im Fand mit einer 
kostenlosen Jubel-Ausgabe der Bild- 
Zeitung beglücken. Die Deutsche 
Bank wandelte ihren üblichen Slogan 
ab: Mit „Freiheit aus Leidenschaft“ 
warb sie leidenschaftlich auf der Titel¬ 
seite. Die Leidenschaften eines Groß¬ 
konzerns hängen aber bekanntlich ein 
kleines bisschen auch mit der Profit¬ 
rate zusammen. Die deutschen Kon¬ 
zerne haben in den letzten 25 Jahren 
den Mut gezeigt, den Merkel fordert, 
ihre Freiheit genutzt und ihre Profite 
gesteigert. 

Olaf Peters 

Neu aufgelegt 

Die SDAJ-Broschüre „Ein ande¬ 
res Deutschland war möglich. 
Wir, die DDR und eine Zukunft 
ohne Kapitalismus“ wird der¬ 
zeit neu aufgelegt und ist dem¬ 
nächst wieder verfügbar. 

36 Seiten, 1,- Euro, 

erhältlich bei den SDAJ-Gruppen 

oder im jW-Shop. 




Nicht länger geheim 


Einem Datenleck ist es zu verdanken, 
dass das Volk einige Einzelheiten 
über geheime Abmachungen erfährt, 
die von der Regierung mit Großkon¬ 
zernen abgeschlossen wurden. 

Nun sind das nicht die ersten Ge¬ 
heimabmachungen, die ans Licht der 
Öffentlichkeit kommen. Während 
der 1970er Jahre hatte der Abgeord¬ 
nete der Kommunistischen Partei 
Luxemburgs Aloyse Bisdorff bereits 
enthüllt, dass die damalige Regierung 
Geheimabkommen mit den USA ge¬ 
troffen hatte, denen zufolge in Lu¬ 
xemburg Militärlager der USA und 
der NATO gebaut werden sollten, 
während das Luxemburger Territori¬ 
um der US-Armee im Falle einer „in¬ 
ternationalen Krise“ uneingeschränkt 
untergeordnet werden sollte. Diese 


Enthüllung hatte damals für viel Wir¬ 
bel gesorgt. 

Viel Staub wirbeln gegenwärtig 
die Enthüllungen über die gehei¬ 
men Steuerabmachungen der Re¬ 
gierung mit 350 Großkonzernen 
auf. In steuerlichen Vorbescheiden 
ließen die Konzerne sich ihre aus¬ 
gefeilten Tricks, die es ihnen erlau¬ 
ben sollten, möglichst wenig Steu¬ 
ern zu bezahlen, von der Regierung 
bestätigen. 

Das war ganz legal, da zuvor im 
Interesse der Großkonzerne entspre¬ 
chende Gesetze gemacht wurden, die 
es der Regierung erlaubten, entspre¬ 
chende Kuhhändel abzuschließen. 
Für die Konzerne hatte das den Vor¬ 
teil, dass sie nicht den offiziellen Un¬ 
ternehmenssteuersatz von 28 Prozent 


zu zahlen hatten, sondern knapp ein 
Zehntel davon, oder noch weniger. 

Diese sogenannten „tax rulings“ 
waren kein Betriebsunfall, sondern 
Teil einer Wirtschaftspolitik, die sich 
weitgehend auf den Finanzbereich 
und den Ausverkauf der nationalen 
Souveränität reduzierte, statt dass sich 
um Investitionen in Luxemburger In¬ 
dustrie- und Handwerksbetriebe ge¬ 
kümmert und zum Beispiel ein staat¬ 
lich kontrollierter Stahl- und Metall¬ 
bereich aufgebaut worden wäre. 

Gab es ein Land in der EU mit 
weniger strengen Vorschriften bei Fi¬ 
nanztransaktionen, wurden sie in Lu¬ 
xemburg noch weiter abgeschwächt, 
gab es ein Land mit gelockerten Kon¬ 
trollen, wurden sie in Luxemburg qua¬ 
si abgeschafft, gab es ein Land mit 


niedrigeren Steuersätzen, wurden sie 
in Luxemburg noch einmal unterbo¬ 
ten. Und zu alldem gehörte selbstver¬ 
ständlich auch das Bankgeheimnis, das 
inzwischen den Bach hinuntergeht. 

Während den Banken und Kon¬ 
zernen massive Steuergeschenke 
gemacht wurden und die Tausende 
Milliarden in den sogenannten „In¬ 
vestitionsfonds“ noch immer nur mit 
0,01 Prozent besteuert werden, muss¬ 
ten die Schaffenden hingegen einen 
immer größeren Anteil am Gesamt¬ 
steueraufkommen aufbringen. Und 
auch die Erhöhung der Mehrwert¬ 
steuer und die Einführung einer Kin¬ 
dersteuer, die zum 1. Januar 2015 in 
Kraft treten sollen, wurden damit be¬ 
gründet, dass es notwendig sei, das 
Haushaltsdefizit zu verringern und 


die Staatsschulden zu senken. Das und 
die wachsende Armut, die Rekordar¬ 
beitslosigkeit und die Wohnungsnot in 
Luxemburg hindern die Regierung al¬ 
lerdings nicht daran, an den massiven 
Steuervergünstigungen für Konzerne 
festhalten zu wollen. 

Bemüht um Schadensbegrenzung, 
verspricht die in Luxemburg regie¬ 
rende Dreierkoalition zwar demütig 
„eine größere Transparenz und mehr 
Steuergerechtigkeit“, aber das ist eine 
Irreführung der Öffentlichkeit. Denn 
praktisch zeitgleich verkündete der 
Finanzminister des Kapitals in der 
Regierung, unter keinen Umständen 
werde es eine „Reichensteuer“ geben 

Ali Ruckert, 

Präsident der Kommunistischen Partei 
Luxemburgs. 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Kolumne von Olaf Harms 

Geprügelt wird die GDL - gemeint 
sind alle Gewerkschaften 


Ende Oktober hat Bundesarbeitsmi¬ 
nisterin Andrea Nahles (SPD) einen 
Referentenentwurf zur gesetzlichen 
Regelung der sogenannten Tarifein¬ 
heit vorgelegt, der nach ihrem Willen 
noch im Dezember vom Bundestag 
verabschiedet werden soll. Einer¬ 
seits arbeitet sie damit planmäßig 
den Koalitionsvertrag ab, anderer¬ 
seits setzt sie die gemeinsame Initi¬ 



ative von BDA und DGB aus dem 
Jahr 2010 um, obwohl der DGB auf 
seinem Bundeskongress im Mai die¬ 
ses Jahres anderes beschlossen hat: 
„Der DGB und seine Gewerkschaf¬ 
ten lehnen jegliche Eingriffe in die 
bestehenden Regelungen ab, die das 
Streikrecht oder die verfassungs¬ 
rechtlich geschützte Tarifautonomie 
beeinträchtigen.“ Mit der sogenann¬ 
ten Tarifeinheit ist ein Eingriff in das 
Streikrecht gemeint, so klar steht es 
zumindest in der Begründung zum 
Gesetzentwurf. Damit soll in Betrie¬ 
ben, in denen es mehr als eine Ge¬ 
werkschaft oder Berufsorganisation 
gibt, der Tarifvertrag der Organisati¬ 
on gelten, die die Mehrheit der Be¬ 
schäftigten im Betrieb organisiert 
hat. Die in der Minderheit befindli¬ 
chen und organisierten Beschäftig¬ 
ten sind an diesen Tarifvertrag ein¬ 


schließlich Friedenspflicht gebunden, 
sie dürfen also nicht für über diesen 
Tarifvertrag hinausgehende eigene 
Forderungen streiken. 

In der medialen Auseinanderset¬ 
zung erhält die Bundesregierung Bei¬ 
stand, wie am derzeit aktuellen Kon¬ 
flikt zwischen GDL und DB zu se¬ 
hen ist. Doch wäre es aus Sicht der im 
DGB organisierten Gewerkschaften 
zu kurz gegriffen, sich jetzt klamm¬ 
heimlich darüber zu freuen, dass der 
GDL zukünftig die Möglichkeit des 
Streiks genommen wird. Denn auch 
DGB-Gewerkschaften sind in Betrie¬ 
ben organisiert, in denen nicht sie die 
Mehrheit haben, sondern eine Kon¬ 
kurrenzorganisation. Beispielhaft sei¬ 
en für die Krankenhäuser der Mar- 
burger Bund oder für die Flughäfen 
Cockpit bzw. UFO genannt. Hier 
dürften dann auch ver.di-Mitglieder 
nicht mehr für einen besseren Ta¬ 
rifvertrag streiken, und so nebenbei 
auch die Mitglieder der Konkurren¬ 
zorganisation überzeugen, dass ihre 
Interessen mit der Gewerkschaft bes¬ 
ser durchgesetzt werden können. Ver¬ 
di hat dieses erkannt und lehnt nicht 
nur den Gesetzentwurf zur Tarifein¬ 
heit ab, sondern wird eine breit an¬ 
gelegte Unterschriftensammlung auf 
den Weg bringen. 

Das Streikrecht ist das wichtigs¬ 
te Grundrecht von Beschäftigten. 
Ohne das Recht auf Streik können 
Gewerkschaftsmitglieder ihre Inter¬ 
essen nicht durchsetzen, gibt es keine 
Tarifautonomie. Tarifverhandlungen 
würden verkommen zu kollektivem 
Betteln. Die geplante und verfas¬ 
sungswidrige Einschränkung des 
Streikrechts und der dahinter ste¬ 
henden Tarifautonomie ist letztlich 
ein Angriff auf die Einheitsgewerk¬ 
schaft. Diese werden wir verteidigen. 


Streikrecht und Gewerkschaften 
in der gesamten EU im Visier 


Die unerträgliche Hetze gegen den 
Gewerkschafter Claus Weselsky 
und seine Kolleginnen erklärt sich 
weder aus den mehrtätigen Streiks, 
dem Verlust der Bahn von über 100 
Millionnen Euro, noch aus nicht 
fahrenden S-Bahnen zu den Festen 
der Maueröffnung. Auch die übli¬ 
che Gegnerschaft der Herrschenden 
gegen Streikende erklärt nicht das 
brutale Union Busting auf höchs¬ 
ter Staats- und Medienebene. Die 
Streiks und Generalstreiks in den 
Südeuropäischen Ländern haben die 
Herrschenden zwar nicht das Fürch¬ 
ten gelehrt, aber auf der Hut sind sie 
allemal. Mit dem Streik der Lokfüh¬ 
rer und ihrer Kolleginnen glauben 
die Herrschen, die Gunst der Stun¬ 
de nutzen zu können, um im kollek¬ 
tiven Bewusstsein der Menschen in 
Deutschland eine tiefe Streik- und 
Gewerkschaftsgegnerschaft etablie¬ 
ren zu können. 

Sie ließen die vereinigte Bewusst¬ 
seinsindustrie von der Kette gegen 
eine kleine, nicht im Verbund der 
starken DGB kollegial abgesicherte 
Gewerkschaft. Ihr tatsächliches Ziel 
aber sind Streikende und das Streik¬ 
recht in der gesamten EU. Gelingt es, 
Streiks als „unverantwortlich“, „un¬ 
moralisch“ oder „rücksichtslos“, Ge¬ 
werkschaftsführer als „Irre“ zu de¬ 
nunzieren, wird das Tarifeinheitsge¬ 
setz, das seinem Wesen nach Streiks 
in Deutschland verhindern soll, leich¬ 
ter durchzusetzen sein. Damit hätten 
die Herrschenden ein Einfallstor um 
Streiks in den EU-Ländern langfris¬ 
tig zu verhindern. Und welche Macht 
haben noch Gewerkschaften, wenn 
sie nicht streiken können? 

Die Bevölkerung soll auf das 
Killen des Streikrechts in ganz Eu¬ 
ropa eingestimmt werden. Mit Me¬ 
dienhetze wie der „längst Bahn¬ 
streik der deutschen Geschichte“ 


soll suggeriert werden, es habe kei¬ 
ne lange Streiks in Deutschlandl ge¬ 
geben. 16 Wochen im Winter haben 
unsere Metallkolleginnen in Schles¬ 
wig-Holstein für die Lohnfortzah¬ 
lung im Krankheitsfall für Arbeite¬ 
rinnen gestreikt. Streik ist Notwehr, 
die einzige Möglichkeit, sich gegen 
die „Brutalität und der Gemeinheit 
der Unternehmer“, zu wehren sagte 
Hans Mayer, IG Metall Vorsitzen¬ 
der, 1984. 

Unverständlich ist die Haltung 
von DGB-Gewerkschaftern heute. 
Erkennen sie nicht, dass es bei die¬ 
sem Union Busting nicht nur um die 
GDL, nicht nur um Nahles 4 Tarifge¬ 
setz geht, sondern dass es ihnen, wie 
später allen europäischen Gewerk¬ 
schaften, an den Kragen gehen soll? 
Die Troika zerstört in Griechenland 
und anderen EU-Ländern Tarifver¬ 
träge, setzt Dezentralisierung durch, 
die EU-Bürokratie schafft die ent¬ 
sprechenden Beschlüsse und Verord¬ 
nungen. Und die Generaldirektion 
Wirtschaft und Finanzen der europä¬ 
ischen Kommission fordert ganz of¬ 
fen „die Verringerung gewerkschaft¬ 
licher Verhandlungsmacht 44 Wer 
glaubt da ernsthaft, dass die deutsche 
Regierung, die in der EU den Ton an¬ 
gibt, den DGB stärken will, und die 
GDL als Hauptgegner sieht? 

Zum Tarifeinheitsgesetz: Jahr¬ 
zehntelang hat die Gewerkschaft 
DAG parallel in mit der IGM, der 
ÖTV, der IG-Chemie und anderen 
Angestellte in den Betrieben mit 
Tarifverträgen vertreten. Das hat die 
Konzernherren nicht gestört. Eben¬ 
sowenig stört, wenn bei Unterneh¬ 
mensübernahmen verschiedene Ta¬ 
rifverträge in einem Betrieb gelten. 
Aber eine kämpfende Gewerkschaft 
stört. Solidarität tut not. Lassen wir 
uns nicht spalten. 

Anne Rieger 


Verwarnung mit Strafvorbehalt 

Ein erstes Urteil gegen Genker Fordwerker 


A mtsgericht Köln, 5. November 
2014, zweiter Tag der Verhand¬ 
lung. Angeklagt ist Gaby Cole- 
bunders aus Genk, vormals Arbeiter 
im dortigen Fordwerk. Am 7. Novem¬ 
ber 2012 soll er Rädelsführer von etwa 
200 Demonstranten gewesen sein, de¬ 
ren Anliegen es war, in Köln den Euro¬ 
päischen Betriebsrat zu sprechen, aber 
auch Stephen Odell, der Ford-Chef 
von Europa. Odell hatte 14 Tage vor¬ 
her die Schließung der Fordwerke in 
Genk/Belgien angekündigt. Aber für 
die Delegation war weder der Euro¬ 
päische Betriebsrat zu sprechen noch 
der Ford-Chef. Stattdessen gab es einen 
Polizeieinsatz, 22 Ermittlungsverfahren 
und 13 Strafbefehle. Und nicht zu ver¬ 
gessen: Am Ende die Entlassung von 


außen, nicht nach innen aufgeht. Und 
schließlich wird klar, daß es offen stand 
und der Werkschutz gehindert worden 
ist, es zu schließen, so dass in der Folge 
etwa 30 der Genker Kolleginnen und 
Kollegen auf das Gelände gelangen 
konnten. Dies erschien bedrohlich. 

So kam Kollege E. vom Werkschutz 
unverzüglich seiner Aufgabe nach, die 
Vorstandsräume zu evakuieren. Er hat¬ 
te etwa 25 Personen durch Notausgän¬ 
ge in sichere Räume zu führen. 

Derweil konnten sich die belgi¬ 
schen Fordwerker Zugang in die Vor¬ 
standsetage des Verwaltungsgebäudes 
verschaffen. 

Werkschutzmann B. schildert die 
Situation im Verwaltungsgebäude. Er 
habe nicht beobachten können, durch 


weise dichten Rauch von Böllern und 
brennenden Reifen nützlich waren. 
Schließlich interessiert den Richter, 
mit welchen Methoden die Beschul¬ 
digten (es stehen weitere Verfahren an) 
identifiziert worden seien. Dazu be¬ 
fragt er eine Polizeibeamtin, die mit 
der Auswertung des Bildmaterials be¬ 
fasst war. Mit merklichem Berufsstolz 
erläutert sie am Laptop des Richters 
die Ergebnisse ihrer Arbeit. Die Zeu¬ 
gin hat TV-Sendungen, insbesondere 
solche aus Belgien, ausgewertet sowie 
zahlreiche Fotos aus dem Internet. 
Colebunders sei an einem nach hinten 
gebundenen Schal kenntlich gewesen. 

Der Verhandlungsbeginn sollte an 
diesem Tag um 11.30 Uhr sein. Es sind 
aber fast 50 Zuschauer, etwa die Hälf- 



7. November 2012: Die Aktion der Fordarbeiter aus Belgien in Köln für den Erhalt ihrer Arbeitsplätze hatte ein juristisches 
Nachspiel. 


10000 Beschäftigten in Genk, einer 
Stadt mit 65 000 Einwohnern. 

Aber vor Gericht rechtfertigen 
muss sich Gaby Colebunders, Mit¬ 
glied der christlichen Gewerkschaft 
ACV und der PVDA, unserer Bruder¬ 
partei in Belgien. Ihm werden Land¬ 
friedensbruch, Hausfriedensbruch, 
Sachbeschädigung, Widerstand gegen 
Vollstreckungsbeamte, Beihilfe zur 
Nötigung sowie Verstoß gegen das Ver¬ 
sammlungsgesetz zur Last gelegt. Auf 
den Widerspruch gegen den Strafbe¬ 
fehl folgte die Klage. 

Zwei Jahre nach dem Ereig¬ 
nis kommt es zur Verhandlung. Am 
20. Oktober konnte nur ein einziger 
Zeuge befragt werden, sieben hatten 
sich entschuldigen lassen. Heute sind 
sie vollzählig. Polizeibeamte, Mitar¬ 
beiter von Werkschutz, Werksfeuer¬ 
wehr und zwei Manager kommen zu 
Wort. Trotz reichlicher Widersprüche 
und Abweichungen wird der Hergang 
der Protestaktionen sowie die Reak¬ 
tion von Polizei und Geschäftsleitung 
anschaulich. 

Werkschutzmann E. hatte an die¬ 
sem Tag Dienst am Tor 3. Er schildert, 
wie die Busse mit den Gewerkschaf¬ 
tern nacheinander eintrafen. Die bel¬ 
gischen Richtungsgewerkschaften sind 
an den Farben der Mützen, Schals und 
Anoraks zu unterscheiden. Zuerst 
langten die Roten an, die Kolleginnen 
und Kollegen der sozialistischen Ge¬ 
werkschaft ABVV. Ihnen wurde noch 
gestattet, durchs Tor zu gehen, um die 
Toiletten zu benutzen. Es folgten die 
Blauen von der liberalen Gewerk¬ 
schaft ACLVB. Erst nach der Ankunft 
der Grünen von der Christlichen Ge¬ 
werkschaft ACV habe es Rangeleien 
am Tor gegeben. 

Über diese Rangeleien werden 
ganz unterschiedliche Angaben ge¬ 
macht. Die Staatsanwältin spricht von 
20 Kollegen, die sich auf das Tor ge¬ 
worfen hätten. Herr L., Mitglied der 
Geschäftsführung, verheddert sich, als 
deutlich wird, dass das Tor nur nach 


welche Einwirkungen die Glastür zer¬ 
sprungen sei. Er hält es für möglich, 
dass sie dem Druck der Menge habe 
nachgeben müssen. 

Herr L. hatte unterdessen durch 
einen besonderen Notruf die Polizei 
alarmiert. Sie stand nun 400fach bereit. 
Zivilkräfte darunter. Die Genker wur¬ 
den von den Beamten allmählich aus 
dem Gebäude hinausgeleitet. Vor dem 
Gebäude trafen sie auf den Kölner BR- 
Vorsitzenden. Er hielt eine Ansprache 
und versicherte ihnen seine Solidarität. 

Schließlich hielt die Polizei die bel¬ 
gischen Kollegen in einem Kessel fest. 
Einzeln wurden sie zur Feststellung 
der Personalien da herausgeführt und 
in die Busse geleitet. Polizeieskorte bis 
zur Grenze. 

Zwei Zivilbeamte sagen aus. Ihre 
Beobachtungen variieren auffällig. Der 
erste glaubt sehr genau zu wissen, wer 
die Glasscheibe zerstört hat, selbstver¬ 
ständlich Gaby Colebunders, das habe 
der Beklagte sogar, auf seine verletzte 
Hand deutend, zugegeben. 

In welcher Sprache? Verstehen Sie 
Flämisch? Nein? Aber Ihr Kollege? 

Der wiederum kann sich gar nicht 
an das angebliche Geständnis erinnern. 

Dann ist die Vermummung Thema. 
Zwei andere Zeugen behaupten steif 
und fest, Sturmhauben gesehen zu ha¬ 
ben. Andere sprechen von herunter¬ 
gezogenen Schirmmützen, von Schals, 
die den unteren Teil des Gesichts bede¬ 
cken. Es wird erörtert, ob diese Schals 
nicht als Atemschutz gegen den zeit- 


te davon Kolleginnen und Kollegen 
aus Genk. Sie werden vor dem Saal 
ein zweites Mal nach Metallgegen¬ 
ständen durchsucht und betastet. Viel 
Zeit nimmt das handliche Gerät in An¬ 
spruch, mit dem die Personalausweise 
kopiert werden. V-o-r-d-e-r-s-e-i-t-e. 
R-ü-c-k-s-e-i-t-e. Schließlich ist es so¬ 
weit. Kurz nach 12.00 Uhr belehrt der 
Richter Rolf Krebber die Zeugen. Ei¬ 
nen Störer verweist er des Saales. Dann 
folgt eine Einlassung des Verteidigers 
Michael Biela-Bätje, mit der die Vor¬ 
würfe gegen Colebunders bestritten 
werden. 

Nach mehr als vier Stunden halten 
Staatsanwältin und Verteidiger ihre 
Plädoyers. Sie stimmen darin überein, 
dass sich weder Beihilfe zur Nötigung 
noch Sachbeschädigung, weder Haus¬ 
friedensbruch noch gar Landfriedens¬ 
bruch nachweisen lassen. Auch kein 
Widerstand gegen Vollstreckungsbe¬ 
amte. Allerdings verlangt die Staats¬ 
anwältin eine Bestrafung wegen Ver¬ 
stoßes gegen das Versammlungsgesetz. 
Denn Gaby Colebunders habe sich 
widerrechtlich vermummt. In diesem 
Detail folgt der Richter der Staatsan¬ 
wältin. Er verwarnt Gaby Colebunders 
mit „Strafvorbehalt“. Knöllchen auf 
Bewährung. 600 Euro seien zu zahlen 
für den Fall, dass er in Deutschland in¬ 
nerhalb eines Jahres straffällig werde. 

Die Verhandlungen gegen weite¬ 
re Genker Fordwerker sind für den 
nächsten Sommer terminiert. 

Klaus Stein 
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Raubrittertum auf Kosten 
der Allgemeinheit 

Oxfam klagt in neuem Bericht Marktfundamentalismus und Macht der wirtschaftlichen Eliten an 


D ie soziale Ungleichheit nimmt 
weltweit zu. Zu diesem Ergeb¬ 
nis kommt die Entwicklungsor¬ 
ganisation Oxfam in ihrem kürzlich er¬ 
schienenen Bericht „Even It Up - Time 
To End Extreme Inequality“ und ver¬ 
antwortlich dafür seien der Marktfun¬ 
damentalismus und die Macht, die in 
den Händen von wirtschaftlichen Eli¬ 
ten liege. 

Die Kluft zwischen arm und reich 
lasse sich nicht nur im Vergleich der 
Staaten zeigen. In den Jahren 1980 bis 
2002 habe diese Ungleichheit ein sehr 
hohes Niveau erreicht, wobei in den 
letzten Jahren ein leichter Gegentrend 
zu verzeichnen war. Aber 70 Prozent 
der Weltbevölkerung leben in Ländern, 
in denen die Kluft zwischen „Haben¬ 
den und Habenichtsen“ in den vergan¬ 
genen 30 Jahren größer geworden ist. 

Auf der einen Seite leben heute 
Millionen Menschen ohne Zugang zu 
Trinkwasser oder können ihre Familien 
kaum ernähren. Auf der anderen Sei¬ 
te habe sich die Zahl der Milliardäre 
seit Ausbruch der Finanzkrise weltweit 
verdoppelt auf nunmehr 1645 Men¬ 
schen. Ihr Vermögen entspreche den 
Bruttoinlandsprodukten Deutschlands 
und Kanadas zusammen. Die weltweit 
reichsten 85 Personen besitzen mehr 
als die ärmste Hälfte der Menschheit 
und wurden in den Jahren 2013 und 
2014 pro Tag um 668 Millionen US- 
Dollar reicher, was einer halben Mil¬ 
lion US-Dollar pro Minute entspricht. 

Extremen Reichtum gebe es nicht 
nur in wohlhabenden Ländern. Der 
reichste Mann der Welt sei der Mexi¬ 



kaner Carlos Slim, der im Juni dieses 
Jahres Bill Gates auf den zweiten Platz 
verwies. Im Afrika südlich der Saha¬ 
ra gebe es 16 Milliardäre, während 358 
Millionen Menschen in bitterer Armut 
lebten. 

Dass der Reichtum der Wenigen 
in diesem Maße wachsen konnte, sei 
gleichermaßen Folge und Ursache ei¬ 
ner Anhäufung von Macht. Die Rei¬ 
chen schaffen sich ihre Regeln. So 
geben Finanzinstitutionen allein für 
Lobbyarbeit auf EU-Ebene 120 Mil¬ 
lionen US-Dollar pro Jahr aus. 70 Pro¬ 
zent der 500 weltweit umsatzstärksten 
Unternehmen hätten Niederlassungen 
in Steuerparadiesen und allein durch 
Steuerflucht von Privatpersonen sei¬ 
en den Staatshaushalten im Jahr 2013 
nach Schätzungen von Oxfam rund 156 
Milliarden US-Dollar verloren gegan¬ 
gen. 

Jörn Kalinski, Kampagnendirektor 
bei Oxfam Deutschland, meint, soziale 
Ungleichheit sei das Kernproblem des 
21. Jahrhunderts. „Extreme Ungleich¬ 
heit hat extreme Konsequenzen: Ge¬ 
walt und Armut, Geschlechterunge¬ 
rechtigkeit, mangelnder Zugang zu Bil¬ 
dung und Gesundheitsfürsorge sowie 
der Klimawandel sind eng mit sozialer 
Ungleichheit verknüpft.“ Der Luxem¬ 
burger Steuerskandal habe gezeigt, mit 
welcher Macht und welchen Mitteln in¬ 
ternationale Konzerne die Regeln zu 
ihren Gunsten aushebeln. Die so er¬ 
wirtschafteten Gewinne fehlten in den 
Staatshaushalten und stünden für sozi¬ 
ale Sicherung, Bildung, Gesundheits¬ 
fürsorge und Entwicklungshilfe nicht 


mehr zur Verfügung. „Das ist Raubrit¬ 
tertum auf Kosten der Allgemeinheit“, 
so Kalinski. 

Arme Menschen hätten kaum die 
Möglichkeit, aufzusteigen, auch wenn 
sie hart arbeiten würden. In Ländern 
mit großer sozialer Ungleichheit, sei 
das lediglich ein Traum. Wer arm gebo¬ 
ren wird in einem Land, in dem die Un¬ 
gleichheit ausgeprägt ist, werde wahr¬ 
scheinlich auch arm sterben - genauso 
wie ihre Kinder und Enkel. Ungleich¬ 
heit wirke sich auf die Gesundheit 
und soziale Probleme der Menschen 
aus und destabilisiere ganze Staaten. 
Lateinamerika sei die Region mit der 
größten Ungleichheit. Dort liegen 41 
der weltweit 50 gefährlichsten Städ¬ 
te. In den Jahren 2001 bis 2010 habe 
es dort eine Million Morde gegeben. 
Das afrikanische Land Sierra Leone 
hat sechs Unternehmen Steuererleich¬ 
terungen gewährt, die in der Summe 
dem Achtfachen des staatlichen Ge¬ 
sundheitsetats entsprechen. Heute feh¬ 
le dem Land das Geld, um der Ebola- 
Epidemie Herr zu werden. 

„Die Probleme lassen sich nur lö¬ 
sen, wenn die soziale Ungleichheit ab¬ 
gebaut wird“, ist sich Kalinski sicher. In 
einem Zehn-Punkte-Plan schlägt des¬ 
halb Oxfam drängende Maßnahmen 
vor, auf die sich die internationale Ge¬ 
meinschaft einigen solle. Oxfam sieht 
die Regierungen in der Pflicht, gerech¬ 
te Steuersysteme und soziale Siche¬ 
rungsnetze zu schaffen, Steuerschlupf¬ 
löcher zu schließen und die Entwick¬ 
lungshilfe neu auszurichten. 

Bernd Müller 


Zur Geschichte der GDL 

Anmerkungen von Herbert Münchow zu „Streikrecht und Standesdünkel“ 


Die UZ hat in der Ausgabe vom 31. 
10. 2014 einen interessanten Artikel 
von Manfred Dietenberger zur Ge¬ 
schichte der GDL veröffentlicht. Das 
Los „keine politisch fortschrittlich 
orientierte Gewerkschaft“ zu sein, 
teilt die GDL mit anderen weit grö¬ 
ßeren Gewerkschaften. Aber nicht 
darum geht es mir, sondern um ei¬ 
nige Ergänzungen zu Manfreds Bei¬ 
trag. Aus dem „Verein Deutscher 
Lokomotivführer“ wurde im Zu¬ 
sammenhang mit dem von der No¬ 
vemberrevolution 1918 erwirkten 
„Vereinigungsrecht“ auch für die 
(Eisenbahn-)Beamten die „Gewerk¬ 
schaft Deutscher Lokomotivführer“ 
(GDL). Am 10. September 1920 trat 
die GDL der „Reichsgewerkschaft 
Deutscher Eisenbahnbeamter und 
Anwärter“ als Fachgewerkschaft 
VIII bei, die sie am 12. Septem¬ 
ber 1924 wieder verließ. Mit ca. 74 
000 Mitgliedern war sie die stärkste 
Fachgewerkschaft. Die Mehrheit der 
Beschäftigten der Reichsbahn orga¬ 
nisierte hingegen der sozialdemo¬ 
kratisch geführte und dem ADGB 
angeschlossene Deutsche Eisenbah¬ 
nerverband (DEV) mit rund 400 000 
Mitgliedern (1920). 

Manfreds grundlegenden Wer¬ 
tungen zur GDL und zur Solidari¬ 
tät stimme ich zu. Für die Gegenwart 
bedeutend bleiben allerdings einige 
Lehren des von ihm nicht erwähn¬ 
ten Februarstreiks der Eisenbahner 
von 1922, in dem die GDL aktiv war. 
Alle gegenwärtigen Angriffe auf das 
Streik- und Koalitionsrecht, selbst die 
Art und Weise der niederträchtigen 
medialen Hetze (vom „Verbrechen 
der Eisenbahner“ war die Rede) und 
der heuchlerischen kapitalistischen 
Vorhaltungen bis hin zu den tiefs¬ 
ten Ursachen des Streiks (Bahnpri¬ 
vatisierung und ihre Konsequenzen 
für die Lohnarbeit), finden erstaun¬ 
liche Parallelen in dieser Zeit. Schon 


damals hieß es, ein Koalitionsrecht 
ohne Streikrecht ist undenkbar - ja, 
ein Festhalten an diesem Grundsatz 
offenbart gerade den gewerkschaft¬ 
lichen Charakter einer Organisati¬ 
on. Bereits im Sommer 1919 erhob 
der Nürnberger Gewerkschaftskon¬ 
gress des ADGB Einspruch „gegen 
jede auch nur vorübergehende Be¬ 
seitigung des Streikrechts der Ei¬ 
senbahner“. Akut wurde die Koaliti¬ 
onsrechtsfrage durch den Streik der 
Reichsbahnbeamten - wohlbemerkt: 


Beamte, die bislang in der Regel kein 
Verständnis für die Kämpfe der In¬ 
dustriearbeiterschaft hatten, nahmen 
1922 ihr von der Revolution erkämpf¬ 
tes Koalitions- und damit Streikrecht 
wahr! 

Ausführlich beschrieben wurden 
der Streik und seine Vorgeschichte 
vom kommunistischen Reichstags¬ 
abgeordneten Paul Frölich in seiner 
Kampfschrift „Das Verbrechen an 
den Eisenbahnern - Der Februar¬ 
streik und seine Lehren“. Mir fehlt 
der Platz, um hier das Streikgesche¬ 
hen im Einzelnen darzustellen. Ich 
verweise deshalb auf einen Artikel 
in der Zeitschrift Arbeiterpolitik Nr. 
4/2007, S. 14 ff, „Zum Streik der Ei¬ 
senbahner 1922“ ( http://www.arb ei- 
terp o litik. de/Zeitungen/PDF/2007/ 
arpo-4-2007.pdf). Die Reichsgewerk¬ 
schaft der Eisenbahnbeamten hatte 
den Streik und auch seine Verschär¬ 
fung proklamiert. Die im Deutschen 
Eisenbahnerverband organisierten 
Arbeiter schlossen sich in Überein¬ 


stimmung mit den Beschlüssen der 
Berliner Funktionärsversammlung 
gegen den Willen ihrer Verbandslei¬ 
tung dem Streik an. Damit war die 
Einheitsfront der Beamten und Ar¬ 
beiter der Eisenbahn geschlossen. 
Schulter an Schulter standen sie, 
800 000 Mann. Die Telegraphenar¬ 
beiter traten in Berlin und anderen 
Städten auf ihre Seite. Der Metallar¬ 
beiterverband genehmigte den Streik 
für seine beteiligten Mitglieder. Auch 
die städtischen Arbeiter von Berlin 


traten in den Kampf. Gas, Wasser und 
Elektrizitätswerke lagen still. Die 
Streikursachen ergaben sich aus der 
Politik der Bahnprivatisierung bzw. 
der Sanierung der Reichsbahn auf 
dem Rücken der Beschäftigten. Im 
Aufruf der KPD vom 5. Februar 1922 
hieß es u.a.: „Die Eisenbahner sind 
das erste Opfer der durch das Steuer¬ 
kompromiß eingeleiteten Politik der 
Abwälzung aller Lasten der Repara¬ 
tion auf die Arbeiterschaft. Gelingt es 
der Bourgeoisie, die Rentabilität der 
Eisenbahnen auf Kosten der Arbeiter 
durch Verlängerung der Arbeitszeit 
und Lohnherabsetzung herzustellen, 
dann teilt die übrige Arbeiterschaft 
bald das Schicksal der Eisenbah¬ 
ner. Das gesamte Proletariat muss 
den Kampf der Eisenbahner, der ein 
Kampf gegen die Stinnisierung der 
Eisenbahn und des Stinnes-Kurses 
ist, mit allen Mitteln unterstützen. 
Die Regierung raubt den Staatsbe¬ 
amten und Arbeitern das Streik- und 
Koalitionsrecht. Die Grundlagen der 


proletarischen Organisation sind be¬ 
droht.“ 

Als sich der politische Charakter 
des Streiks klar herausgestellt hatte, 
denn er richtete sich gegen die Re¬ 
gierung, wurde der Streik ohne positi¬ 
ves Ergebnis und für die Streikenden 
völlig überraschend nach wenigen Ta¬ 
gen abgebrochen. Die Furcht, seinen 
politischen Charakter anerkennen 
zu müssen, war eines der Hauptmo¬ 
tive des hinter verschlossenen Türen 
vorbereiteten Streikabbruchs. Die 
Hauptlehren des Streiks fasste Ge¬ 
nosse Paul Frölich zusammen: „Die 
Eisenbahner lehrt der Streik: Um eu¬ 
res Lebens willen müsst ihr den poli¬ 
tischen Charakter eurer Kämpfe er¬ 
kennen und wollen. Der Arbeiterklas¬ 
se lehrt er: In Kämpfen, wo so Hohes 
auf dem Spiele steht, in Kämpfen, die 
politischen Charakter haben, dürft ihr 
nicht zögern. Dann gehört ihr in die 
Front hinein.“ Nur unter dieser Vor¬ 
aussetzung kann jener Widerspruch 
gelöst werden, den Manfred gleich am 
Anfang seines Artikels aufzeigt: „Der 
beeindruckende 50-stündige Streik 
der Lokführer zeigt zum einen, dass 
der Zug für konsequente Interessen¬ 
vertretung längst noch nicht auf dem 
Abstellgleis steht, andererseits aber 
auch Gefahr läuft, ausgebremst zu 
werden.“ Wird er ausgebremst durch 
faule Abkommen von Führungen mit 
den Unternehmern (Norbert Han¬ 
sen von der Transnet sprach einst die 
Streikorte und Termine mit Hartmut 
Mehdorn ab), dann verlassen die Mit¬ 
glieder enttäuscht ihre Organisatio¬ 
nen, wie es bei einigen Zugbegleitern 
und Bordgastronomen gegenüber der 
GDL und der Transnet der Fall gewe¬ 
sen ist. Auch heute kann nur gelten: 
Das Schimpflichste, was man einem 
Arbeiter sagen kann, ist Streikbre¬ 
cher. Das ist der eigentliche Grund¬ 
zug der proletarischen Moral, solida¬ 
risch zu handeln. (I. Abusch) 


Tarif runde vertagt 

Am 6. November fand in Dortmund 
die 6. Verhandlungsrunde zwischen 
den Verhandlungskommissionen der 
Mitglieder des AWO-Arbeitgeberver¬ 
bandes aus NRW und der ver.di-Tarif- 
kommission für die AWO-Beschäfti¬ 
gen in NRW statt. Trotz geringfügiger 
Bewegung blieben die grundsätzli¬ 
chen Positionen, so dass auch diese 
Verhandlung ohne Ergebnis endete. 
Es wurde ein neuer Verhandlungster¬ 
min für den 20. November in Düssel¬ 
dorf vereinbart. 

Der Arbeitgeber“ erweckt mit 
Veröffentlichungen den Eindruck, 
als würde mit seinen Verhandlungs¬ 
positionen die Erhöhung des öffent¬ 
lichen Dienstes übernommen, ob¬ 
wohl die Laufzeit des Tarifvertrages 
gegenüber dem öffentlichen Dienst 
um zehn Monate (einschließlich 
zwei Monate ohne Entgeltsteige¬ 
rung) erheblich überschritten wird. 
Die AWO-Arbeit„geber“ trauen 
sich nicht auszusprechen, dass sie die 
AWO vollständig von der Einkom¬ 
mensentwicklung im öffentlichen 
Dienst abkoppeln wollen. Sie trauen 
sich nicht zu schreiben, dass sie die 
AWO-Beschäftigten zukünftig immer 
und immer schlechter bezahlen wol¬ 
len als die Beschäftigten im Öffentli¬ 
chen Dienst. Auch weil die AWO nach 
wie vor zwei freie ver.di-Tage ablehnt, 
sind für die Gewerkschaft ver.di die 
zentralen Forderungen bei weitem 
nicht erfüllt. 


Textiler erhöhen Druck 

Mehr als 6 000 Textilarbeiterinnen 
haben sich seit Ende der Friedens¬ 
pflicht am 31. Oktober an Aktionen 
und Warnstreiks beteiligt. Diese Bi¬ 
lanz sieht die IGM als klare Botschaft 
an die Arbeitgeber“ am 12. Novem¬ 
ber in der dritten Runde ein ordentli¬ 
ches Angebot auf den Tisch zu legen. 
Die IG Metall fordert in der Textil- 
Tarifrunde fünf Prozent mehr Geld 
und strebt einen Tarifvertrag zur Al¬ 
tersteilzeit und zur Übernahme der 
Auszubildenden an. 
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Eitle Opferinszenierung 


Wolf Biermann, ganz offensichtlich Fachmann für 
schlechten Gesang und eitle Selbstinszenierung, hat 
sich zurück ins öffentliche Gedächtnis der BRD kata¬ 
pultiert. Der den jüngeren Generationen mehrheitlich 
vollends unbekannte „Künstler“ missbrauchte eine 
zuvor an ihn ergangene Einladung, anlässlich einer 
Gedenkstunde des Bundestages zu einer Attacke ge¬ 
gen die Linksfraktion. Eigentlich sollte dort an den 
„Fall der Mauer“ am 9. November 1989 erinnert wer¬ 
den. 

Ausgerechnet den in Sachen radikaler Gesell¬ 
schaftskritik mittlerweile mehrheitlich angepassten 
demokratischen Sozialisten las Biermann die Le¬ 
viten. Sie seien „der elende Rest dessen, was zum 
Glück überwunden wurde“, gab er in seiner gewohnt 
selbstgefälligen Art zum Besten. Er sei von Bun¬ 
destagspräsident Norbert Lammert (CDU) einge¬ 


laden worden, um den Linken „ein paar Ohrfeigen“ 
zu verpassen. „Aber das kann ich nicht, ich war ja 
Drachentöter“, fabulierte er weiter. Mit den Worten 
„Ein Drachentöter kann nicht mit großer Gebärde 
die Reste der Drachenbrut tapfer niederschlagen“ 
setzte der Liedermacher seine Märchenstunde fort. 
Trotz der weiteren Angriffe Biermanns endblöde- 
ten sich einige der demokratischen Sozialisten nicht, 
dem eigentlich bemitleidenswerten und zum „No- 
Name“-Produkt verkommenen Liedermacher in¬ 
folge seiner gegen sie gerichteten Hasstiraden auch 
noch zu applaudieren. 

Die anwesende Allparteienkoalition nahm die 
bestenfalls peinliche Comedy-Einlage des in die Jah¬ 
re gekommenen „Künstlers“ erwartungsgemäß be¬ 
geistert auf, feixte, frohlockte und klatschte Beifall. 
Zu den in diesem Land Herrschenden passt die Per¬ 


sonals Biermann vorzüglich. Auch die 25 Jahre, die 
nun nach dem sogenannten Mauerfall vergangen sind, 
haben den vermeintlich feinen Herrschaften ihre Lust 
am Kalten-Kriegs-Spiel keineswegs madig gemacht. 
Pöbel bleibt Pöbel, darüber können auch die teuers¬ 
ten Anzüge nicht hinwegtäuschen. 

Übrig von der ursprünglich geplanten „Gedenk¬ 
stunde“, die in der Realität bestenfalls zu einer Mär¬ 
chenstunde des nunmehr seit einem Vierteljahrhun¬ 
dert noch stärker unter imperialistischen Allmacht¬ 
phantastereien leidenden BRD-Personals verkam, 
blieb am Ende des Tages einzig die alte Binsenweis¬ 
heit „Jeder blamiert sich so gut er kann“. Und das gilt 
für die Biermann applaudierenden Linke-Bundes¬ 
tagsabgeordneten gleichermaßen, wie für den über¬ 
großen Rest der im Bundestag Anwesenden. 

Markus Bernhardt 


Landespolitik ist „Feld des Widerstandes“ 

ver.di-Saar veranstaltete Großen Ratschlag 


Kein Geld für Nazis 

Den seit der letzten Kommunalwahl in 
Nordrhein-Westfalen mit jeweils einem 
Abgeordneten im Dortmunder Stadt¬ 
rat vertretenen neofaschistischen Par¬ 
teien NPD und „Die Rechte“ soll auch 
künftig der sogenannte Gruppenstatus 
abgesprochen werden. Dies wollte der 
Dortmunder Stadtrat - nach UZ-Re- 
daktionsschluss - beschließen. Begrün¬ 
det wird dieses Vorgehen damit, dass 
die Parteien der beiden Ratsmitglie¬ 
der Axel Thieme (NPD) und Dennis 
Giemsch (Die Rechte) bei der vergan¬ 
genen Kommunalwahl in Konkurrenz 
zu einander angetreten seien, als ver¬ 
feindet gelten würden und somit das 
Bestehen einer Gruppe „nicht positiv 
feststellbar“ sei. Diese Sicht auf die 
Dinge hat für die Neonazis zur Fol¬ 
ge, dass sie auf einen Betrag von etwa 
42000 Euro an jährlichen Zuwendun¬ 
gen, auf die sie als „Gruppe“ ein An¬ 
recht gehabt hätten, verzichten müssen. 

Die Stadt Dortmund begründet ihr 
Vorgehen unter anderem damit, dass 
„Die Rechte“ sich vor der Kommunal¬ 
wahl vor allem auf den nunmehr ehe¬ 
maligen NPD-Ratsherren Matthias 
Wächter eingeschossen hatte, der mitt¬ 
lerweile gemeinsam mit dem frühe¬ 
ren NPD-Bundesvorsitzenden Holger 
Apfel als Gastwirt auf Mallorca tätig 
ist. In einer im Internet veröffentlich¬ 
ten Erklärung, die den Titel „Matthias 
Wächter - Ein Verräter hat ausgesagt“ 
trug, hatten die Rechten den damali¬ 
gen NPD-Abgeordneten bezichtigt, ein 
„Polizeizuträger“ zu sein, (bern) 

Endlich! 

Zur Einstellung des Verfahrens gegen 
den Jenaer Jugendpfarrer Lothar Kö¬ 
nig (UZ berichtete) erklärte Kerstin 
Köditz, Sprecherin für Antifaschisti¬ 
sche Politik der Fraktion „Die Linke“ 
im Sächsischen Landtag: „Heute ist ein 
guter Tag für die Demokratie in Sach¬ 
sen. Eine zuletzt eines Rechtsstaats nur 
noch unwürdige Farce hat mit der Ein¬ 
stellung des Verfahrens gegen Lothar 
König ihr Ende gefunden. Es spricht für 
König, dass er selbst als ,Beitrag zum 
Rechtsfrieden 4 dieser Einstellung zuge¬ 
stimmt hat und nicht auf der Erkämp- 
fung des zu erwartenden Freispruchs 
bestanden hat. Letztlich steht als Ergeb¬ 
nis nunmehr nach mehrjährigen Ausei¬ 
nandersetzungen, dass keiner der Vor¬ 
würfe gegen den Pfarrer mit hinreichen¬ 
der Wahrscheinlichkeit Bestand hat. 

Trotz der Freude über die Einstel¬ 
lung bleibt ein bitterer Nachgeschmack. 
Jemand mit weniger Duldsamkeit und 
christlicher Nachsicht hätte angesichts 
des Prozessverlaufes versucht sein kön¬ 
nen, seinerseits Strafantrag wegen fal¬ 
scher Beschuldigung und Verfolgung 
Unschuldiger zu stellen. Immerhin ist 
das Konstrukt der Staatsanwaltschaft 
zusammengebrochen wie ein Karten¬ 
haus. Lothar König bleibt ein freier 
Mann. Das ist gut und richtig so. Was 
aber wäre einem Angeklagten gesche¬ 
hen, der nicht über dessen Möglichkei¬ 
ten zur Verteidigung verfügt hätte? So 
bleibt angesichts dieser rhetorischen 
Frage nur das Fazit, dass der Rechtsstaat 
durch dieses Verfahren, das nie hätte be¬ 
gonnen werden dürfen, gelitten hat.“ 

Perfide Diffamierungsstrategie 

Wiederholt wird gegen die „Bürger¬ 
initiative Zinkhüttenplatz“ mobil ge¬ 
macht, die sich bis dato erfolgreich 
gegen den Abriss ihrer Siedlung und 
gegen ein dort vorgesehenes Groß¬ 
einkauf szentrum zur Wehr setzt (UZ 
berichtete). Seit geraumer Zeit kur¬ 
sieren gegen Mitglieder der Initiati¬ 
ve gerichtete Denunzierungsversuche 
und Verleumdungen in der Öffentlich¬ 
keit. Bereits mehrfach sind etwa Brie¬ 
fe an unterschiedlichste Personenkrei¬ 
se gegangen, u.a. an diverse Arbeitge¬ 
ber und Politiker, in denen Mitglieder 
der Initiative der Pädophilie bezichtigt 
wurden. In anderen Fällen wurde im 
Namen eines BI-Mitglieds ein rassisti¬ 
sches Pamphlet an Kommunalpolitiker 
verschickt, um diese zu diffamieren. 

„Neben den bisherigen realen Be¬ 
drohungen, werden und wurden alle 
diese Angriffe auf Mitglieder der Bür¬ 
gerinitiative zur Anzeige gebracht. 
Nach Angaben der Polizeibehörde wird 
dazu ermittelt“, teilte die Bürgerinitia¬ 
tive nun mit. (bern) 


M it einem Aufruf zur Rettung 
des Saarlandes hat ver.di im 
Saarland die Landespolitik 
zum Feld des Widerstands erklärt. In 
der Einladung zum Ratschlag/Konfe¬ 
renz der Ideen wurde festgestellt: 

„Die Lage ist ernst. An vielen für 
unser Gemeinwesen oft lebensnotwen¬ 
digen Stellen wird unverantwortlich ge¬ 
spart, so unter anderem in diesen Be¬ 
reichen: 

★ In den Kommunen werden die Leis¬ 
tungen immer weiter reduziert. 

★ Die Universität wird verkleinert. 

★ In Krankenhäusern, Altenheimen 
und Kindergärten fehlt es an Personal. 
★ Einige Bibliotheken und Schwimm¬ 
bäder wurden bereits geschlossen, wei¬ 
tere stehen an. 

★ Polizei, Feuerwehr und Verwaltung 
klagen zusehends über nicht ausrei¬ 
chende finanzielle Mittel. 

★ Der Zustand der Straßen ist teilwei¬ 
se katastrophal. 

★ Der öffentliche Verkehr bereitet vie¬ 
lerorts nur Ärger. 

★ Alleine sieben Brücken müssen drin¬ 
gend saniert werden. 

★ Die Daseinsvorsorge ist nicht mehr 
auf Dauer gesichert. 

★ Qualifizierte Arbeitsplätze gehen in 
großem Ausmaß verloren. 

Um die Auflagen der „Schulden¬ 
bremse“ zu erfüllen, muss alleine das 
Land jährlich weitere 65 Millionen 
Euro einsparen. Deswegen werden die 
Ausgaben für die Allgemeinheit stän¬ 
dig reduziert. Vor diesem Hintergrund 
wird im Saarland diskutiert, wie dieses 
Bundesland, wenn überhaupt möglich, 
noch zu retten ist. 

„Es scheint zunehmend Konsens 
dahingehend zu wachsen, dass eine 
Rettung des Saarlandes nur mit Ver¬ 
besserungen auf der Einnahmeseite 
möglich sein wird. Diese Chance darf 
nicht ungenutzt bleiben, dies müssen 
wir mit einem ,Großen Ratschlag 4 aller 
interessierten Gremien und Mitbürger 
aufgreifen, diskutieren und mit einem 
breiten Bündnis in der Bevölkerung 
das Bewusstsein für die durchaus mög¬ 
liche Rettung unseres Landes wecken“, 
so Thomas Müller, Geschäftsführer des 
ver.di-Bezirks Region Saar-Trier“ 
Diesem Aufruf folgten 120 Vertre¬ 
terinnen von Gewerkschaften und Per¬ 
sonalräten, des Saarländischen Städ- 


„Die Saarländerinnen 
werden in einer Art 
Salamitaktik mürbe 
gemacht“ 


te- und Gemeindetages, von sozialen 
Bewegungen wie attac und der Frie¬ 
densbewegung, Bürgermeister und von 
linken Parteien, darunter der DKP. Über 
30 Diskussionsbeiträge sorgten dafür, 
dass auf diesem Ratschlag tatsächlich 
ein lebendiger Austausch von Ideen und 
Meinungen gelang. Beeindruckend war 
die breite Ablehnung neoliberaler Po¬ 
litik, der Schuldenbremse und die Be¬ 
reitschaft zur gemeinsamen Aktion. In 
seinem mit viel Beifall bedachten Bei¬ 
trag machte Thomas Hagenhofer, Be¬ 
zirksvorsitzender der DKP, darauf auf¬ 


merksam, wie perspektivlos die Politik 
der Großen Koalition im Saarland sei. 
„Die Saarländerinnen werden in ei¬ 
ner Art Salamitaktik mürbe gemacht. 
Stück für Stück wird die Leistungsfä¬ 
higkeit der öffentlichen Daseinsvorsor¬ 
ge beschnitten, bis nur noch eine leere 
Hülle vorhanden ist“ Er forderte eine 
Rettung des Saarlandes im Interesse der 
Saarländer und nicht für die Pfründe 
von Politikern oder des regionalen Ka¬ 
pitals. Der Ratschlag endete mit einer 
Einrichtung eines Lenkungskreises zur 
Vorbereitung weiterer Veranstaltungen 
und einer Großdemonstration gegen die 
Kaputtsparpolitik. 

Die DKP Saarland führt seit über 
zwei Jahren eine Kampagne „Stoppt 
die Kaputtsparer - Entschuldung jetzt“. 
Im Referat der Bezirksvorstandssit- 


Verrottetes Schwimmbad. 

zung wird der Ratschlag als wichtiger 
Schritt zur Vernetzung des Widerstands 
hervorgehoben und festgestellt: „Wir 
stehen offensichtlich vor einer neuen 
Runde gesellschaftspolitischer Ausein¬ 
andersetzungen im Saarland. Was allzu 
oft mit der Befürchtung des ,Verlustes 4 
der Eigenständigkeit beschrieben wird, 
ist im Kern nichts anderes als Ausdruck 
der weiteren Zuspitzung der kapita¬ 
listischen Krise und deren Folgen im 
Saarland. Es entwickeln sich rasant und 
auf immer weiteren Feldern die gesell¬ 
schaftlichen Widersprüche. 

Die Rot-Stift- und Sparpolitik der 
Großen Koalition, die Wirkungen der 
Schuldenbremse verlieren an Akzep¬ 
tanz, weil ihre negativen Folgen sicht¬ 
barer und auch spürbarer werden. Der 
Abbau öffentlicher Leistungen, der 
massive Arbeitsplatzabbau in diesem 
Bereich, die Kaputtsparpolitik an den 
Hochschulen, ständige neue Belastun¬ 
gen für die arbeitenden Menschen, die 
Misere im Gesundheitswesen, stoßen 
immer mehr auf Unverständnis. Im¬ 
mer deutlicher wird in der wirtschaft¬ 
lichen und strukturellen Entwicklung 


des Landes, dass sich damit die eigentli¬ 
chen Probleme nicht lösen lassen. Hin¬ 
zu kommen wieder weitere Betriebs¬ 
schließungen und Arbeitsplatzverluste, 
die weitere Zunahme prekärer Be¬ 
schäftigung, Lohnverluste und ange¬ 
ordneter Lohnverzicht und Mehrarbeit. 

Es zeigen sich Kräfte, die diesen 
Kurs nicht weiter hinnehmen wollen, 
z.B. die Protestaktionen der Studieren¬ 
den, z.B. in Kreistagen und Kommunen, 
bei sozialen Einrichtungen. So z.B. die 
Gewerkschaft Ver.di, die zunehmend 
in ihrer Interessenvertretung mit die¬ 
sen krisenhaften Entwicklungen kon¬ 
frontiert wird. Es verbreitet sich die 
Erkenntnis, dass etwas geschehen 
muss: Druck aus dem außerparlamen¬ 
tarischen Bereich, die Zusammenfüh¬ 
rung der Kräfte, die etwas ändern wol¬ 


len. Das ist ein notwendiger und guter 
Ansatz und die politische Erkenntnis, 
wofür die DKP seit Jahren eintritt und 
immer wieder Initiativen vorgeschla¬ 
gen hat.“ 

Die DKP wird daher ihre Kampag¬ 
ne verstärken und mit eigenen Aktio¬ 
nen zur Entwicklung einer Bewegung 
gegen die Sparpolitik beitragen. Wäh¬ 
rend fortschrittliche Kräfte für die Ret¬ 
tung des Saarlandes kämpfen wollen, 
hat die saarländische Landesregierung 
bereits den Bankrott erklärt. Die Mi¬ 
nisterpräsidentin erklärt angesichts der 
mangelnden Bereitschaft auch nur für 
eine Teilentschuldung bei den Gesprä¬ 
chen über den Länderfinanzausgleich 
das drohende Aus der Eigenständig¬ 
keit. Historisch ist das nicht neu. Das 
Saarland wurde mal von der eigenen 
Bourgeoisie, mal von der nationalen 
Politik gerne als Verhandlungsmas¬ 
se für Kapitalinteressen in die Waag¬ 
schale geworfen. Verschachert werden 
sollen auch heute wieder die sozialen, 
demokratischen und kulturellen Rech¬ 
te der Menschen in der Region. CDU 
und SPD sind mit ihrem neoliberalen 


Latein am Ende. Wer eine Perspektive 
für die Menschen an der Saar will, der 
muss nun für einen radikalen Politik¬ 
wechsel in der Landespolitik kämpfen. 
Aus Sicht der DKP ist eine breite ge¬ 
sellschaftliche Debatte notwendig, die 
sich letztlich um die Beantwortung der 
Frage drehen muss „Wie wollen wir 
im Saarland heute und in Zukunft le¬ 
ben?“. Es geht jetzt um die Bündelung 
der Kräfte, die sich im Widerspruch zu 
der neoliberalen Landespolitik befin¬ 
den und nach Lösungen suchen. 

Das heißt jetzt: Die Entwicklung 
des vernetzten und gemeinsamen Wi¬ 
derstandes, die Schaffung von trag- und 
handlungsfähigen Mehrheiten auf der 
Basis überzeugender inhaltlicher Alter¬ 
nativen. Der DKP geht es bei diesem 
Politikwechsel um die Durchsetzung 
einer ande¬ 
ren Umvertei¬ 
lung, um den 
Ausbau des 
Öffentlichen 
Sektors im 
Saarland, um 
das Durchset¬ 
zen von De¬ 
mokratie und 
d.h. Selbstbe¬ 
stimmung - 
um die demo¬ 
kratische Re¬ 
gulierung der 
Wirtschaft; 
um Mitbe¬ 
stimmung in 
Unternehmen 
und Kommu¬ 
nen; um ein 
ausgebautes 
und jedem 
zugängliches 
Bildungs- und 
Gesundheits¬ 
wesen und 
ebensolchem 
System sozi¬ 
aler Sicher¬ 
heit. Auch die 
Umsetzung der saarländischen Lan¬ 
desverfassung in der Eigentumsfrage 
und des Rechtes auf Arbeit muss eine 
Rolle spielen. Dort heißt es: „Alle wirt¬ 
schaftlichen Großunternehmen kön¬ 
nen durch Gesetz aus dem Privatei¬ 
gentum in das Gemeinschaftseigentum 
übergeführt werden, wenn sie in ihrer 
Wirtschaftspolitik, ihrer Wirtschafts¬ 
führung und ihren Wirtschaftsmetho¬ 
den das Gemeinwohl gefährden.“ 

Es geht uns um die Entwicklung 
und Durchsetzung einer Reformpoli¬ 
tik, die die Lebenslage der arbeitenden 
Klassen verbessert, die eine Verände¬ 
rung des Kräfteverhältnisses zwischen 
Kapital und Arbeit und eine Bewusst- 
werdung der Arbeiterklasse und ihrer 
Verbündeten über dieses Klassenver¬ 
hältnis mit sich bringen. 

Es geht um die Unterstützung zur 
Entwicklung einer Debatte für eine 
neue Kursbestimmung in der Gesell¬ 
schaftspolitik in den Gewerkschaften, 
insbesondere auch im DGB. 

ver.di hat völlig recht, es ist höchste 
Zeit zum Aufstehen. 

Thomas Hagenhofer 
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Warnung vor unentdeckten 
HlV-lnfektionen 

Viele Todesfälle sind vermeidbar 


I m Vorfeld des diesjährigen Welt- 
AIDS-Tages, der am 1. Dezember 
stattfindet, hat die Deutsche AIDS- 
Hilfe (DAH) vor unentdeckten HIV- 
Infektionen gewarnt. So wüssten ak¬ 
tuell rund 14 000 Bundesbürger nichts 
von ihrer Infektion. Rund die Hälfte 
von ihnen sei schon länger als drei Jah¬ 
re infiziert. Bei 7,2 Prozent bestehe die 
Infektion sogar schon zehn Jahre oder 
länger. Für die Betroffenen führe dies 
zu einem hohen Risiko schwerer Ge¬ 
sundheitsschäden, die heute vermeid¬ 
bar seien, so die DAH weiter. 

Aus Schätzungen ginge außerdem 
hervor, dass viele Menschen erst nach 
Jahren von ihrer Infektion erfahren. 
Dies könne „gravierende Folgen für 
ihre Gesundheit haben, denn der op¬ 
timale Zeitpunkt für den Therapiebe¬ 
ginn ist dann bereits oft vorbei“, warnte 
die DAH. Dass Menschen nichts von 
ihrer Infektion wüssten, nehme zudem 
Einfluss auf das Infektionsgeschehen. 
Abhilfe könnten mehr und frühere 
HIV-Tests schaffen, so die Selbsthilfe¬ 
organisation weiter. 

Die Zahl der HlV-lnfektionen in 
Deutschland ist in den letzten Jahren 
weitgehend konstant geblieben. Im 
Jahr 2013 haben sich wie im Vorjahr 


UZ: In den vergangenen Wochen kam 
es mehrfach zu öffentlichen Auftritten 
eines Netzwerks mit Namen „Hooli¬ 
gans gegen Salafisten“ (HoGeSa). Wie 
bewerten Sie diesen Zusammenschluss 
politisch? 

Sevim Dagdelen: Das sogenannte 
„HoGeSa“-Netzwerk selbst ist ein 
noch relativ junger Zusammenschluss 
rechter Hooligans, Rassisten und lu¬ 
penreiner Neonazis. Aber schon seit ge¬ 
raumer Zeit ist eine gemeinsame Szene 
aus Neonazis und Hooligans zu beob¬ 
achten. So werden Fußballstadien von 
den Nazis als Bühne für rechtsradikale 
Parolen genutzt. Und gleichzeitig sind 
die Hooligans bei Aufmärschen von 
Neonazis dabei. Das Phänomen war 
früher vor allem in Ostdeutschland 
verbreitet. Laut Experten hat sich der 
„Nationalsozialistische Untergrund“ 
(NSU) aus einer solchen Mischszene 
rekrutiert. Diese Mischszene gibt es 
aber auch im Westen - so seit langem 
die „Standarte Bremen“, aber auch bei 
mir im Wahlkreis die „Brigade Bo¬ 
chum“, die auch bei der Organisati¬ 
on des Aufmarsches Ende Oktober in 
Köln mitgemischt hat. Es ist also kein 
neues Phänomen. Neu ist nur die bun¬ 
desweite Mobilisierung dieser Szene, 
die von populären Auseinandersetzun¬ 
gen wie der gegen den Salafismus pro¬ 
fitiert und daran erfolgreich von rechts 
anknüpft. 

Mit wem man es konkret zu tun 
hat, konnte in Köln beobachtet wer¬ 
den. Dort versammelten sich Gewalt¬ 
täter, die marodierend durch die Stra¬ 
ßen zogen, Migrantinnen, Migranten, 
Linke, Journalistinnen und Journalis¬ 
ten und die Polizei attackierten. Dabei 
verletzten sie über 50 Personen und 
verwüsteten eine Bäckerei im Kölner 
Bahnhof. Was das mit einem angebli¬ 
chen Protest gegen Salafismus zu tun 
haben soll, bleibt das Geheimnis die¬ 
ser Personen, die ihr Programm öffent¬ 
lich zur Schau gestellt haben. Außer 
Rassismus, Hass und Gewalt haben 
sie nichts zu bieten. 

UZ: Die Polizei schien von dem Treiben 
vollends überrascht ... 

Sevim Dagdelen: Man muss bei den 
Behörden schon im Vorfeld gezielt die 
Augen vor der rechten Gefahr ver¬ 
schlossen haben. Was sich in Köln zu¬ 


rund 3 200 Menschen mit HIV infiziert. 
Schätzungsweise 80 000 leben mit HIV. 

Die DAH rät besonders Risiko¬ 
gruppen zu regelmäßigen, am besten 
jährlichen HIV-Tests. „Für höhere 
Testraten braucht es noch mehr ano¬ 
nyme und vertrauenswürdige Testan¬ 
gebote in den Lebenswelten der am 
stärksten betroffenen Gruppen, zum 
Beispiel in Aidshilfen, schwulen Zent¬ 
ren und Einrichtungen der Drogenhilfe 
sowie an geeigneten Orten für Migran¬ 
ten“, forderte die Organisation weiter. 
Schließlich käme der „Prävention vor 
Ort“, die vielerorts „drastisch unterfi¬ 
nanziert“ sei, eine „Schlüsselrolle“ zu. 

Tatsächlich hat sich der Krankheits¬ 
verlauf infolge einer HlV-Infektion in 
den letzten Jahren kontinuierlich ver¬ 
ändert. Nicht zuletzt aufgrund wirk¬ 
samerer Therapiemöglichkeiten folgt 
heutzutage auf eine Infektion mit dem 
HI-Virus nicht mehr zwangsläufig der 
Ausbruch von AIDS. Die HlV-Infek- 
tion gilt mittlerweile als behandelbare 
chronische Erkrankung. Heilbar ist sie 
jedoch trotz der wirksameren Medika¬ 
mente bisher nicht. Ungeachtet einiger 
Erfolge in Forschung und Wissenschaft, 
ist ein Impfstoff in naher Zukunft nicht 
in Sicht. 



Sevim Dagdelen ist Mitglied der 
Linksfraktion im Bundestag und 
deren Sprecherin für Internationale 
Beziehungen. 

sammenbraute, war absehbar. Es hat¬ 
ten sich im Internet mehrere tausend 
Rechte zu dem besagten Aufmarsch 
angekündigt, über 40 000 Personen 
„gefiel“ der Aufruf. Die neofaschis¬ 
tische Partei „Die Rechte“ mobili¬ 
sierte öffentlich zur Teilnahme, auch 
der Dortmunder Nazikader Siegfried 
Borchardt, besser bekannt als „SS-Sig- 
gi“, war vor Ort. Dass die Behörden 
einzig 1 300 Beamte eingesetzt haben, 
um mehrere Tausend Gewalttäter im 
Zaum halten zu können, ist aberwitzig. 
Der zuständige Landesinnenminister 
Ralf Jäger (SPD) hat ebenso versagt, 
wie die Kölner Polizeibehörde. Soviel 
ist klar. 

Im Nachgang wurde auch öffentlich 
bekannt, dass Anhänger der bereits im 
August 2012 eigentlich verbotenen 
„Kameradschaft Aachener Land“ 
(KAL) schon bei ihrer Anreise Nicht¬ 
deutsche bedrohten und in Düren aus 
dem Zug befördert haben sollen. Ich 
frage mich, warum militante Neonazis, 
die zuvor in einer mittlerweile verbo¬ 
tenen Organisation aktiv waren, nicht 
unter Beobachtung der Behörden ste¬ 
hen. Die Vorgänge rund um den Auf¬ 
marsch in Köln bedürfen noch einiger 
Aufklärungsarbeit. Vor allem die Ver¬ 
antwortlichkeiten von Polizei, NRW- 
Landesamt für Verfassungsschutz und 
Landesregierung müssen aufgearbeitet 


Neben HlV-lnfektionen entwi¬ 
ckeln sich aktuell auch andere sexuell 
übertragbare Krankheiten zum Prob¬ 
lem. So steigen die Zahlen vor allem 
bei Syphilis und Hepatitis an. Allein in 
der Bundesrepublik sind bis zu 500 000 
Menschen mit dem Hepatitis-C-Erre- 
ger HCV infiziert. „Erschreckend hoch 
ist auch die Zahl derjenigen, die keine 
angemessene Therapie erhalten. Viele 
Infektionen und Todesfälle sind ver¬ 
meidbar. Prävention und Behandlung 
würden zudem die Kosten der Epide- 


AIDS-Hilfen werben 
anlässlich des diesjährigen 
Welt-AIDS-Tages um 
Solidarität mit Betroffenen. 


mie erheblich reduzieren“, berichtet die 
DAH. 

„Auch in Deutschland sind die 
Maßnahmen gegen Hepatitis C bei 
weitem nicht ausreichend. Uns ste¬ 
hen viele Wege offen, diese drastisch 
unterschätzte Epidemie zu stoppen - 
doch die Politik muss den Boden berei¬ 
ten. Hoch wirksame Maßnahmen wie 
Spritzenvergabe in Haftanstalten, die 


werden. Und dann sind auch personelle 
Konsequenzen unabdingbar. 

UZ: Sie unterstützen also die Forderung 
nach einem Rücktritt des nordrhein¬ 
westfälischen Innenministers Ralf Jä- 
ger? 

Sevim Dagdelen: Herr Jäger hat in den 
Tagen nach dem Aufmarsch mehrfach 
bewiesen, dass er nicht geeignet ist, den 
rechten Mob unter Kontrolle zu halten. 
Er hat den vollends gescheiterten Po¬ 
lizeieinsatz beschönigt, Fehlverhalten 
bestritten und sich schon in den letz¬ 
ten Jahren in der Auseinandersetzung 
mit Neofaschisten nicht mit Ruhm be¬ 
kleckert. Das von ihm erlassene Verbot 
der KAL und des „Nationalen Wider¬ 
stands Dortmund“ wurde nicht konse¬ 
quent genug umgesetzt. Vielmehr wur¬ 
de zugelassen, dass sich die Neonazis 
unter dem Dach der Partei „Die Rech¬ 
te“ reorganisieren konnten und nun 
auch noch die Vorzüge des Parteienge¬ 
setzes in Anspruch nehmen. Herr Jäger 
ist dafür politisch verantwortlich. 

UZ: Sehen Sie die Gefahr, dass es den 
„HoGeSa“-Netzwerken künftig gelin¬ 
gen könnte, sich strukturell zu verfesti¬ 
gen? 

Sevim Dagdelen: Das ist meines Er¬ 
achtens derzeit noch nicht endgültig 
absehbar. Wir müssen das Treiben die¬ 
ser Zusammenhänge jedoch genau im 
Auge halten. Hier hat sich, das hat nicht 
nur der Aufmarsch in Köln bewiesen, 
ein hochexplosives und gefährliches 
Spektrum zusammengefunden. Und, 
weil es auch von Links wieder disku¬ 
tiert wird: Ich sage ganz klar Ja zur 
Demonstrationsfreiheit, aber Nein zur 
Pogromfreiheit. Was in Köln passiert 
ist, hatte Pogrom-Charakter. Und ich 
bin der festen Überzeugung, dass man 
faschistische Parteien und Gruppen, 
ihre Propaganda und ihre Aufmärsche 
verbieten muss. Gerade vor dem Hin¬ 
tergrund unserer Geschichte sollte es 
keine Experimente geben. Zusätzlich 
brauchen wir gegen die große Gefahr 
von Rechts auch einen gesellschaftli¬ 
chen Widerstand. Und auch ein klares 
Nein gegen Angriffe auf Migranten und 
Flüchtlinge. Hier muss die Gesellschaft 
klare Kante zeigen und für ein fried¬ 
liches Zusammenleben untereinander 
werben. 


zugleich HlV-lnfektionen verhindern 
würden, werden in den Bundesländern 
politisch blockiert. Dabei ist Präventi¬ 
on nicht nur ein Gebot der Menschen¬ 
würde, sondern auch sehr viel billiger 
als die aufwändigen Hepatitis-C-The- 
rapien“ so Sylvia Urban vom Vorstand 
der Deutschen AIDS-Hilfe. 

Die Behandlung der Hepatitis C 
erlebt aktuell einen beispiellosen Fort¬ 
schritt. „Neue Medikamente ermögli¬ 
chen bald Heilung für fast alle Pati¬ 
enten, in kürzerer Zeit als bisher bei 
sehr viel weniger Nebenwirkungen“, 
so die DAH. Jedoch seien die Medi¬ 
kamente enorm teuer, was dazu führe, 
dass auch in Europa viele Patientin¬ 
nen und Patienten aufgrund der völlig 
überzogenen Preise keinen Zugang zu 
den neuen Mitteln hätten, da Ärzte in 
Deutschland diese aus Angst vor Re¬ 
gressen (Strafzahlung im Kassenarzt¬ 
wesen) nur sehr zögerlich verordnen 
würden. 

Unterdessen werden am 1. Dezem¬ 
ber in vielen Städten und Kommunen 
ehrenamtliche Mitarbeiter der AIDS- 
Hilfen auf HIV und die anderen sexuell 
übertragbaren Krankheiten aufmerk¬ 
sam machen und um Solidarität für die 
Betroffenen werben. MB 


UZ: Und wie sollte man mit den An¬ 
hängern des IS in der Bundesrepublik 
umgehen? 

Sevim Dagdelen: Es darf keinerlei To¬ 
leranz für faschistische Gruppen oder 
Ideologien wie den IS geben. Sie wol¬ 
len auch einen Gottesstaat - das sind 
Antidemokraten hinter der Maske 
der Religion, wie sie im Buche ste¬ 
hen. Ein Rechtsstaat wie die Bundes¬ 
republik muss das deutlich bekämp¬ 
fen. Sonst wird die Gefahr immer grö¬ 
ßer, dass sich Hooligans und Nazis 
anmaßen, das Recht in Deutschland 
durchzusetzen. Und die Gesetzesla¬ 
ge in der Bundesrepublik gibt an sich 
genug her, um gegen Terrorsympathi¬ 
santen und ihre Unterstützer vorzu¬ 
gehen. Ich bin mir jedoch manchmal 
nicht sicher, inwiefern dies von den 
Behörden vollumfänglich gewährleis¬ 
tet wird. 

UZ: Inwiefern? 

Sevim Dagdelen: Der bereits erwähn¬ 
te NSU hätte seine Morde ohne staat¬ 
liche Alimentierung und Rückende¬ 
ckung kaum in diesem Ausmaß ver¬ 
üben können, wie er es tat. In Bezug 
auf den IS stellt sich mir die Frage, 
warum dieser erst vor wenigen Wo¬ 
chen in der Bundesrepublik verbo¬ 
ten worden ist. War der großen Koa¬ 
lition der barbarische Charakter die¬ 
ses salafistischen Terrorismus vorher 
nicht bekannt? Oder hat man gar auf 
die radikalen Islamisten gesetzt, weil 
man unbedingt einen völkerrechts¬ 
widrigen Regime-Change in Syrien 
wollte? Auch hier im Land wird bis¬ 
her nicht entschlossen genug gegen 
radikale Salafistengruppen vorgegan¬ 
gen. Während man Organisationen wie 
ATTAC in diesem Land - wie kürzlich 
geschehen - die Gemeinnützigkeit ab¬ 
spricht, wird etwa die nach dem saudi¬ 
schen Diktator benannte König-Fahd- 
Akademie in Bonn gefördert, der für 
eine weltweite Verbreitung des sala¬ 
fistischen Terrorismus stand. Das ist 
einfach ein Skandal. Die Toleranz ge¬ 
genüber radikal-islamistischen Grup¬ 
pen oder Staaten wie den Golfdiktatu¬ 
ren ist ganz und gar unangebracht. Es 
kann hier keine Rechtfertigung geben, 
nur weil das deutsche Kapital gute Ge¬ 
schäfte mit den Saudis macht. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Blut- und Boden-Ökos 

Rechtsextremisten besiedeln den länd¬ 
lichen Raum mit dem Ziel, eine Volks¬ 
gemeinschaft zu bilden - die völkisch¬ 
ideologische Gesinnung wird hinter ei¬ 
ner äußerlich harmlosen Fassade getarnt. 

Der Traum einer weitgehend aut¬ 
arken Lebensgestaltung im ländlichen 
Raum klingt für gesellschaftskritische 
Aussteiger erst einmal attraktiv. Natur¬ 
verbundenheit, Ressourcenschonung, 
nachbarschaftlicher Zusammenhalt und 
historisch-konservative Lebensführung 
sind ein Gegenentwurf zum alltäglichen 
Lebensmodell - so weit, so gut. Wenn je¬ 
doch völkische Beweggründe als treiben¬ 
de Kraft zu dem Genannten hinzukom¬ 
men, ist unbedingt Wachsamkeit gebo¬ 
ten, denn dann entwickeln rechtsextreme 
Kreise eine rassistisch-antisemitische 
Mission, die bereits in der Vergangenheit 
auf unsägliche Art mit Blut-und-Boden- 
Denken verfolgt wurde. 

Die Amadeu-Antonio Stiftung hat 
nun zu diesem Phänomen eine handliche 
Broschüre unter dem Titel „Völkische 
Siedler/Innen im ländlichen Raum“ her¬ 
ausgegeben. Darin wird über geschicht¬ 
liche Hintergründe aufgeklärt und über 
die Weltanschauung informiert. Anhand 
von Beispielen werden Erkennungs¬ 
merkmale benannt. So gehört etwa zu 
den Tipps, im Bioladen genau hinzuse¬ 
hen, welche Broschüren und Flyer dort 
von wem ausgelegt werden. Im Zusam¬ 
menhang mit dem völkischen Naturver¬ 
ständnis wird in der Ausarbeitung auf 
die extrem rechte Zeitschrift „Umwelt & 
Aktiv“ hingewiesen und an das Reichs¬ 
naturschutzgesetz der Nationalsozia¬ 
listen erinnert. Beim Thema Tierschutz 
wettern inzwischen auch Neonazis schon 
mal gegen Massentierhaltung. 

Genannt werden in der Handrei¬ 
chung der Amadeu-Antonio-Stiftung 
Organisationen wie die „Artgemein¬ 
schaft - Germanische Glaubens-Ge¬ 
meinschaft“ oder die „Gesellschaft für 
biologische Anthropologie, Eugenik und 
Verhaltensforschung“ sowie der „Bund 
für Gotterkenntnis Ludendorff e.V.“ 
(blick nach rechts) 

Obskure Kundgebungen 

Die Feierlichkeiten zum Mauerfall am 
9. November in Berlin nutzten auch ver¬ 
schiedene rechte und rechtspopulistische 
Gruppen für ihre Präsentation. 

Mit einer Bühne unmittelbar vor dem 
Berliner Reichstag war eine Gruppe aus 
dem „Reichsbürger“-Spektrum vertre¬ 
ten. Über mehrere Stunden wiederhol¬ 
ten die Teilnehmer dort ihre Thesen, dass 
Deutschland keine Verfassung habe und 
weiterhin von den USA besetzt sei. Auch 
für den Konflikt zwischen Russland und 
der Ukraine machten mehrere Redner 
die USA verantwortlich. Damit fanden 
sie auch Gehör bei einer Gruppe, die 
sich Unabhängige Montagsmahnwache 
nennt und in den vergangenen Monaten 
häufiger mit Kundgebungen in Berlin 
aufgefallen ist, an denen NPD-Funktio- 
näre und „Reichsbürger“ beteiligt waren. 

Für den 9. November hatte die Mon¬ 
tagsmahnwache eine Kundgebung vor 
dem Kanzleramt angemeldet. Zentraler 
Redner war dabei der Publizist Jürgen 
Elsässer, der noch einmal den Aufmarsch 
der Hooligans gegen den Salafismus vor 
zwei Wochen in Köln als antifaschistische 
Demonstration bezeichnete. Auf Xavier 
Naidoo musste das Bündnis dieses Mal 
verzichten. Am 3. Oktober war der Sän¬ 
ger, der einst mit antirassistischen Texten 
bekannt war, an gleicher Stelle in Ber¬ 
lin vor einem Bündnis aus „Reichsbür¬ 
gern“ und Teilen der Montagsmahnwa¬ 
chen aufgetreten. 

Am Sonntag konnten sie sich an ei¬ 
ner Stelle platzieren, an der ein Groß¬ 
teil der Teilnehmer des Bürgerfestes zum 
9. November vorbeikamen. Doch viele 
Passanten blieben nur kurz für ein Foto 
stehen. Am Beginn der Kundgebung 
gab es Proteste gegen den Auftritt der 
„Reichsbürger“. Die Polizei trennte beide 
Gruppen durch Speergitter. Die Gegen¬ 
demonstranten verließen bald den Platz 
vor dem Reichstag und machten sich 
auf den Weg zum Alexanderplatz. Dort 
hatten sich rund 30 Hooligans versam¬ 
melt. Die hatten wohl nicht mitbekom¬ 
men, dass ein angemeldeter Aufmarsch 
kurzzeitig wieder abgesagt worden war. 
Nachdem die Zahl der Gegner anwuchs, 
geleitete die Polizei die Rechten schnell 
vom Platz. (blick nach rechts) 


„Klare Kante zeigen“ 

HoGeSa kein neues Phänomen - Jäger ungeeignet 








6 Freitag, 14. November 2014 


Internationale Politik 


unsere zeit m 



Rechtsgerichtete israelische Demonstranten stoppten am 23. Oktober eine Straßenbahn, nachdem am Tag zuvor ein 
Palästinenser in eine Menschenmenge gefahren war. Ein Kind wurde dabei sofort getötet, eine Frau starb später an ihren 
Verletzungen. Der Täter wurde von israelischen Polizisten erschossen. 


Pulverfass Ostjerusalem 

Provokative Expansionspolitik der israelischen Rechten 


Volksbefragung in Katalonien 

Kataloniens Regierung sieht sich nach 
der inoffiziellen Volksbefragung in ih¬ 
rem Streben nach Unabhängigkeit be¬ 
stärkt. Nach dem Endergebnis, das die 
katalanische Regierung am Montag ver¬ 
öffentlichte, hatten sich etwa 2,3 Millio¬ 
nen Stimmberechtigte an der Befragung 
beteiligt. Davon votierten 80,8 Prozent 
für die Unabhängigkeit. Die Beteiligung 
an der nicht bindenden Befragung über¬ 
stieg die Erwartungen der Initiatoren. 
Vor vielen Stimmlokalen bildeten sich 
lange Schlangen. 10,1 Prozent sprachen 
sich bei der Befragung für die Bildung 
eines katalanischen Staates aus, der aber 
weiterhin zu Spanien gehören sollte. 
4,6 Prozent votierten gegen die Unab¬ 
hängigkeit. Die spanische Zentralregie¬ 
rung stufte die vom Verfassungsgericht 
untersagte Befragung dagegen als „poli¬ 
tische Propagandaaktion“ ein und drohte 
der katalanischen Regierung mit straf¬ 
rechtlichen Konsequenzen. 

Anschlag auf Schule in Nigeria 

Bei einem Bombenanschlag auf eine 
Schule im Norden Nigerias wurden am 
Montag mindestens 47 Menschen getö¬ 
tet. Bei den Opfern handelt es sich vor 
allem um Jugendliche. Mindestens 79 
Menschen waren verletzt worden, als 
sich ein Selbstmordattentäter während 
des Morgenappells auf dem Schulhof ei¬ 
nes Internats in die Luft sprengte. Die 
Tat ereignete sich in Potiskum im Bun¬ 
desstaat Yobe. 

Zusammenbruch der 
Landwirtschaft im Irak 

Die UNO-Organisation für Ernährung 
und Landwirtschaft (FAO) warnt vor 
einem Kollaps der irakischen Landwirt¬ 
schaft angesichts anhaltender Kämpfe im 
Land. Tausende Bauern seien in den ver¬ 
gangenen Monaten geflohen und hätten 
ihre Güter aufgeben müssen, meldete die 
FAO in einem am Montag veröffentlich¬ 
ten Bericht. Tiere seien verendet, Lände¬ 
reien geplündert worden. 

Gegenwärtig verteile die FAO Sa¬ 
men und Dünger an rund 28 000 Bau¬ 
ern im Land, um die Lebensmittelpro¬ 
duktion aufrecht zu erhalten. Allerdings 
warnt die FAO, mindestens zusätzliche 
38,5 Millionen US-Dollar (knapp 31 Mil¬ 
lion Euro) seien nötig, um einen Zusam¬ 
menbruch der Landwirtschaft zu verhin¬ 
dern. 

TTIP vor Gericht 

Gegner der geplanten Freihandelsab¬ 
kommen der EU mit den USA (TTIP) 
und Kanada (CETA) haben am Montag 
Klage beim Europäischen Gerichtshof 
(EuGH) eingereicht. Das Bündnis, dem 
mehr als 290 Organisationen aus 23 der 
28 EU-Staaten angehören, wendet sich 
gegen eine Entscheidung der EU-Kom- 
mission, wonach eine sogenannte Euro¬ 
päische Bürgerinitiative (EBI) gegen die 
„Transatlantische Handels- und Investiti¬ 
onspartnerschaft“ nicht zugelassen wird. 
Michael Efler vom Bündnis „Stop TTIP“ 
verwies vor dem Gericht darauf, dass bin¬ 
nen eines Monats bereits 863 909 Unter¬ 
schriften gegen TTIP gesammelt wurden. 
„Und das sind nur die Unterschriften, die 
online gesammelt wurden, die auf Papier 
haben wir noch nicht ausgezählt.“ Das 
breite gesellschaftliche Bündnis zeige, 
dass der Protest gegen die Freihandels¬ 
abkommen in der Gesellschaft verankert 
sei. Mit einer EBI können Themen auf 
die Tagesordnung der EU-Kommission 
gesetzt werden, wenn es den Initiatoren 
gelingt, in einem Viertel der Mitglied¬ 
staaten eine Million Unterschriften zu 
sammeln. Sie können jedoch keine Ge¬ 
setze oder Verordnungen erzwingen. 

Die mittlerweile abgelöste EU-Kom¬ 
mission hatte „Stop TTIP“ Mitte Septem¬ 
ber mit der Begründung zurückgewiesen, 
ihr Verhandlungsmandat gehe nur den 
Rat, dem die Staats- und Regierungs¬ 
chefs der Mitgliedstaaten angehören, et¬ 
was an, da die Verhandlungen mit den 
USA und Kanada „noch keine unmittel¬ 
baren Rechte und Pflichten schaffen wür¬ 
den“. „Stop TTIP“ sieht die EU-Kommis- 
sion in einem Interessenkonflikt, weil sie 
einerseits über die Zulassung von „Bür¬ 
gerinitiativen“ entscheiden darf, gleich¬ 
zeitig aber auch Verhandlungsführerin 
für die EU ist. 

Auf der Internetseite www.stop-ttip. 
org.de kann man den Aufruf gegen TTIP 
und CETA unterzeichnen. 


D ie gewaltsamen Zusammenstö¬ 
ße zwischen vorwiegend jungen 
Palästinensern und israelischen 
Sicherheitskräften in Ostjerusalem wie 
auch an einigen Orten im Westjordan¬ 
land haben eine neue Stufe der Eska¬ 
lation erreicht. In verschiedenen Be¬ 
richten wird von der Möglichkeit einer 
großen „Explosion“ und einer „neuen 
Intifada“ also einem umfassenden Auf¬ 
stand der Palästinenser gegen die israe¬ 
lische Besatzung, gesprochen. Muss es 
soweit kommen? 

In den westlichen Medien werden 
meist nur einzelne Zwischenfälle dar¬ 
gestellt. Da wird von Steine werfenden 
und Feuerwerkskörper schleudernden 
Jugendlichen berichtet, von Attentaten 
palästinensischer Amokfahrer auf un¬ 
schuldige Passanten an Bushaltestellen 
oder auch von der Erschießung eines 
israelischen „religiösen Eiferers“ auf 
dem Tempelberg durch einen Palästi¬ 
nenser. 

Die isolierte Behandlung der Vor¬ 
fälle dient der Verschleierung der Zu¬ 
sammenhänge. Denn es gäbe alle diese 
Ereignisse nicht, würde die israelische 
Regierung nicht seit mehr als 47 Jahren 
weite Teile Palästinas und Ostjerusalem 
völkerrechtswidrig entgegen den ein¬ 
schlägigen UNO-Resolutionen militä¬ 
risch besetzt halten. 

Seit dem Ende des letzten Gaza- 
Krieges im Sommer ist darüber hinaus 
eine deutliche Verschärfung der israeli¬ 
schen Besatzungspolitik und der Aus¬ 
bau der illegalen israelischen Siedlun¬ 
gen auf palästinensischem Territorium 
festzustellen, besonders in Jerusalem. 
Seit Wochen gibt es vermehrte israe¬ 
lische Patrouillenfahrten und Polizei¬ 
kontrollen im besetzten Westjordan¬ 
land, wurden israelische Kontrollpos¬ 
ten und fliegende „Checkpoints“ in 
den besetzten Gebieten vermehrt, sind 
die Palästinenser mit Straßenblocka¬ 
den und Absperrmaßnahmen, willkür¬ 
lichen Hausdurchsuchungen und Fest¬ 
nahmen konfrontiert. Dass sie sich ge¬ 
gen dieses Besatzungsregime und die 
Expansion von illegalen Siedlungen 
auf palästinensischem Boden wehren, 
ist ihr gutes völkerrechtlich verbrief¬ 
tes Recht. 

Im Zuge dieser israelischen Offen¬ 
sive verkündete die Netanjahu-Re¬ 
gierung am 27. Oktober, dass sie die 
Pläne für den Ausbau neuer Siedlun¬ 
gen in Ostjerusalem „beschleunigen“ 
werde. Rund 1 000 neue Wohneinhei¬ 
ten für israelische Siedler sollen in der 
palästinensischen Altstadt von Jerusa¬ 
lem gebaut werden, 400 bei Har Homa 


im Süden und 550 in Ramat Shlomo 
im Norden. Beide Orte liegen zwei¬ 
felsfrei jenseits der „grünen Linie“, die 
laut UNO-Beschlüssen das israelische 
Staatsgebiet von den palästinensischen 
Gebieten trennt. 

Hinzu kommen Aktionen jüdischer 
Siedler, die zwar nicht offiziell von der 
israelischen Regierung veranlasst sind, 
aber von dieser geduldet werden und 
oft unter Polizeischutz stattfinden. So 
ließen sich in der zweiten Oktoberhälf¬ 
te etwa 500 israelische Siedler illegal 
im Ostjerusalemer Stadtteil Silwan am 
Fuß des „Tempelbergs“ nieder, um in 
diesem palästinensischen Stadtteil ei¬ 
nen vorgeschobenen Posten der israe¬ 
lischen Kolonisierung Ostjerusalems zu 
bilden. 25 palästinensische Wohnhäu¬ 
ser und zwei große Wohnblocks wur¬ 
den von ihnen widerrechtlich in Be¬ 
schlag genommen. 

Damit stehen auch die verstärkten 
Zusammenstöße in Verbindung, die 
sich in jüngster Zeit auf dem „Tem¬ 
pelberg“ ereignet haben. Parallel zum 
Siedlungsausbau wurde orthodoxen Ju¬ 
den und Siedlern Mitte Oktober unter 
Berufung auf das traditionelle „Laub¬ 
hüttenfest“ das vermehrte Betreten des 
Tempelberges genehmigt, was norma¬ 
lerweise nur eingeschränkt möglich ist. 

Dabei muss erwähnt werden, dass 
schon die Bezeichnung „Tempelberg“ 
eigentlich keine neutrale geografische 
Bezeichnung für den Hügel in der pa¬ 
lästinensischen Altstadt ist. Deshalb 
wird er im französischen Sprachraum 
auch als „Esplanade der Moscheen“ 
bezeichnet. Denn von einem jüdischen 
Tempel ist an diesem Platz heute nichts 
mehr zu sehen. Nach der Überlieferung 
soll es dort vor mehr als zweitausend 
Jahren mal jüdische Tempel gegeben 
haben. Der letzte davon wurde jedoch 
im Jahr 76 unserer Zeitrechnung von 
den Römern zerstört. Nach der Erobe¬ 
rung Palästinas durch die Araber wur¬ 
de an der Stelle im Jahr 691 der „Fel¬ 
sendom“ und die Al-Aqsa-Moschee er¬ 
richtet. Sie sind für gläubige Moslems 
das dritthöchste Heiligtum in der Welt 
nach Mekka und Medina. Dementspre¬ 
chend wurde nach dem „Sechs-Tage- 
Krieg“ von 1967, als Israel Ostjerusalem 
besetzte und annektierte, in dem zwi¬ 
schen Jordanien und Israel abgeschlos¬ 
senen Abkommen festgelegt, dass diese 
religiöse Stätte weiter von der jorda¬ 
nischen Stiftung Waqf verwaltet und 
der Zugang für Nicht-Muslime einge¬ 
schränkt wird. Die israelische Polizei 
errichtete jedoch eine strenge Kont¬ 
rolle an den Zugängen. 


In jüngster Zeit verstärkte sich aber 
die Forderung israelischer Extremis¬ 
ten, Juden den unbeschränkten Zutritt 
zu dem moslemischen Heiligtum und 
dort die Abhaltung jüdischer Gebetsze¬ 
remonien zu gestatten. Dahinter steht 
die Absicht, auf dem historischen Platz 
anstelle der Al-Aqsa-Moschee wieder 
eine jüdische Tempelanlage zu bauen 
und den Status der Verwaltung des 
Tempelbergs grundlegend zu verän¬ 
dern, das heißt ihn in israelische Hand 
zu übernehmen. Es geht also auch hier 
um die Ausweitung des israelischen 
Machtbereichs im palästinensischen 
Ostjerusalem entgegen den einschlä¬ 
gigen UNO-Resolutionen. 

Dies ist der Hintergrund für den er¬ 
bitterten Widerstand der Palästinenser 
gegen diese Pläne und auch für das At¬ 
tentat auf den Rabbiner Jehuda Glick, 
Anführer der extremistischen „Ini¬ 
tiative für die Freiheit der Juden auf 
dem Tempelberg“, der am 29. Oktober 
durch einen Gewehrschuss schwer ver¬ 
letzt wurde. Ein Palästinenser, von dem 
die israelische Polizei behauptete, er sei 
der Attentäter, ist wenige Stunden spä¬ 
ter von den Israelis einfach erschossen 
worden. Dies führte zur weiteren Zu¬ 
spitzung der Auseinandersetzungen. 
Am 5. November drang die israeli¬ 
sche Polizei erstmals sogar in Räume 
der Al-Aqsa-Moschee ein, nachdem 
sie eine Demonstration von angeblich 
„vermummten“ Palästinensern auf dem 
Tempelberg mit Tränengas und Blend¬ 
granaten attackiert hatte und diese in 
die Moschee flüchteten. 

Die Reihe israelischer Übergriffe in 
Ostjerusalem wie in anderen Teilen des 
Westjordanlandes ließe sich um zahl¬ 
reiche weitere Beispiele ergänzen. 

Es stellt sich aber vor allem die Fra¬ 
ge, wie lange die westlichen Politiker 
von Washington bis Paris und Berlin 
dieser Eskalation der Spannungen und 
der Expansionspolitik Israels jenseits 
des israelischen Staatsgebiets noch 
tatenlos Zusehen wollen. Nachdem 
man mit Sanktionen gegen Russland 
rasch bei der Hand war, können doch 
auch Sanktionen gegen die israelische 
Rechtsregierung zur Durchsetzung der 
von den UNO-Resolutionen bestimm¬ 
ten Rahmenbedingungen für eine 
Zwei-Staaten-Friedensregelung kein 
Tabu sein. Die Mehrheit des britischen 
Unterhauses und die schwedische Re¬ 
gierung haben die Anerkennung des 
Staates Palästina beschlossen. Wann 
folgt die deutsche Bundesregierung 
und die Mehrheit des Bundestages? 

Dirk Grobe 


Ende der Eiszeit? 

Annäherungen auf APEC- 
Gipfel 

Die Staaten des Asien-Pazifik-Raumes 
rücken enger zusammen, um ihre wirt¬ 
schaftliche Kooperation voranzutrei¬ 
ben. Der Gipfel der Asiatisch-Pazifi¬ 
schen Wirtschaftsgemeinschaft (APEC) 
in Peking sah eine versöhnliche Geste 
zwischen China und Japan sowie Fort¬ 
schritte in den Bemühungen für freieren 
Handel in der Region, die fast die Hälfte 
des Welthandels abwickelt. 

Trotz der Differenzen mit Peking 
versicherte USA-Präsident Obama, die 
USA wollten mit China Zusammenar¬ 
beiten. „Wir heißen den Aufstieg eines 
wohlhabenden, friedlichen Chinas will¬ 
kommen“, sagte der Präsident in einer 
Rede vor Wirtschaftsführern der 21 Pa¬ 
zifik-Anrainer. 

Zum Auftakt des zweitägigen Tref¬ 
fens zeigte sich überraschend auch ein 
Tauwetter in den frostigen Beziehungen 
zwischen China und Japan. Erstmals 
empfing Chinas Staats- und Parteichef Xi 
Jinping den japanischen Regierungschef 
Shinzo Abe. Seit zwei Jahren gab es we¬ 
gen des Streits um eine Inselgruppe im 
Ostchinesischen Meer und chinesischer 
Vorwürfe über eine mangelnde Aufar¬ 
beitung der japanischen Kriegsvergan¬ 
genheit eine Eiszeit in den Beziehungen. 

Zum Auftakt seines Besuches in Pe¬ 
king sprach sich Obama für ein ehrgei¬ 
ziges bilaterales Investitionsabkommen 
aus. „Die Handels- und Investitionsbe¬ 
ziehung hat Vorteile für beide Länder.“ 
Als die zwei weltgrößten Volkswirtschaf¬ 
ten hätten beide Staaten eine besonde¬ 
re Verantwortung. „Wenn die USA und 
China Zusammenarbeiten, dann profi¬ 
tiert davon die Welt“, sagte Obama. 

In einer Rede kündigte Russlands 
Präsident Putin angesichts der Spannun¬ 
gen mit dem Westen wegen der Ukraine- 
Krise an, dass Russland in der Asien-Pa- 
zifik-Region eine größere Rolle spielen 
wolle. „Für uns ist China ein Schlüssel¬ 
partner in der Region.“ 

Auf dem Gipfel kamen auch die Han¬ 
delsgespräche voran. China und Südko¬ 
rea einigten sich auf einen bilateralen 
Freihandelspakt. Auch wurden Fort¬ 
schritte bei den Verhandlungen mit den 
USA um das Freihandelsabkommen TPP 
(Transpazifische Partnerschaft) berich¬ 
tet. China ist nicht beteiligt, sondern ver¬ 
folgt eine Freihandelszone Asien-Pazifik 
(FTAAP), für die die APEC-Staaten ei¬ 
nen „Fahrplan“ verabschiedet hatten. 

China und die USA verständigten 
sich auf umfassende Visumserleichterun¬ 
gen. US-amerikanische Regierungskrei¬ 
se sahen einen Erfolg. Die Zahl der chi¬ 
nesischen Besucher in den USA könnte 
von derzeit 1,8 Millionen pro Jahr auf das 
Vierfache steigen. 

Militärübung in 
Südkorea 

Schüsse in Richtung KDVR 

Südkorea hat am Montagmorgen sein 
jährliches Militärmanöver „Hoguk“ 
begonnen. Noch nie hätten so viele 
Soldaten an der seit 1996 stattfinden¬ 
den Übung teilgenommen, berichtet 
die südkoreanische Nachrichtenagen¬ 
tur Yonhap. 330 000 Soldaten sollen an 
zwölf Übungstagen eingesetzt werden. 
In den vergangenen Jahren waren rund 
80 000 Soldaten an der Übung betei¬ 
ligt. 

Im südkoreanischen Generalstab 
hieß es, man gehe davon aus, dass 
Nordkorea in den zurückliegenden 
Monaten intensive Militärtrainings ab¬ 
gehalten habe. Im Gegenzug habe man 
sich für dieses bisher größte Manöver 
entschieden. 

Das südkoreanische Militär hat 
am Montag mehrere Dutzend „Warn¬ 
schüsse“ in Richtung Nordkorea ge¬ 
feuert. Angeblich sollen sich etwa 
zehn nordkoreanische Soldaten der 
Grenze zwischen beiden Ländern in 
der Nähe der südkoreanischen Stadt 
Paju genähert haben Sie hätten Fotos 
der Grenzmarkierungen gemacht. Da¬ 
bei seien sie „fast auf südkoreanisches 
Territorium vorgedrungen“, erklär¬ 
te ein Sprecher des südkoreanischen 
Generalstabs. 
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Aktion gegen Maulkorbgesetz für Mumia 

Internationale Unterschriftensammlung gegen „Silence Mumia Act“ 



E ine internationa¬ 
le Unterschriften¬ 
sammlung per In¬ 
ternet gegen das Maul¬ 
korbgesetz für den 
US-amerikanischen Jour¬ 
nalisten und Bürgerrecht¬ 
ler Mumia Abu-Jamal ist 
Anfang November von 
den USA aus in Gang ge¬ 
bracht worden. 

Der Gouverneur des 
US-Bundesstaates Penn¬ 
sylvania, Tim Corbett, hat 
am 4. November den so¬ 
genannten „Revictimi- 
zation Relief Act“ durch 
seine Unterschrift in 
Kraft gesetzt, der Mitte 
Oktober auf Betreiben 
extremistischer und ras¬ 
sistisch geprägter Kreise 
der US-amerikanischen 
Rechten im Parlament 
von Pennsylvania verab¬ 
schiedet worden ist. 

Mit diesem Gesetz be¬ 
kommt die Staatsanwalt¬ 
schaft nahezu unbegrenz¬ 
te Befugnisse, in den Ge¬ 
fängnissen dieses Staates 
einsitzende Häftlinge un¬ 
ter dem Vorwand des „Opferschutzes“ 
zum Schweigen zu verurteilen, obwohl 
das Grundrecht der freien Meinungs¬ 
äußerung laut US-Verfassung auch In¬ 
haftierten zusteht. Es sei den Opfern 
von Verbrechen nicht zuzumuten, öf¬ 
fentliche Äußerungen von jenen zu hö¬ 
ren oder zu lesen, die Straftaten gegen 
sie oder ihre Angehörigen begangen 
haben, weil ihnen dies „seelische Qua¬ 
len“ verursachen könnte, lautet die of¬ 
fizielle Begründung. 

Offenkundig richtet sich dieses 
Gesetz speziell gegen den seit 32 Jah¬ 
ren inhaftierten schwarzen Journalis¬ 
ten Mumia Abu-Jamal. US-amerika¬ 
nische Linke nennen es deshalb auch 
„Silence Mumia Act“. Mumia war 1982 
von einem rassistisch deutlich voreinge¬ 
nommenen Richter zum Tod verurteilt 
worden, weil er im Dezember 1981 bei 
einer Auseinandersetzung in Pennsyl¬ 
vania angeblich den weißen Polizisten 
David Faulkner ermordet haben soll. In 
langjährigen juristischen Auseinander¬ 


setzungen erwies sich, dass die angeb¬ 
lichen „Beweise“ gegen Mumia einer 
kritischen Nachprüfung nicht standhiel¬ 
ten, er jedoch aufgrund eines Klimas 
der rassistischen Voreingenommenheit 
und des Drucks weißer rechtsextremis¬ 
tischer Kreise, insbesondere des „Bru¬ 
derordens der Polizei“ in Pennsylvania, 
dennoch über 30 Jahre lang im Todes¬ 
trakt des Gefängnisses festgehalten 
wurde. Erst im Jahr 2008 wurde das To¬ 
desurteil aufgrund anhaltender Proteste 
aus dem In- und Ausland nach langem 
juristischem Tauziehen in lebenslan¬ 
ge Haft umgewandelt. Abu-Jamal hat 
jedoch nie klein beigegeben und auch 
aus dem Gefängnis heraus weiterhin 
kritische Artikel und Kommentare zur 
US-amerikanischen Justiz und Polizei 
und zu aktuellen Ereignissen der ame¬ 
rikanischen und internationalen Politik 
veröffentlicht, die über die USA hinaus 
in internationalen, auch deutschen Me¬ 
dien (Kolumne in der „jungen weit“) 
Resonanz fanden. 


Dem wollten Gouverneur Corbett 
und seine Anhänger nun offensichtlich 
ein Ende machen. Dass sich das Gesetz 
speziell gegen den inhaftierten Bür¬ 
gerrechtler richtet, ergibt sich schon 
aus der Tatsache, dass der Gouverneur 
das Gesetz nicht wie üblich an seinem 
Amtssitz Unterzeichnete, sondern dafür 
eine öffentliche Show auf einer Bühne 
an dem Platz in der Stadt veranstaltete, 
an dem der Polizist Faulkner 1981 zu 
Tode kam. Außerdem hatte der rechts¬ 
lastige „Bruderorden der Polizei“ im 
Verein mit der Staatsanwaltschaft An¬ 
fang Oktober dieses Jahres vergeblich 
zu verhindern versucht, dass eine im 
Gefängnis aufgenommene Rede von 
Mumia für das Goddard-College in 
Vermont vor dortigen Studenten ab¬ 
gespielt wird. Auch die Zusammenar¬ 
beit Mumias mit dem in San Francisco 
ansässigen „Prison Radio“, das sich mit 
der Aufdeckung von Misshandlungen 
in US-amerikanischen Gefängnissen 
befasst und Mumia mehrfach inter¬ 
viewt hatte, war den Justiz- und Poli¬ 
zeioberen ein Dorn im Auge. 

Im Text der eingangs erwähnten 
Unterschriftensammlung heißt es: 
„Dem Opferschutz wird nicht gedient, 
indem den Verurteilten fundamentale 
Rechte verweigert werden, besonders 
weil die Freiheit der Meinungsäuße¬ 
rung von Gefangenen entscheidend ist 
für die Überwindung von Fehlurtei¬ 
len... Unsere Gesellschaft ist gegen¬ 
wärtig mit einer umfassenden Debatte 
über die Probleme der Masseninhaftie¬ 
rung befasst, die sich ohne die Stimme 
von Gefangenen nicht hätte entwickeln 
können.“ 

Zu den Erstunterzeichnern gehör¬ 
ten neben dem Internationalen Freun¬ 
deskreis für Mumia und der US-Initi- 
ative gegen die Todesstrafe auch die 
bekannte Bürgerrechtlerin und Univer¬ 
sitätsprofessorin Angela Davis und der 
Kapitalismus-Kritiker und Sprachwis¬ 
senschaftler Professor Noam Chomsky. 
Nach Angaben der Internetplattform 
sind bisher rund 14 000 Unterschriften 
aus zahlreichen Ländern der Welt ein¬ 
gegangen. Wer unterzeichnen möchte, 
kann sich hier anschließen (englischer 
Text): http://act.rootsaction.Org/p/ 
dia/action3/common/public/?action_ 
KEY=io521 


Napolitano will nicht mehr 

Italiens Staatspräsident hielt die politischen Auseinandersetzungen in Zaum 


Kuschel-Ausbeuter gesucht 

Jeder fünfte britische Beschäftigte verdient 
weniger als das Existenzminimum 



„Gott der Gerechtigkeit, Freund der 
Armen, wir beten für alle in unserer 
Stadt, die für einen Lohn arbeiten, der 
nicht ausreicht, um für ihr Wohl und 
das ihrer Familien zu sorgen. Stärke das 
Beispiel der Living-Wage-Arbeitgeber, 
dass sie ein Leuchtturm seien, der auch 
andere zu dem Ziel führt, an dem die 
Früchte der Arbeit gerecht geteilt wer¬ 
den. Amen.“ 

Dieses Gebet verbreitete die Stif¬ 
tung „Living Wage“ zum Beginn ihrer 
Kampagnenwoche Anfang November, 
um die Idee eines Lohnes, der zum Le¬ 
ben reicht, auch in den Religionsge¬ 
meinschaften zu verbreiten. Der „Li¬ 
ving Wage“ gibt den Stundenlohn an, 
den ein Beschäftigter bei üblicher Ar¬ 
beitszeit mindestens verdienen muss, 
um das Existenzminimum zu erreichen. 
Er wird jährlich errechnet, die aktuali¬ 
sierten Werte wurden Anfang des Mo¬ 
nats veröffentlicht. Der Living Wage 
ist eine freiwillige Mindestbezahlung, 
er liegt deutlich über dem gesetzlichen 
Mindestlohn, der eindeutig nicht zum 
Leben reicht: Während der Mindest¬ 
lohn auf 6,50 Pfund (8,33 Euro) fest¬ 
gelegt ist, beträgt der Living Wage 7,85 
Pfund (10,06 Euro), für die Metropol¬ 
region London sogar 9,15 Pfund (11,73 
Euro). 

Eine neue Studie zum 
Thema zeigt, dass die Lage 
in Großbritannien sich nicht 
grundlegend von der in 
Deutschland unterscheidet: 

Rund 5,3 Millionen Men¬ 
schen verdienen weniger als 
den Living Wage - das ist 
etwa jeder fünfte Beschäf¬ 
tigte, in Nordirland verdient 
mehr als jeder vierte weniger 
als offiziell zum Leben nötig 
ist. In der Gastronomie und 
im Einzelhandel gibt es be¬ 
sonders viele Niedriglöhner, 
Teilzeitbeschäftigte sind stär¬ 
ker betroffen. 

Die Stiftung „Living 
Wage“ will daran etwas än¬ 
dern - und zwar, indem sie an 
die Unternehmer appelliert. 

Sie vergibt ein Zertifikat an Unterneh¬ 
mer, die ihre Angestellten entsprechend 
bezahlen. Über 1 000 Unternehmen 
haben sich bereits registriert, darunter 
Google, Goldman Sachs und Nestle. In 
diesen Unternehmen bedeutet die Er¬ 
höhung des festgelegten Living Wage 
automatisch eine Gehaltserhöhung auf 
den neuen Satz. Auch der Auftragge¬ 


ber der Living-Wage-Studie, der Wirt¬ 
schaftsprüfungs- und Unternehmensbe- 
ratungs-Konzern KPMG, gehört dazu. 
Der Konzern findet: Freiwillig einen 
Lohn zu zahlen, von dem die Beschäf¬ 
tigten auch leben können, „ist auch 
fürs Geschäft sinnvoll. Die zusätzlichen 
Lohnkosten werden mehr als ausgegli¬ 
chen durch eine geringere Abwande¬ 
rung von Beschäftigten und einen 
niedrigeren Krankenstand, durch grö¬ 
ßere Loyalität und höhere Moral. Das 
führt zu besserer Arbeitsleistung.“ Und 
es könnte noch weitere Gründe für die 
Unternehmen geben, den Living Wage 
zu zahlen: Die Labour Party hat ange¬ 
kündigt, registrierten Unternehmen ei¬ 
nen Steuernachlass zu geben, falls sie 
im nächsten Jahr die Wahlen gewinnt. 

Trotzdem ist nicht einmal dieser be¬ 
scheidene Lohn eine Selbstverständ¬ 
lichkeit. Im Landesdurchschnitt sind die 
Reallöhne in den vergangenen Jahren 
gesunken, erst am 18. Oktober hatten 
90 000 demonstrierende Gewerkschaf¬ 
ter gefordert: „Britain braucht höhere 
Löhne!“ Für die Labour Party geht es 
auch darum, dass mit höheren Reallöh¬ 
nen die Steuereinnahmen steigen wür¬ 
den, die Einkommen der Reichsten will 
sie nicht ernsthaft antasten. Selbst zu 
Löhnen, die nur ansatzweise den Le¬ 


bensunterhalt decken, müssen die Un¬ 
ternehmen gezwungen werden. 

Die Festsetzung des Living Wage 
kann da hilfreich sein - die Appelle an 
die Moral und den Geschäftssinn der 
Ausbeuter nicht. Auf dass die Arbei¬ 
terklasse sich selbst um höhere Löhne 
kümmere. Amen. 

Olaf Peters 


„Fehlende Mittel“ 

25 Prozent der EU-Bürger von Armut bedroht 


Italiens Staatspräsident Giorgio Napo¬ 
litano hat am Wochenende angekün¬ 
digt, Ende des Jahres zurückzutreten. 
Auf dem traditionellen Neujahrsemp¬ 
fang am 31. Dezember werde er seine 
letzte Rede halten und dann den Quiri- 
nalspalast, bis 1946 Resistenz der italie¬ 
nischen Könige, auf dem Colle (Hügel) 
verlassen. 

Auf Drängen seiner Demokrati¬ 
schen Partei (PD) hatte er sich im April 
2013 in einer schweren Staats- und Re¬ 
gierungskrise - sowohl die Wahl eines 
neuen Premiers als auch eines Nachfol¬ 
gers für ihn scheiterte am Patt zwischen 
Mitte-Links und dem rechtsextremen 
Lager - zu einer zweiten siebenjährigen 
Amtszeit bereiterklärt. Schon damals 
hatte er, der im Juni 2015 90 Jahre wird, 
angekündigt, nicht für die volle Amts¬ 
zeit zur Verfügung zu stehen. Seine 
Wahl, die dann - gemäß Verfassung - in 
einer gemeinsamen Versammlung der 
Abgeordneten und Senatoren sowie je 
drei Vertretern der Regionalparlamen¬ 
te mit 738 von 1007 Stimmen erfolg¬ 
te, hatte er sich in einer Absprache mit 
den Vertretern aller Parlamentspartei¬ 
en (eingeschlossen die rechtsextreme 
Forza Italia) zusichern lassen, was als 
Kuhhandel heftig kritisiert, vom Chef 
der Protestbewegung M5S, Beppe Gril- 
lo als Staatsstreich verurteilt wurde. 

Mit Napolitano kam 2006 zum ers¬ 
ten Mal ein Ex-Kommunist, ein frü¬ 
heres Politbüromitglied der IKP, das 
1989/90 maßgeblich deren Umwand¬ 
lung in eine sozialdemokratische 
Linkspartei betrieben hatte (s. Seite 
13), ins höchste Staatsamt. Nach sei¬ 


ner Wiederwahl gelang es ihm, die Re¬ 
gierungskrise beizulegen und eine von 
der sozialdemokratischen PD geführ¬ 
te, aber von Berlusconis Unterstüt¬ 
zung abhängige Regierung ans Ru¬ 
der zu bringen, der seit Februar dieses 
Jahres Matteo Renzi vorsteht, dessen 
Kurs sogenannter „Reformen“ er wie¬ 
derholt gut hieß. Aus dem Mitte-Links- 
Spektrum vorgebrachte Forderungen, 
in vorgezogenen Neuwahlen die ex¬ 
treme Rechte zu schlagen, lehnte er ab. 
In den Begründungen seines Rücktritts, 
die die Nachrichtenagentur ANS A aus¬ 
führlich wiedergab, führte der Staats¬ 
chef sein Alter an, ließ aber auch Ent¬ 
täuschung durchblicken, dass wichtige 
Reformen wie ein neues Wahlgesetz an 
der Blockierung durch Berlusconis FI 
scheiterten. 

Der Staatschef hatte nachdrücklich 
ultimative Forderungen Berlusconis, 
der eine Strafe wegen Steuerbetrugs 
im Sozialdienst verbüßt, nach einem 
Gnadenerlass abgelehnt. Beobachter 
in Rom sehen den frühen Termin des 
Rücktritts auch im Zusammenhang da¬ 
mit, dass er so eine Kandidatur des Ex- 
Premiers für seine Nachfolge verhin¬ 
dern will, da dessen Strafe, die im Mai 
2015 endet, ein zweijähriges Ämter¬ 
verbot einschließt. Berlusconi erwar¬ 
tet, dass dann das Ämterverbot aufge¬ 
hoben wird. 

Nicht für das Land, wie es in ver¬ 
schiedenen Medien heißt, war Napoli¬ 
tano „eine Garantie“, sondern für den 
selbst in der PD umstrittenen Rechts¬ 
kurs Renzis, gegen dessen „Sparpa¬ 
ket“ am Wochenende gerade wieder 


über 100 000 Menschen in Rom pro¬ 
testierten. Der Premier befürchtet zu 
Recht, mit Napolitano seine wichtigste 
Stütze zu verlieren und in den Sog ei¬ 
ner neuen Regierungskrise zu geraten. 
„Der Premier möchte deshalb das Ad- 
dio Napolitanos aufschieben“, schrieb 
„La Repubblica“ am Sonntag. Wenigs¬ 
tens bis Mai. Bis dahin will er das neue 
Wahlgesetz durchbringen, das Napoli¬ 
tano dann noch unterschreiben könn¬ 
te. „Doch die großen Manöver um den 
Nachfolger sind bereits im Gange“, so 
das regierungsnahe Blatt weiter. Der 
PD geht es darum, einen Nachfolger 
aus ihren Reihen oder zumindest ihr 
Nahestehenden zu finden, der vielleicht 
in den ersten drei Wahlgängen nicht 
die erforderliche Zweidrittelmehrheit, 
aber die dann genügende einfache Zu¬ 
stimmung erreichen könnte. Zwei Kan¬ 
didaten sind bereits ins Gespräch ge¬ 
bracht: Der Präsident der norditalieni¬ 
schen Region (Land) Piemont, Sergio 
Chiamparino, wie Napolitano ein Ex- 
Kommunist, danach Linksdemokrat 
und heute PD. Wie in Rom zu hören, 
könnte M5S für ihn votieren und er da¬ 
mit sogar auf eine Zweidrittelmehrheit 
kommen. Die zweite Variante ist der 
parteilose populäre Jura-Professor Ste¬ 
fano Rodotä, einst der IKP nahe, spä¬ 
ter der Linkspartei, der 2013 bereits als 
Kandidat der Linkspartei SEL und von 
M5S gegen Napolitano aufgestellt wor¬ 
den war. Beide Politiker dürften Renzi 
nicht gerade genehm sein. Wie in Rom 
durchsickert, stehen aber noch weitere 
Kandidaten in den Startlöchern. 

Gerhard Feldbauer 


Jeder vierte Mensch in der EU ist von 
Armut bedroht. Das stellt die EU-Sta- 
tistik-Behörde Eurostat mit ihrer jüngs¬ 
ten Pressemitteilung zu diesem Thema 
fest (eurostat 168/2014 vom 4.11.). 

Die Eurostat-Angaben beziehen 
sich auf das Jahr 2013. Insgesamt wa¬ 
ren es nach diesen Angaben 122,6 Mil¬ 
lionen Menschen in den 28 EU-Staaten, 
die „armutsgefährdet“ waren. Das sind 
24,5 Prozent der Gesamtbevölkerung. 
Für 2013 liegt die Zahl zwar um mi¬ 
nimale 0,3 Prozent niedriger als 2012, 
aber immer noch um 0,7 Prozent höher 
als 2008. Langjährig geht der Trend in 
Richtung Größerwerden. Als „armuts¬ 
gefährdet“ gilt nach den offiziellen 
EU-Kriterien, wer in einem Haushalt 
lebt, dessen Einkommen unterhalb von 
60 Prozent des Durchschnittseinkom¬ 
mens in dem jeweiligen Land liegt, So¬ 
zialhilfeleistungen eingerechnet. 

In 14 EU-Staaten, also genau der 
Hälfte, lag der Prozentsatz der Armut¬ 
gefährdeten noch über dem EU-Durch- 
schnitt. In den folgenden EU-Staaten 
fallen mehr als ein Drittel der Bevöl¬ 
kerung unter diese Kategorie: Bulga¬ 
rien 48 Prozent, Rumänien 40,4 Pro¬ 
zent, Griechenland 35,7 Prozent, Lett¬ 
land 35,1 Prozent, Ungarn 33,1 Prozent. 
Über dem EU-Durchschnitt liegt der 
Anteil der Armutsgefährdeten aber 
auch in Spanien, Italien, Portugal, Zy¬ 
pern, Belgien, Polen, Kroatien, Litauen 


und Großbritannien. Selbst in Deutsch¬ 
land, dem „reichsten“ Land der EU, 
müssen immerhin mehr als 16 Millio¬ 
nen Menschen oder 20,3 Prozent mit 
einem Einkommen unterhalb der Ar¬ 
mutsgefährdungsschwelle leben. 

Noch schlechter dran als die „Ar¬ 
mutsgefährdeten“ sind die Menschen, 
die in der EU-Statistik als „unter er¬ 
heblicher materieller Deprivation lei¬ 
dend“ bezeichnet werden. Das sind 
Menschen, die laut Eurostat „durch 
fehlende Mittel eingeschränkt sind“, 
ihre Miete oder Stromrechnung nicht 
pünktlich bezahlen, ihre Wohnung 
nicht ausreichend beheizen können 
und sich beim Essen und alltäglichen 
Gebrauchsgütern gegenüber dem lan¬ 
desüblichen Durchschnitt erheblich 
einschränken müssen. Das trifft in der 
Gesamt-EU immerhin 9,6 Prozent der 
Bewohner, also fast jede oder jeden 
Zehnte(n). Im „reichen“ Deutschland 
gehören 5,4 Prozent zu dieser Katego¬ 
rie. 

Dabei wird die EU bekanntlich zu 
den „reichen Weltregionen“ gerech¬ 
net. Und tatsächlich vermelden hier 
wirtschaftsbeherrschende Großunter¬ 
nehmen und Finanzkonzerne auch je¬ 
des Jahr prächtige Gewinne. Die Ver¬ 
mögen der „Ultrareichen“ mit über 
500 000 Millionen Euro werden von 
Jahr zu Jahr größer - „soziale Markt¬ 
wirtschaft“ in der Praxis ... G.P. 
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Der Schutzwall 

Von Klaus Wagener 


„Niemand hat die Absicht, eine Mau¬ 
er zu errichten.“ Natürlich nicht. Am 
wenigsten diejenigen, die angetreten 
sind „alle Verhältnisse umzuwerfen, 
in denen der Mensch ein erniedrig¬ 
tes, ein geknechtetes, ein verlassenes, 
ein verächtliches Wessen ist“. Aber 
am 6. und 9. August 1945 stellten 
die USA in Hiroshima und Nagasaki 
klar, dass sie ihre Atommacht durch¬ 
aus nicht nur als theoretische Strate¬ 
gieoption betrachteten. Das änderte 
alles. Den massierten Anstrengungen 
der USA den nuklearen Overkill zu 
erreichen, setzte erst der erfolgreiche 
Start des Sputnik 1957 substantiell et¬ 
was entgegen. Die USA waren selbst 
nicht mehr unverwundbar. 

Damit war der Kalte Krieg be¬ 
kanntlich nicht beendet. Der einfluss¬ 
reiche US-Stratege Herman Kahn 
wollte in seinem Buch „On Ther- 
monuclear War“ (1959) den Atom¬ 
krieg nicht nur führen, sondern auch 
gewinnen. Auch wenn das Hunder¬ 
te Millionen Menschenleben kosten 
würde. Er stand mit seiner Meinung 
nicht allein. Die damalige US-Nukle- 
arstrategie „massive retaliation“ sah 
einen ebensolchen massiven Atom¬ 
schlag gegen die Sowjetunion und 
die VR China, bei Inkaufnahme ei¬ 
ner Viertelmilliarde Toter, auch bei 
einem konventionellen Angriff vor. 
Der US-Imperialismus war, zur Ver¬ 
teidigung der globalen Ausbeuter¬ 
ordnung, auch zu einem globalen 
atomaren Vabanque bereit. 

Beim Kampf gegen die „Rote 
Flut“ war den US-Strategen daher, 
wenn es hart auf hart ging, in alter 
Tradition nur ein toter Kommunist 
ein guter Kommunist. Indonesien, 
Vietnam, Kambodscha, Laos, Latein¬ 
amerika, Afrika .... Die ermordeten 
Kommunisten, oder diejenigen, die 
man dafür hielt, zählen nach Milli¬ 
onen. 

Die Frontstadt Berlin war in die¬ 
sem Krieg um alles oder nichts keine 
Insel der Seligen. Die offene Grenze 
machte sie zur Hauptstadt der Spione 
und militanten Reaktionäre. Heute, 
nachdem die konterrevolutionären 
„Drachentöter“ die Kreide beiseite 
gelegt haben und sich lauthals ihrer 
Heldentaten rühmen, wird auch den 
ehemals Gutgläubigen etwas klarer, 
um wessen „Freiheit“ es da 1989 ei¬ 
gentlich ging. 

Es lässt sich darüber streiten, ob 
der Sozialismusversuch im schwäche¬ 
ren Teil Deutschlands, bei seinem ho¬ 
hen Anteil von Nazis und Antikom¬ 
munisten (auch in der SPD), strate¬ 
gisch plausibel war. Aber so etwas 
wird nicht am Reißbrett entschie¬ 
den. Um den Kalten Krieg gegen die 
staatlich verfasste Arbeiterbewegung 


gewinnen zu können, akzeptierte die 
US-Bourgeoisie Steuersätze bis über 
90 Prozent. Was zu einem, nach der 
großen Depression (auch von Mar¬ 
xisten) ungeahnten Wirtschaftsauf¬ 
schwung führte und die Möglichkeit 
eröffnete, eine üppige Schaufenster¬ 
dekoration in der BRD einzurichten. 
Angesichts dieser militant aggressi¬ 
ven ökonomischen, militärischen und 
propagandistischen Übermacht wur¬ 
de die Mauer in der Tat zum Schutz¬ 
wall. Solange sie stand, gab es keinen 
Krieg in Europa. Nicht in Jugoslawi¬ 
en, nicht in der Ukraine. Und es gab 
eine Chance auf eine Wirtschaft ohne 
Profitmaximierung. Aber sie war 
auch, zugegeben, immer ein - aufge¬ 
zwungenes - Symbol der Schwäche. 
Die Hoffnung, sie durch künftige 
Stärke überflüssig machen zu kön¬ 
nen, erfüllte sich nicht. 

★ 

Jene, die an der Mauer Krokodils¬ 
tränen vergossen haben, haben sich 
noch nie wirklich für die Schicksa¬ 
le der von Leid Betroffenen inter¬ 
essiert. Wäre dem so, dann gäbe es 
reichlich Gelegenheit sich dem selbst 
verursachten Leid zuzuwenden. Den 
namenlos gebliebenen Toten und Ge¬ 
strandeten an den zahlreichen Mau¬ 
ern und Bollwerken der USA, Isra¬ 
els und Europas. Die Zahl der hier zu 
Tode Gekommenen übertrifft nicht 
nur die der „Mauertoten“ um ein 
Vielfaches, sondern es werden jetzt, 
heute, täglich, mehr. 

„Blühende Landschaften“ hatte 
Helmut Kohl versprochen. Viele von 
einem niederkonkurrierten Sozialis¬ 
mus Enttäuschte hatten an ihn und 
an den (Schaufenster-)Kapitalismus 
geglaubt. Wie sich herausstellte, ein 
Irrtum. Seit 1990 sind zwei Billionen 
Euro an Transferleistungen in den 
Osten geflossen. Mit mäßigen Ergeb¬ 
nissen. Die Schaufensterdekoration 
steht noch, sie ist für die meisten De¬ 
koration geblieben. Würde Kapitalis¬ 
mus Prosperität und Wohlstand für 
alle bedeuten, hätte die Summe der 
erforderlichen Transferleistungen bei 
Null Euro gelegen. 

Kapitalismus bedeutet Krieg, be¬ 
deutet Krise, bedeutet Wohlstand 
für Wenige und Armut für viele. Das 
war schon immer so und war nur in 
der von der Roten Armee - und der 
Mauer - erzwungenen Phase der 
Bretton-Woods-Kooperation, und 
nur in den kapitalistischen Zentren, 
etwas anders. Nun, da der Kapitalis¬ 
mus wieder (fast) allein die Welt be¬ 
herrscht, sind die Kriege und Krisen 
zurück - auch in Europa - und die 
Ungleichheit, die Armut, das Elend 
und der Tod ebenfalls. 
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Endlich ein Zeichen 


Der Kommune fehlt das Geld, die Linkspartei will die Schuldenbremse 
einhalten. Was kann rot-rot-grün in Thüringen für die Kommunen erreichen? 


UZ: Die Finanznot der Kommune Gera 
führt zu immer weiteren Einschnitten. 
Die alte Landesregierung ist daran nicht 
ganz unschuldig: Sie hat die Einführung 
der Schuldenbremse und die Sparpoli¬ 
tik in Thüringen mit vorangetrieben. Wie 
stehen Sie dazu? 

Andreas Schubert: Es ist sicherlich 
richtig, den nachfolgenden Generatio¬ 
nen keine oder keine großen Schulden¬ 
berge zu hinterlassen. Aber man sollte 
den nachfolgenden Generationen auch 
keine maroden Straßen, Schulgebäude, 
Sportstätten oder Kulturstätten hin¬ 
terlassen. Vor dem Hintergrund bleibt 
natürlich immer zu fragen, zu welchem 
Preis so eine Schuldenbremse durch¬ 
gesetzt wird. Wir sehen hier in Gera 
ganz deutlich: Bei der kommunalen 
Infrastruktur fehlt das Geld - bei den 
Straßen, den Bildungs- und Sportstät¬ 
ten. Bei einigen Schulgebäuden besteht 
die Gefahr, dass die Betriebserlaubnis 
entzogen wird - zum Beispiel kann die 
Stadt nicht die notwendigen Reparatu¬ 
ren beim Brandschutz durchführen, weil 
das Geld fehlt. Das Schulbauprogramm 
ist de facto zum Stillstand gekommen. 
Um beim Brandschutz zu bleiben: Wir 
können die Mindestausstattung unse¬ 
rer Feuerwehr nicht mehr gewährleis¬ 
ten - es fehlt die Technik, es fehlen die 
Fahrzeuge. Wir haben teilweise über 
zwanzig Jahre alte Löschfahrzeuge, für 
die gibt es gar keine Ersatzteile mehr. 
Überall fehlt das Geld für dringend nö¬ 
tige Investitionen und Instandhaltung. 
Das kann man nicht einfach mit neuen 
Schulden finanzieren, aber man kann 
die „schwarze Null“ auch nicht zum 
Dogma werden lassen. 

UZ: Nun ist in den Sondierungsgesprä¬ 
chen zwischen Linkspartei, SPD und 
Grünen vereinbart worden, dass die 
Schuldenbremse auch für den kommen¬ 
den Landeshaushalt die Grundlage sein 
soll. 

Andreas Schubert: Das ist ja eine bun¬ 
desweite gesetzliche Vorgabe - als re¬ 
gierungstragende Partei können und 
wollen wir logischerweise nicht die gel¬ 
tenden Gesetze verletzen. Vor diesem 
Hintergrund ist es natürlich eine Her¬ 
ausforderung, die finanzielle Lage der 
Kommunen zu verbessern - auch, weil 
ja die Zuweisungen aus dem „Solidar- 
pakt“ auslaufen. DIE LINKE hat sich 
in den letzten Jahren immer dafür ein¬ 
gesetzt, den Finanzausgleich zwischen 
Bund, Ländern und Kommunen neu zu 
ordnen. Das ist nötig; dass die Kommu¬ 
nen auf dem letzten Loch pfeifen, ist ja 
nicht nur in Thüringen so. 

UZ: Der Soli fällt weg, im Bund gilt die 
Schuldenbremse. Ist es unter diesen Be- 
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dingungen überhaupt möglich, dass eine 
rot-rot-grüne Landesregierung die finan¬ 
zielle Ausstattung der Kommunen ver¬ 
bessert? 

Andreas Schubert: Das ist möglich. Der 
alte Finanzminister Voss von der CDU 
hat sich im vorigen Jahr gerühmt, einen 
Überschuss von 400 Millionen Euro 
erzielt zu haben. Die hätte man auch 
anders verteilen können als es die alte 
Landesregierung getan hat. Und auch 
im Land Thüringen kann man Aufgaben 
anders organisieren - zum Beispiel die 
Dreistufigkeit der Verwaltung, der steht 
DIE LINKE kritisch gegenüber. 

UZ: 2012 hat die Linkspartei in Thürin¬ 
gen eine Kampagne unter dem Slogan 
„Millionärssteuer als Schuldenbremse“ 
gemacht, nun soll die Schuldenbremse 
zur Grundlage des Haushalts werden. 
Hat die Linkspartei ihren Kurs so grund¬ 
sätzlich verändert? 

Andreas Schubert: Wir haben ja die 
Schuldenbremse nicht beschlossen, die 
ist von anderen beschlossen worden, 
und dennoch gilt sie jetzt. Das ist halt 
ein Gesetz, das ist wie mit dem Rot an 
der Ampel, da warte ich auch und kann 
nicht einfach über die Straße gehen. Wir 
nehmen die Gegebenheiten zur Kennt¬ 
nis und müssen in diesem Rahmen ver¬ 
suchen, etwas zu verändern. Aber das ist 
nicht das Ende jeglicher Entwicklung. 
Wir haben immer vorgetragen, dass eine 
Millionärssteuer richtig wäre, um die ab¬ 
hängig Beschäftigten zu entlasten, und 
das werden wir auch in Zukunft tun. 

UZ: Gab es nicht vor der „ Wende“auch 
in Gera eine bessere Versorgung mit so¬ 
zialen und kulturellen Einrichtungen als 
heute? 


Andreas Schubert: Ob das früher bes¬ 
ser gewesen ist, das ist eine Frage ei¬ 
ner subjektiven Bewertung. Wir müs¬ 
sen erhalten, was da ist, und wir müs¬ 
sen das Angebot weiter ausbauen - da 
könnte eine rot-rot-grüne Landesre¬ 
gierung viel verändern. Aber in der 
Tat waren kulturelle Angebote vor der 
Wende leichter verfügbar. 

UZ: Aber im Moment wird - auch von 
Seiten der Thüringer Linkspartei - 
über den „ Unrechtsstaat DDR“ disku¬ 
tiert, die sozialen Errungenschaften der 
DDR werden nicht einmal erwähnt... 

Andreas Schubert: In unserer partei¬ 
internen Diskussion spielen selbstver¬ 
ständlich auch solche Fragen eine Rol¬ 
le. Wir haben uns immer wieder, nicht 
erst in diesem Jahr, mit dem, was in 
der DDR stattgefunden hat, auseinan¬ 
dergesetzt. Und trotzdem wird der Be¬ 
griff „Unrechtsstaat“ ganz verschieden 
interpretiert, schon deshalb ist er für 
die Diskussion kaum geeignet. Für die 
wirkliche Aufarbeitung des Unrechts 
in der DDR würde ich diesen Begriff 
nicht verwenden. Die Erklärung von 
LINKE, SPD und Grünen ist ein Kom¬ 
promiss. Wenn wir mit diesem Kom¬ 
promiss tatsächlich den Politikwech¬ 
sel schaffen können, dann ist das si¬ 
cherlich zu akzeptieren. Trotzdem 
bleibt festzustellen, dass der Begriff 
„Unrechtsstaat“ nicht zutreffend und 
umfassend beschreibt, was die DDR 
war - ich verwende ihn nicht. 

UZ: Das heißt: Trotz Schuldenbremse, 
trotz gesetzlicher Rahmenbedingungen 
und trotz Unrechtsstaatsdebatte - Sie 
rechnen damit, dass eine rot-rot-grüne 
Landesregierung die Lage der Thürin¬ 
ger Kommunen verbessern kann? 

Andreas Schubert: Damit rechne ich. 
Mit dieser Begründung haben wir 
auch in Gera um Stimmen geworben - 
die Einwohner merken ja, wie die fi¬ 
nanzielle Schieflage der Kommune 
in die eigene Lebenswirklichkeit ein¬ 
greift und sich das über die Jahre der 
CDU-Landesregierung immer weiter 
verschärft hat. Im Sommer haben wir 
den Gipfel dieser Entwicklung er¬ 
reicht, als die Stadtwerke Insolvenz 
anmelden mussten. Jetzt muss endlich 
mal ein Zeichen gesetzt werden, dass 
diese Entwicklung umgekehrt werden 
kann. Nur durch einen Politikwechsel 
auf Landesebene kann es eine positive 
Zukunftsperspektive für unsere Stadt 
mit nachhaltigen Lösungen geben. 
Ohne Politikwechsel sehe ich keine 
Perspektive für Gera - die Situation 
ist extrem prekär. 

Das Gespräch führte Olaf Peters 
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Für die Zukunft auf 
Brüssels Straßen 





„Heute höre ich zu“, sagte der belgi¬ 
sche Premierminister Charles Michel 
am Abend des 6. November nach der 
größten Gewerkschaftsdemonstrati¬ 
on seit 30 Jahren. Aber hat er wirklich 
gehört, was die 120 000 Demonstran¬ 
ten in Brüssel wollten? Die Arbeiter 
aus Flandern, Wallonien und Brüssel? 
Tausende junger Menschen, die die 
Spitze des Zuges übernommen hatten, 
weil sie keine verlorene Generation 
sein wollen? Hatte er gehört, was die 
Netzwerke gegen Armut, Friedens- und 
Umweltorganisationen, die Frauenver¬ 
bände, die Künstler und Kulturvereine 
verlangen? 

„Ich weiß nicht, wo ich anfangen soll 
aufzuzählen, was alles unerträglich ist 
in diesem Land“ sagt ein Demonstrant 
und meint die Straflosigkeit der reichen 
Gauner, die den Staat ausplündern. Die 
Gewalt in der Gesellschaft. Den Kon¬ 
trast zwischen dem angekündigten 
Kauf von F-35-Kampfflugzeugen und 
den „Sparmaßnahmen“ im Bildungs¬ 
wesen. Er meint eine Gesellschaft, in 
der alles einen Preis hat und auf Pro¬ 
fit ausgerichtet ist. Die Perspektivlo- 
sigkeit, die die Regierung den jungen 
Menschen bietet. Ihre Politik hat kein 
Mandat. In keinem Wahlprogramm war 
etwas zu lesen von der Erhöhung des 
Renteneintrittsalters auf 67 Jahre. Die 
heute Minister sind, sind das aufgrund 
falscher Versprechen, die sie, kaum ge¬ 
wählt, in den Papierkorb warfen. 

Die 120 000 vom 6. November for¬ 
dern eine Zukunft für ihre Kinder und 


Enkel. Sie wollen keine Gesellschaft, 
in der Profitgier, „Wettbewerbsfähig¬ 
keit“ und „Weiße-Kragen-Kriminelle“ 
bestimmen. Das machte die Demon¬ 
stration so vielfältig. 

Charles Michel hat vielleicht hin¬ 
gehört, aber nichts verstanden. Seine 
Reaktion: Ein Dialog über bereits ge¬ 
troffene Maßnahmen sei nicht möglich. 
Es gebe Raum für „soziale Korrektu¬ 
ren“, doch der Wirtschaftskurs der Re¬ 
gierung könne nicht geändert werden. 

Keine Alternative? Die 120 000 ha¬ 
ben gesagt, welche Alternative es gibt: 
Die Reichsten sollen endlich zahlen, 
um die Wirtschaft zu reaktivieren. Um 
die Löhne zu erhöhen, um Arbeitsplät¬ 


ze zu schaffen, um eine echte Umstel¬ 
lung auf erneuerbare Energien und 
eine innovative Verkehrspolitik durch¬ 
zusetzen. Um in Bildung, in Renten und 
Gesundheitsversorgung zu investieren. 

Und weil der Premierminister dies¬ 
mal noch nichts verstanden hat, werden 
es ihm die Gewerkschaften wieder und 
wieder sagen - mit regionalen Streiks 
am 24. November, am 1. Dezember und 
8. Dezember und einem Generalstreik 
am 15. Dezember. Denn ein anderes 
Belgien ist möglich. 

UZ-Red. (Quelle: „solidaire“, Brüssel) 

Fotos auf dieser Seite: Eoghan OLion- 
nain /flickr.com/ CC BY-SA 2.0 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Ein pralles Arbeitsheft zum Thema Staat 

Soeben erschienen: Marxistische Blätter 6/2014 



„Der Staat“ (Carlo Schellemann) 


„Der Staat - Rolle, Funktion, Charakter“ ist das 
Schwerpunktthema der jüngsten Ausgabe der Mar¬ 
xistischen Blätter. Ein Kurz-Interview mit Lothar 
Geister, ehrenamtlicher Geschäftsführer des Neue 
Impulse Verlages. 

UZ: Warum dieses Thema? 

Lothar Geister: Egal um welches konkrete po¬ 
litische Thema gestritten wird, immer geht es 
(auch) um staatliches Handeln, um Rolle, Funk¬ 
tion und Charakter des Staates oder quasistaat- 
licher Gebilde. Jede/r hat z.B. eine Meinung zum 
Thema „Unrechtsstaat“ oder „Islamischer Staat“. 
Und dass „Diktatur“ als Staatsform abzulehnen 
ist, gilt in bürgerlich-demokratisch verfassten 
Staaten als konsensfähig. Aber ist ein Staat, der 
schreiendes Unrecht in Rechtsform - also Ge¬ 
setze und Verordnungen - gegossen hat, z.B. 
Rassismus, als demokratischer „Rechtsstaat“ 
anzusehen? Oder kann ein exklusiver „Got¬ 
tesstaat“ - egal ob islamisch, jüdisch, christlich 
oder sonstwie religiös fundiert - überhaupt ein 
demokratischer Staat aller Bürgerinnen sein? 
Oder nehmen wir als letztes Beispiel einen der 
heftigsten Streitpunkte beim Thema TTIP: die 
Einrichtung von Schiedsgerichten, die jenseits 
der Nationalstaaten und ihrer Gesetze Recht 
sprechen sollen. Wer bei solchen und anderen 
Fragen Staatspolitik begreifen will, braucht ei¬ 
nen Begriff vom Staat. Wer reflektiert mitreden 
will, der braucht einen reflektierten Staatsbegriff, 
der über das Alltagsverständnis oder staatstra¬ 
gende Schulbuchweisheiten hinausgeht. Das ist 
ein Grund, warum wir dieses Schwerpunktthe¬ 
ma gewählt haben. Andere Gründe hat Her¬ 
mann Klenner in der Nachbemerkung zu seiner 
Marx/Engels-Anthologie zur Natur des Staates 
benannt. ( siehe weiter unten) 

UZ: Diese Ausgabe der „Marxistischen Blätter“ ist 
also mehr als andere Ausgaben ein grundlegendes 


Bildungsmagazin zum Thema „Marxismus und 
Staat“? 

Lothar Geister: Ja und Nein, ich würde eher sagen 
ein streitbares Arbeitsheft. Weder Marx noch En¬ 
gels haben eine systematische Schrift zum Staats¬ 
begriff verfasst. Und eine geschlossene, geschweige 
denn abgeschlossene Staatstheorie haben sie nicht 
hinterlassen. Da ist heute eigene Denkleistung bzw. 
theoretische Arbeit nötig. Gleichwohl findet sich in 
ihrem Gesamtwerk eine Überfülle von ganz unter¬ 
schiedlichen Arbeiten zum Thema. Hermann Klen¬ 
ner hat uns einige zentrale Texte zu einer Antho¬ 
logie zusammengestellt. Eine kurze Leseprobe aus 


Jupp Schleifsteins längst vergriffenem Lehrbuch 
„Marxismus und Staat“, das wir als pdf komplett 
ins Internet gestellt haben, behandelt staatstheo¬ 
retische Probleme im Werk Lenins. Jüngere ken¬ 
nen das ja kaum noch. Das dürfte auch für den 
Bilderzyklus gelten, den Carlo Schellemann 1959 
zum Thema „Staat und Revolution“ geschaffen hat. 
Seine Illustration ermöglicht einen ganz eigenen 
Zugang zum Thema. Neben diesen - einige Grund¬ 
lagen materialistischer Staats- und Rechtsauffas¬ 
sung vermittelnden - Beiträgen unserer großen al¬ 
ten Vordenker, befassen sich jüngere marxistische 
Autoren in unserem Heft kritisch mit den Arbei¬ 
ten von Eugen Paschukanis, Nico Poulantzas und 


z.B. den hochaktuellen Fragen nach „defensiver 
Demokratisierung“, dem Wechselspiel von Zwang 
und Hegemonie bei der Machtausübung oder den 
Ursachen für Flexibilität, Wandlungsfähigkeit und 
Integrationskraft des bürgerlichen Staates auch in 
tiefen Krisen, {siehe Anzeige mit Themen und Au¬ 
torinnen) 

UZ: An welche Zielgruppe richtet sich dieses 
Schwerpunktheft besonders? 

Lothar Geister: Ganz allgemein gesprochen an 
alle, die finden, dass in diesem Staate einiges faul 
ist und die den Ursachen dafür wirklich auf den 
Grund gehen bzw. versteinerte Verhältnisse zum 
Tanzen bringen wollen. Wer wie ich vierzig Jahre 
-oder länger- Kommunist ist, wird einiges sicher 
schon mal gehört und gelesen haben, das Heft 
aber gut zur Auffrischung nutzen können. Kon¬ 
kreter, und vor allem geht es uns um die Gewin¬ 
nung junger Leserinnen, z.B. in unseren meist so 
„staatstragend“ daherkommenden Gewerkschaf¬ 
ten, in linken Jugendorganisationen und an bun¬ 
desdeutschen Universitäten. Denn insbesondere 
hier hat - darauf weist Hermann Klenner hin - 
„in den letzten zwanzig Jahren eine Ausmerzung 
der linksverdächtigen Staatstheorien stattgefun¬ 
den“. Und unter Linken grassiere zuweilen „eine 
Spielart von Pluralismus, die mit ihrem sich als 
demokratisch missverstehendem Bekenntnis zu 
einer gleichen Gültigkeit auch entgegengesetz¬ 
ter Auffassungen letztlich die Gleichgültigkeit 
von Theorie unterstellt und bewirkt. Schon des¬ 
wegen ist es höchste Zeit, sich auf die Gedan¬ 
ken derjenigen zu besinnen, deren Analyse der 
bürgerlichen Gesellschaft so unübertroffen wie 
unwiderlegt ist.“ 

Das Heft enthält also ganz sicher auch Denk¬ 
anstößiges für das Selbstverständnis und die Pra¬ 
xis linker Parlamentsarbeit in Kommunen, Land¬ 
tagen und im Bundestag. 

Die Fragen stellte Gerd Ziegler 


„... die unüberholte Grundlage - 
mehr nicht, aber dies immerhin!“ 

Hermann Klenner zu seiner Marx/Engels-Anthologie zur Natur des Staates 


Gegenwärtig ist eine Rückkehr der 
Staatsfrage in die Debatten der deut¬ 
schen Linken zu beobachten. Sie ist 
objektiv bedingt: Die Privatisierungs¬ 
orgien, mit denen die Bürger in den 
letzten Jahrzehnten beglückt wurden, 
haben die Einsicht begünstigt, dass 
Privatisierung nicht nur das genaue 
Gegenteil von Sozialisierung, sondern 
auch von Demokratisierung bedeutet: 
Durch Privatisierungen werden die 
Eingriffsmöglichkeiten der, von der 
Bevölkerung (unter welch medial ge¬ 
steuerten Bedingungen auch immer) 
wenigstens gewählten, Vertretungs¬ 
körperschaften und der von diesen 
in gewisser Weise abhängigen Staats¬ 
organe auf dem Felde der Ökonomie 
limitiert. Sodann zeitigte die unüber¬ 
sehbar gewordene Wechselbeziehung 


zwischen einer repressiven Innenpoli¬ 
tik und einer aggressiven Außenpolitik 
des in Deutschland agierenden Staa¬ 
tes - eingebunden als mehr oder weni¬ 
ger williger Vasall in die „US-Leader- 
ship“ - Konsequenzen. Spätestens als 
die Perversion der Menschenrechte zu 
Instrumenten angeblich humanitärer, 
tatsächlich neokolonialistischer Inter¬ 
ventionen regierungsamtlich als zur 
Staatsräson der BRD gehörig erklärt 
wurde - Staatsräson heißt Handeln des 
Staates ohne Rücksicht auf Moral und 
Recht (!) -, offenbarte sich die Unver¬ 
einbarkeit dieser Sorte Staatsräson mit 
„linker“ Politik. Auch hat die gewese¬ 
ne, die gegenwärtige und die anvisierte 
Regierungsbeteiligung von Linkspar¬ 
teien in einigen Bundesländern (und 
sogar im Bund als Juniorpartner von 


kriegsbefürwortenden Parteien) ein 
Nachdenken über die Natur und die 
Möglichkeiten des Staates innerhalb 
einer realkapitalistischen Gesellschaft 
ausgelöst. Und lohnt es sich nicht, die 
häufig auf eine Mitarbeit in Vertre¬ 
tungskörperschaften fixierte Tätigkeit 
von Abgeordneten und Funktionären 
linker Parteien zu hinterfragen, die 
sich, fern von sozialen Bewegungen, 
mehr auf eine Mitwirkung am Staat 
konzentrieren, und weniger darauf, 
gegen ihn zu opponieren? 

Manche Vorurteile mögen es leug¬ 
nen, aber die Staats- und Rechtsord¬ 
nung der BRD reflektiert und re¬ 
alisiert nun einmal das System des 
gegenwärtigen Kapitalismus in unse¬ 
rem Lande. Sie ist das Ergebnis von 
Auseinandersetzungen zwischen den 
verschiedenen Klassen und Schich¬ 
ten samt deren Parteien in der Gesell¬ 
schaft, basierend auf den wirtschaft¬ 
lichen Machtverhältnissen vor allem. 
Auch wenn der Staat nicht die Ursache 
des Kapitalismus ist, so legalisiert und 
legitimierte er ihn doch und garantiert 
sein Funktionieren. Wer allerdings ei¬ 
nen Systemwechsel, also eine grundle¬ 
gende Veränderung der tatsächlichen 
Machtverhältnisse erkämpfen will, der 
muss auch für eine dem Sozialismus 
gemäße Staats- und Rechtsordnung 
eintreten, mit deren Hilfe statt Kapi¬ 
talherrschaft eine sozialismusgemäße 
Demokratie garantiert wird. 

Ist aber für diejenigen, die inner¬ 
halb des Realkapitalismus von heute 
die Systemfrage zu stellen für unab¬ 
dingbar halten, weil doch die Staats¬ 
und Rechtsordnung der Bundesrepu¬ 
blik deren ökonomische Basis - den 
als freie Marktwirtschaft harmlos ge¬ 
redeten Kapitalismus - widerspiegelt, 
ein staats- und rechtsnihilistisches 
Verhalten vernünftig? Nichts wäre 
verkehrter als das. Gegen die sich ver¬ 
schärfenden Ausbeutungstendenzen, 
wie gegen die antidemokratischen, 
auch grundgesetzwidrigen und dem 


internationalen Menschenrechtsstan¬ 
dard widersprechenden Unterdrü¬ 
ckungsvorgänge haben Sozialisten und 
Kommunisten jahrzehntelang aufop¬ 
ferungsvoll gekämpft und sich dabei 
mit gutem Recht auf das Grundge¬ 
setz und damit auf die Legalität ihres 
Kampfes berufen. 

Gewiss ist die so genannte Staaten¬ 
gemeinschaft - ungeachtet der exis¬ 
tenten Völkerrechtsordnung - vor al¬ 
lem an einer Durchkapitalisierung der 
Weltgesellschaft interessiert. Gewiss 
hat die in allen kapitalistischen Staa¬ 
ten (bis hin zu Art. 3 unseres Grund¬ 
gesetzes), aber auch in der Grund¬ 
rechts-Charta der Europäischen Uni¬ 
on (Art. 20) postulierte Gleichheit 
aller Menschen vor dem Gesetz deren 
Ungleichheit unter dem Gesetz konso¬ 
lidiert und zugleich kaschiert. Gewiss 
haben die für alle gleich geltenden 
Bürgerrechte dazu beigetragen, dass 
die durch die strukturellen Machtver¬ 
hältnisse tatsächlich Unterdrückten 
sich nicht für Unterdrückte, sondern 
für vor allem Aufstiegsberechtigte hal¬ 
ten. Gewiss verführen solche Grund¬ 
rechte mit fast logischer Zwangsge¬ 
walt auch zu einer opportunistischen 
Bereitschaft für eine Anpassung an 
die jeweils kleineren Übel, die von 
den Herrschenden nur zu gern den an¬ 
deren auferlegt werden und die dann 
häufig in deren Mittäterschaft enden. 

Was also tun? Sich mit der Ab¬ 
kopplung des Sozialstaates vom 
Rechtsstaat begnügen? Doch mit 
Nächstenliebe (caritas) für die Ar- 
beits- und die Obdachlosen und für 
die anderweitig Ausgegrenzten kön¬ 
nen sich Sozialisten und Kommunisten 
nicht begnügen. Sie zielen auf eine an¬ 
dere Gesellschaft (societas). Nicht die 
Leiden der bürgerlichen Gesellschaft 
bloß zu mildern, sind sie angetreten. 
Wie es beim bedeutendsten deutsch¬ 
sprachigen Marxisten des vorigen 
Jahrhunderts - Bertolt Brecht ist ge¬ 
meint - heißt: „Und alles Mitleid nen¬ 
ne ich gelogen/Das sich nicht wandelt 
in den roten Zorn“. 

Ist aber die Linke in der Staatsfra¬ 
ge, wenn schon nicht situativ, so doch 
wenigstens theoretisch gerüstet, um 
den Anforderungen der politischen 
Gegenwart gerecht zu werden? In den 
letzten zwanzig Jahren hat im Ergeb¬ 


nis der weltgeschichtlichen Niederlage 
aller Sozialismen in Europa eine Aus¬ 
merzung der linksverdächtigen Staats¬ 
theorien aus dem deutschen Universi¬ 
tätsdiskurs stattgefunden. Und unter 
den Linken grassiert zuweilen eine 
Spielart von Pluralismus, die mit ih¬ 
rem sich als demokratisch missverste¬ 
hendem Bekenntnis zu einer gleichen 
Gültigkeit auch entgegengesetzter 
Auffassungen letztlich die Gleichgül¬ 
tigkeit von Theorie unterstellt und be¬ 
wirkt. 

Schon deswegen ist es höchste Zeit, 
sich auf die Gedanken derjenigen zu 
besinnen, deren Analyse der bürgerli¬ 
chen Gesellschaft so unübertroffen wie 
unwiderlegt ist. Nicht mit der besonders 
einfältigen Illusion natürlich, dass sich 
in ihrem Werk alle Antworten auf alle 
Fragen von heute finden lassen: Aus 
gegebenem Anlass äußerte sich En¬ 
gels abfällig genug über das Unterfan¬ 
gen, die Schriften von Marx zu behan¬ 
deln, „als wären es Texte aus Klassikern 
oder aus dem Neuen Testament“. Und 
Marx selbst hielt überhaupt nichts von 
Dogmatikern und Dogmatismen: Eine 
wissenschafts-taugliche Theorie müsse 
innerhalb konkreter Zustände und an 
bestehenden Verhältnissen entwickelt 
werden, forderte er bereits zu Beginn 
seiner eigenen Laufbahn, und später 
hieß es bei ihm: der eigentliche Roh¬ 
stoff der Wissenschaft müsse die Wirk¬ 
lichkeit selbst sein und nicht deren Su¬ 
blimationen. 

Genau ihrem Anspruch gemäß sind 
jedoch Marx und Engels selbst verfah¬ 
ren, und deshalb ist ihre empirisch ge¬ 
wonnene, theoretisch verallgemeiner¬ 
te und praktisch erprobte Analyse der 
bürgerlichen Gesellschaft mit ihrem 
Verhältnis zum politischen Staat die un¬ 
überholte Grundlage - mehr nicht, aber 
dies immerhin! - des Nachdenkens über 
die jeweiligen Erscheinungsformen des 
Realkapitalismus und dessen Staatsfor¬ 
men von gestern, von heute und von 
morgen. Auch deshalb diese Marx/En¬ 
gels-Anthologie zur Natur des Staates. 
Sie enthält keine Axiome, bietet keine 
Operationsbasis etwa von Algorithmen 
für politisches Gedankenmaterial oder 
dessen Handlungsarsenal. Aber hinter 
die in der Anthologie zutage tretenden 
Grundgedanken führt kein der Wis¬ 
senschaft würdiger Weg zurück! 
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BRD vor den Auschwitz-Prozessen 

Giulio Ricciarelli versucht sich an der Adenauer-Verdrängung 


D er Regisseur hat sich für einen 
Spielfilm entschieden. „Im La¬ 
byrinth des Schweigens“ gibt 
es einen jungen Staatsanwalt (Alex¬ 
ander Fehling), eine hübsche junge 
Schneiderin (Friederike Becht) und 
eine bescheidene Liebe. Möglicher¬ 
weise braucht man so etwas, um einem 
Publikum nahe zu kommen, das von 
der Guido-Knopp-Endlosschleife auf 
so etwas wie einen offiziösen „antifa¬ 
schistischen Führerkult“ eingeschwo¬ 
ren wurde. Der Übermensch bleibt, 
nur die Vorzeichen wechselten. In eine 
Art medialem Höllensturz wurde aus 
dem germanischen Erlöser die Bild-ge¬ 
rechte Inkarnation Satans, des omnipo¬ 
tenten Bösen schlechthin. So gewaltig 
immerhin, dass er - allein - aus dem 
„Volk der Dichter und Denker“ nicht 
ein Volk, aber doch immerhin eine so 
große Truppe von Mördern, Verge¬ 
waltigern, Folterern und Totschlägern 
zu formen vermochte, dass es ihm da¬ 
mit - im Alleingang - gelang, Europa 
in ein einziges großes Schlachthaus und 
Trümmerfeld zu verwandeln. 

Ricciarellis Film steht nun vor dem 
nach-Knoppschen Paradoxon, dass 
der „Führer“ nicht mehr verfügbar 
ist, deutsche Nazis dagegen reichlich. 
Auch eineinhalb Jahrzehnte nach dem 
Selbstmord im Bunker halten die „Ver¬ 
führten“ und „Befehlsempfänger“ zu¬ 
sammen wie Dynamit und Zyklon B. 
Das US-atomar gestützte „Wir-sind- 
wieder-wer“ verfügte nicht nur über 
„die Unfähigkeit zu trauern“, sondern 
auch, „Wir haben das falsche Schwein 
geschlachtet“, über die Nobilitierung zu 
verdienstvollen alten und neuen Front¬ 
kämpfern des großen gemeinsamen, 
leider nur Kalten Krieges von „Free¬ 
dom and Democracy“ gegen den nun 
um die kleine Vorsilbe „judäo“ gelifte- 
ten bolschewistischen Terror. 

Die Heil-Hitler-Abteilung dieser 
Gesellschaft hatte ihre Entnazifizie¬ 


rung bereits am 30. April 1945 hinter 
sich gebracht. Die Nürnberger Prozesse 
galten schon als Siegerjustiz. „Schluss¬ 
strich drunter!“, nicht nur die FDP 
machte 1949 mit dieser Parole Bun¬ 
destagswahlkampf. Die Idee, faschis¬ 
tische Verbrecher wohlmöglich selbst 
vor Gericht bringen zu wollen, durch 
ihren eigenen, kaum weniger verbre¬ 
cherischen Justiz- und Polizeiapparat 
verfolgen zu lassen; jenes faschistischen 
Repressionsapparats also, der selbst 
wie kaum ein anderer Sektor der Ge¬ 
sellschaft treu zur Hakenkreuz-Fahne 
gestanden hatte, mutete inmitten der 
schwarzbraun grundierten wirtschafts¬ 
wunderfröhlichen Adenauer-Restaura¬ 
tion geradezu absurd an. Entsprechend 
einsam war es um die wenigen aufrich¬ 
tigen Demokraten. (Die Kommunisten 
waren wieder einmal in die Illegalität, 
und nicht wenige in die Gefängnisse 
entsorgt.) 

Es ist Ricciarellis Verdienst, die 
Kontinuitäten des deutschen Faschis¬ 
mus und die deckende Kumpanei der 
atlantischen antikommunistischen 
Kreuzzügler unmittelbar in ihrem sie¬ 
gestrunkenen „Maueröffnungs“-Tri- 
umphalismus thematisiert zu haben. 
Sein noch unbedarfter (fiktiver) Staats¬ 
anwalt Johann Radmann bereitet für 
den (historischen) hessischen General¬ 
staatsanwalt Fritz Bauer (Gert Voss) 
die Ausschwitzprozesse vor (I. Prozess 
1963-65, II. Prozess 1965-66, III. Pro¬ 
zess 1967-68). Der (ebenfalls histori¬ 
sche) Journalist Thomas Gnielka bringt 
die Nachforschungen mit Akten über 
„auf der Flucht erschossene Häftlin¬ 
gen“ ins Rollen. Nicht ohne massiven 
Gegenwind auszulösen. 

Es ist nicht leicht, einen Spannungs¬ 
bogen zu erzeugen, wenn die Geschich¬ 
te bekannt ist. Ricciarelli versucht ihn 
aus dem Privaten, zum Teil aus der 
Liebesgeschichte, zum Teil aus Rad¬ 
manns obsessiver Fixiertheit auf die 


Jagd nach Josef Mengele zu gewinnen. 
Das ist wenig überzeugend. Hilfreicher 
wäre gewesen, die realen gesellschaft¬ 
lichen und politischen Widerstände 
handlungsstrukturierend zu gestalten, 
anstatt sie nur beiläufig und eher anek¬ 
dotisch zu erwähnen. Und ohne Zwei¬ 
fel wäre hier das Dokumentar-Format 
geeigneter gewesen. 

Nicht schlecht gelöst dagegen ist die 
Ausformung der politischen Dimensio¬ 
nen anhand der völligen Naivität Rad¬ 
manns, der erst so langsam begreift, 
welche monströsen Verbrechen da 
vom deutschen Faschismus begangen 
wurden und welchen Einfluss die Ver¬ 
brecher nach wie vor haben. Weil der 
nüchtern-analytische Fritz Bauer dem 
braungesprenkelten BKA misstraut, 
informiert er den Mossad über den 
Aufenthaltsort Eichmanns. Ihm ist die 
Interessendifferenz klar zwischen dem 


zionistischen Staat, der die spektaku¬ 
läre Präsentation Eichmanns für die 
Illustration seiner Gründungslegen¬ 
de braucht, und den Kalten Kriegern 
in Bonn und Washington, welche die 
Eichmänner und Mengele möglichst 
unauffällig über den Rattenpfad aus 
der medial existierenden Welt wegge¬ 
schafft haben wollten. 

Der Film erreicht analytische Tiefe 
leider nur sehr begrenzt. Er bringt we¬ 
nig Fakten, tritt niemandem wirklich 
auf die Füße und endet mit der Eröff¬ 
nung des ersten Prozesses in eine Art 
Happy End. Das ist eine auf ein anti¬ 
faschistisches Hier und Jetzt gemünz¬ 
te Affirmation. Sicher war es ein gro¬ 
ßer Erfolg diesen Prozess überhaupt 
durchsetzen zu können, die Verbre¬ 
chen öffentlich zu machen und damit 
die ersten Schlussstrich-Kampagnen zu 
durchkreuzen. Aber die Prozesse, die 


Prozessführung, die Beschränkung der 
Angeklagten auf einige wenige „klei¬ 
ne Rädchen“ unmittelbarer Täter, die 
durchweg milden Urteile, zeigten, dass 
die Adenauer-Restauration hier zwar 
einen schweren ideologischen Einbruch 
hinnehmen musste, zu taktischen Ma¬ 
növern gezwungen war, aber operativ 
größere konzeptionelle Konsequenzen 
vermeiden konnte. Es zeigte sich eben¬ 
falls, dass auch die Erben, die zwar 
„mehr Demokratie“ zu wagen Vorga¬ 
ben, bei ihrer heute gefeierten „Konter¬ 
revolution auf Filzlatschen“ gleichwohl 
eisern an der atomaren wie ökonomi¬ 
schen Erpressung der Arbeitermacht 
festhielten. Und es zeigte sich, dass aus¬ 
gerechnet „Auschwitz“, bezeichnender¬ 
weise von Rosa-Oliv, selten zynisch zur 
Durchbrechung des „Nie wieder von 
deutschem Boden ...“ instrumentali¬ 
siert werden konnte. Klaus Wagener 



„Lob der Freundschaft“ 

24. Jahrestagung der Anna-Seghers-Gesellschaft in Meiningen 


Das idyllische Meiningen an der Werra 
mit seinem „Musenhof“ hat eine glanz¬ 
volle Tradition. In dem kleinen, doch 
weltoffenen Duodezfürstentum entwi¬ 
ckelte sich einst ein Zentrum der Küns¬ 
te mit internationaler Ausstrahlung. 
Nicht nur Berühmtheiten wie Schiller, 
Max Reger und Brahms profitierten da¬ 
von. 

Anderthalb Jahrhun¬ 
derte später wurde hier, 
im sowjetisch besetzten 
Thüringen, zum ersten Mal 
nach dem Krieg wieder ein 
Theater in Deutschland er¬ 
öffnet. 

Keine schlechte Kulisse 
also für die 24. Tagung der 
Anna-Seghers-Gesellschaft 
(ASG). Die 1991 gegrün¬ 
dete ASG kam bereits zum 
dritten Mal hier zusammen, 
auf Einladung der nach der 
Schriftstellerin benannten 
Kreis- und Stadtbibliothek. 

Ob Anna Seghers den Ort 
je besucht hat? Das ist un¬ 
gewiss. Und was hätte sie, 
die sechs Jahre vor dem 
Anschluss der DDR starb, 
jetzt wohl gesagt angesichts 
gähnender Leerstände, Ent¬ 
völkerung und eines NPD- 
Manns im Stadtrat von Mei¬ 
ningen? 

Gefallen hätten ihr indes die selbst¬ 
bewusst präsentierten Beiträge der 
Schüler und Schülerinnen, die zu Be¬ 
ginn die Versammlung einstimmten mit 
eigenen Text-Bearbeitungen aus Seg¬ 
hers’ Werk. Auch dass die junge Anne 
Richter in der Sonntags-Matinee ihren 
Roman „Fremde Zeichen“ vorstellen 
konnte, das hätte die große Dichterin 
gefreut, die selbst so viele junge Men¬ 
schen auf ihrem künstlerischen Weg er¬ 
mutigt hat. 


Bereits auf der letztjährigen Tagung 
in Berlin, an der noch die kurz darauf 
verstorbene ASG-Ehrenvorsitzende 
Elfriede Brüning teilnahm, ging es um 
„Freundschafts- und Arbeitsbeziehun¬ 
gen in Leben und Werk von Anna Seg¬ 
hers“. Dort standen ihre Freundschaften 
in Frankreich, Brasilien und den USA 
wie auch in der DDR im Zentrum. Die¬ 


ses Jahr wandte man den Blick nach 
Osten: Auf Ilja Ehrenburg (Russland/ 
Sowjetunion), Georg Lukäcs (Ungarn) 
und auf die Prager Gisl und Egon Er¬ 
win Kisch. 

Im Bund proletarisch-revolutio¬ 
närer Schriftsteller (BPRS) in Berlin 
trafen sie sich; auch Elfriede Brüning 
lernte dort die junge Erfolgsautorin 
kennen. Seghers betonte rückblickend: 
Es waren „nicht nur die theoretischen 
Diskussionen, die mich in den BPRS 
zogen - es waren vor allem die Men¬ 


schen“. In ihren literarischen Texten 
greift sie vielfach die Motive von Ver¬ 
trauen und Verrat, Verbundenheit und 
Verstoßung auf, politisch am radikals¬ 
ten in ihrem ersten Roman „Die Ge¬ 
fährten“ (1932). 

Die heftigen Angriffe nach 1989 auf 
die „dogmatisch-hölzerne“ Vorsitzende 
des DDR-Schriftstellerverbandes sind 


allmählich abgeebbt; ihren Weltrang 
kann ihr ohnehin niemand mehr be¬ 
streiten. Doch die Anna-Seghers-Ge- 
sellschaft mit ihren über die ganze Welt 
verstreuten rund 200 Mitgliedern wird 
trotzdem nicht gerade überschwemmt 
mit Fördermitteln. Wegen der kriti¬ 
schen Finanzlage musste der Vorstand 
sogar die Herausgabe des Jahrbuchs der 
ASG, „Das Argonautenschiff“, verschie¬ 
ben, ebenso wie die an sich jährliche 
Preis Verleihung an Nachwuchskünst¬ 
ler. Umso bewundernswerter die Viel¬ 


zahl an Aktivitäten der ASG, die Vor¬ 
sitzender Hans-Willi Ohl (Darmstadt) 
aufzählte: Vorträge, Lesungen, Publi¬ 
kationen, Ausstellungen; nicht zuletzt 
die von Monika Melchert vorbildlich 
betreute Gedenkstätte in Berlin-Ad¬ 
lershof. 

Fest steht: Die Rezeption des 
Werks der 1900 geborenen Netty Rei- 
ling, der einzigen Tochter einer begü¬ 
terten, von den Nazis mörderisch ver¬ 
folgten jüdischen Familie, wächst und 
gedeiht. Internationale Spitzenrenner 
bleiben ihr antifaschistisches Epos 
„Das 7. Kreuz“ und „Tran¬ 
sit“. Eine Neuverfilmung 
dieses letzteren, auch for¬ 
mal avantgardistischen 
Flüchtlingsromans plant 
zur Zeit Christian Petzold, 
der bekannte Regisseur 
von „Phönix“ u.a. 

Ihre letzte Erzählung 
„Überfahrt“ (1971) wird 
jetzt endlich auch ins Engli¬ 
sche übertragen, der schot¬ 
tische Übersetzer wurde als 
Mitglied der ASG begrüßt. 
Seghers’ „Der Ausflug der 
toten Mädchen“ zählt in¬ 
zwischen sogar zum Kanon 
der Schullektüren. Bemer¬ 
kenswert das Vorhaben des 
Mainzer Theaters: Im Juni 
2015 kommt ihr Roman 
„Der Kopflohn“ (1933), in 
einer Bearbeitung von Dirk 
Laucke, erstmalig auf die 
Bühne 

Das Tagungsprogramm begann mit 
einer Lesung von Ute Kaiser aus der 
„Legende von der Reue des Bischofs 
Jehan DAigrement von St. Anne in 
Rouen“ (1924) Die junge Schauspiele¬ 
rin aus Marienheide bei Köln warb für 
ihr Hörbuch-Projekt zu dem erst spät 
wiedergefunden Text. Seghers’ poeti¬ 
schen „Satzbögen“ zu sprechen - so ihre 
sehr treffende Formulierung - bereite 
ihr große Freude. 

Drei Vorträge folgten. Die Berliner 
Übersetzerin Eveline Passet verglich 


Motive und Grundstimmung in „Tran¬ 
sit“ mit Ilja Ehrenburgs „Sommer 25“, 
aus seiner Zeit im Pariser Exil. Die¬ 
ses Frühwerk erschien erst 1981 auf 
deutsch, und bislang nur in der DDR. 
Nach Seghers’ Ankunft in Ostberlin 
nahm sie bald wieder Kontakt auf mit 
Ehrenburg, dem sie 1933 in Paris begeg¬ 
net war. Seine legendären Flugblätter 
für die Rotarmisten hatten ihn in Na¬ 
zi-Deutschland besonders verhasst ge¬ 
macht. 

Helen Fehervary (Universität Ohio) 
berichtete über ihre Forschungen zu 
Georg Lukäcs und seine Freundschaft 
zur 16 Jahre jüngeren Seghers. Die Er¬ 
eignisse in Ungarn 1956 hätten ihre 
Freundschaft auf eine harte Probe ge¬ 
stellt. 

Mit der Jahrzehnte überdauernden 
„Wahlverwandtschaft“ zwischen dem 
Ehepaar Gisl und Egon Erwin Kisch 
und der „Familie Seghers“ befasste sich 
die Doktorandin Anja Jungfer (Berlin). 
Als stets neue „Konstruktion von Zu¬ 
gehörigkeit“ beschrieb sie die gegen¬ 
seitige Hilfe beim Überleben im Exil. 
Im ständigen Ringen der jungen Eltern 
Anna und Laszlo Radvänyi mit ihren 
zwei Kindern sah sie ganz modern als 
das Bemühen um eine „work-life ba- 
lance“. 

Immer wenn sich die lebhaften 
Diskussionen zu verheddern drohten, 
schaltete sich Sohn Pierre Radväny ein, 
der trotz seines hohen Alters wie eh mit 
Familie aus Paris angereist war. Seine 
überaus präzisen Erinnerungen wiesen 
tief berührend immer wieder auf das 
Wesentliche zurück. 

Zum guten Ende dann führte eine 
musikalisch begleitete Zitaten-Collage 
das ganze fein gewebte „Gefährten“- 
Netzwerk noch einmal vor Augen: Lore 
Wolf und Jürgen Kuczynski, Helene 
Weigel und Jorge Amado, Jeanne und 
Kurt Stern und viele andere, prominen¬ 
te und nicht prominente - eine Hom¬ 
mage auf diese großartige Kommunis¬ 
tin und Künstlerin und ein kollektives 
„Lob der Freundschaft“. 

Eva Petermann 





















12 Freitag, 14. November 2014 


Kommunalpolitik 


unsere 


zeit QLd 


Asylpolitik belastet Kommunen 

Die Zahl der Flüchtlinge steigt und die Bundesregierung hilft 
den Kommunen nur halbherzig bei der Unterbringung 


B is Anfang Dezember wollen sich 
Bund und Länder darauf einigen, 
wie sie künftig mit der wachsen¬ 
den Zahl an Flüchtlingen umgehen, die 
in Deutschland Asyl beantragen. Kanz¬ 
leramtsminister Peter Altmaier (CDU) 
gab vor einiger Zeit bekannt, dass in¬ 
haltliche Vorschläge in verschiedenen 
Arbeitsgruppen vorbereitet werden. 
Dabei werde es in erster Linie um die 
Kostenverteilung zwischen Bund, Län¬ 
dern und Kommunen gehen. Vor allem 
die Kommunen klagen darüber, dass 
sie durch den zunehmenden Flücht¬ 
lingsstrom überfordert seien. 

Die Journalistin Merlind Theile 
bemerkt in Die Zeit vom 16.10.2014, 
dass in der deutschen Flüchtlingspo¬ 
litik immer noch die alten Abwehrre¬ 
flexe wirken. Die Republik habe sich 
seit den 1990er Jahren vor allem ab¬ 
geschottet gegenüber Bedürftigen aus 
Krisenländern. Durch den Krieg in 
Jugoslawien sei damals die Zahl der 
Asylbewerber auf 440 000 Menschen 
pro Jahr gestiegen und der Bundestag 
beschloss daraufhin eine Verschärfung 
des Asylrechts. Seitdem wurden alle ab¬ 
gewiesen, die aus einem sicheren Her¬ 
kunftsland kamen oder über einen si¬ 
cheren Drittstaat einreisten. 

Daraufhin sank die Zahl der Asyl¬ 
anträge rapide ab auf 21 000 im Jahr 
2006. Flüchtlingsunterkünfte wurden 
im ganzen Land abgerissen, weil man 
glaubte, das „Problem“ habe sich für 
alle Zeiten erledigt. Aber die Krisen 
und Kriege nahmen zu und mit ihnen 
der Flüchtlingsstrom vor allem aus 
dem Nahen Osten und Afrika. Im Juli 
zählte das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) rund 19 500 
Asylanträge, was einer Zunahme von 
75 Prozent gegenüber dem Juli des 
letzten Jahres entspricht. Das Bundes¬ 
innenministerium rechnet damit, dass 
bis Jahresende 200 000 Flüchtlinge vor 
allem aus Syrien, Eritrea, Afghanistan, 
Nigeria oder aus den Balkanstaaten in 
Deutschland Asylanträge stellen wer¬ 
den. 

Während Kommunen und Land¬ 
kreise mit der neuen Situation über¬ 
fordert zu sein scheinen, reagiert die 


len würden aber nur vier Jahre lang ge¬ 
zahlt und weil die Verfahren oft länger 
dauern, entstehe den Kommunen ein 
Defizit. Problematisch seien die hohen 
Krankenkosten, so dass die Pauschale 
des Landes nicht ausreiche. Hinzu kä¬ 
men aber noch Personal- und Verwal¬ 
tungskosten, die mit der Aufnahme der 
Flüchtlinge verbunden sind. Das Defizit 
belief sich im letzten Jahr auf 200 000 
Euro, stieg in diesem Jahr um 50 Pro¬ 
zent an und für 2015 wird mit einem Mi¬ 
nus von 650 000 Euro gerechnet. 

Privatisierung soll helfen 

Um Kosten zu sparen, privatisieren 
Kommunen oftmals den Betrieb der 
Heime. Einer der privaten Betrei¬ 
ber ist das Unternehmen European 
Homecare. Heute betreibt es allein 
in Deutschland 27 Einrichtungen für 
Flüchtlinge und Asylbewerber, z.B. im 
Essener Opti-Park. Ein Mitarbeiter des 
hessischen Flüchtlingsrates bezeichne- 
te das Unternehmen als „Aldi unter 
den Privatanbietern“. Kalkulieren an¬ 
dere Unternehmen mit 17 bis 20 Euro 
pro Flüchtling und Tag, habe European 
Homecare schon Menschen für 12,90 
Euro am Tag untergebracht. Das sei 
aber nur rentabel, schreibt Die Zeit, 
wenn man an allem spare, auch am Per¬ 
sonal. Die Folge sei, dass das eingesetz¬ 
te Personal schlecht und teilweise nur 
eine Woche lang ausgebildet ist. In der 
Flüchtlingsunterkunft Burbach (NRW) 
wurden Flüchtlinge zwei Wochen lang 
durch das Wachpersonal von European 
Homecare misshandelt und gefoltert, 
teilte die Menschenrechtsorganisation 
Pro Asyl mit, ohne dass jemand einge¬ 
schritten sei. „Die staatlichen Stellen 
vergeben Aufträge zum Betreiben von 
Unterkünften an den billigsten Anbie¬ 
ter“, schreibt Pro Asyl in einer Presseer¬ 
klärung. Ob dieser dann qualifiziertes 
und interkulturell geschultes Personal 
einstellt oder gewaltbereite Schläger, 
werde nicht kontrolliert. 

Nun hat das Bundeskabinett ange¬ 
kündigt, die Kommunen entlasten zu 
wollen. Arbeits- und Sozialministerin 
Andrea Nahles (SPD) gab bekannt, 
betroffene Kommunen würden künf¬ 
tig finanziell unterstützt. So solle das 
Programm Soziale Stadt um zehn Mil¬ 
lionen Euro aufgestockt werden und 
den Kommunen sollen zehn Millionen 
Euro für die ärztliche Versorgung zur 
Verfügung gestellt werden. Weiterhin 
wurde angekündigt, dass das Asylbe¬ 
werberleistungsgesetz verändert wer¬ 
de. Dadurch sollen die Kommunen 
im kommenden Jahr um 31 Millionen 
Euro entlastet werden und in den da¬ 
rauf folgenden Jahren um jeweils 43 
Millionen Euro. 

Diese Vorschläge greifen allerdings 
zu kurz, meint Pro Asyl. Konsequent 
wäre die Abschaffung des diskriminie¬ 
renden Asylbewerberleistungsgesetzes. 
Dann wären die Asylbewerber in das 
Regelversorgungssystem (SGB II, XII) 
integriert und die Kommunen müssten 
dann nur noch einen Teil der Kosten für 
die Unterkünfte tragen. So würden die 
Kommunen wirklich entlastet. 

Bernd Müller 


hohe Politik in Deutschland wie bis¬ 
her. Im September wurde die Dritt¬ 
staatenregelung ausgeweitet. Serbien, 
Bosnien-Herzegowina und Mazedoni¬ 
en bekamen das Etikett des sicheren 
Herkunftslandes aufgedrückt und das 
Bundesinnenministerium erhofft sich 
dadurch einen Rückgang der Asylbe¬ 
werber aus diesen Ländern. Der sächsi¬ 
sche Innenminister forderte Italien auf, 
das Programm „Mare Nostrum“ aufzu¬ 
geben, mit dem Flüchtlinge vor der af¬ 
rikanischen Küste vor dem Ertrinken 
gerettet werden sollen. Das Bundes¬ 
kabinett bringt eine Gesetzesinitiative 
auf den Weg, die uns vor der sogenann¬ 
ten Armutseinwanderung aus Südost¬ 
europa schützen soll und angeblichen 
Sozialmissbrauch unter Strafe stellt. 

Aber die Abschottung funktioniert 
heute nicht mehr. Andere europäische 
Länder wie Italien schicken Mittel¬ 
meerflüchtlinge immer häufiger nach 


Deutschland weiter, weil sie nicht mehr 
bereit sind, anstelle von Deutschland 
die Rolle des sicheren Aufnahmelandes 
wahrzunehmen. 

Überforderung ist 
hausgemacht 

Die neue Situation verdeutlicht 
aber auch, dass die Überforderung 
der deutschen Landkreise und Kom¬ 
munen hausgemacht ist. Überall im 
Land wurden in den letzten Jahren 
Flüchtlingsheime abgerissen. Nach 
Angaben des bayrischen Flüchtlings¬ 
rates gab es 2006 dort noch 255 Ge¬ 
meinschaftsunterkünfte, heute sind 
es nur noch 140. In Köln gab es 2003 
noch 56 Wohnheime für Flüchtlinge, 
im letzten Jahr dagegen nur noch 31. 
Im Hochtaunuskreis bei Frankfurt sind 
von acht Heimen nur zwei geblieben. 
Hinzu kommt der Personalmangel: Im 
BAMF wurden jahrelang Stellen ge¬ 
strichen, bis es im Jahr 2008 nur noch 
540 Mitarbeiter hatte. Heute arbeiten 
wieder rund 200 Menschen mehr dort, 
doch immer noch sind 130 000 Asylan¬ 
träge nicht bearbeitet. 

Gerd Landsberg, Vorsitzender des 
Deutschen Städte- und Gemeindebun¬ 
des, forderte den Bund auf, die Länder 
beim Bau von zusätzlichen Erstauf¬ 
nahmeeinrichtungen zu unterstützen. 
So solle verhindert werden, dass die 
Flüchtlinge zu schnell an die Kommu¬ 
nen weitergereicht werden. Flüchtlin¬ 
ge sollen eigentlich nur drei Monate in 
Einrichtungen der Erstaufnahme ver¬ 
weilen, doch weil die wenigen Sachbe¬ 
arbeiter mit der Sichtung der Anträge 
nicht hinterher kommen, bleiben die 
Flüchtlinge teilweise bis zu neun Mo¬ 
naten in beengten und überfüllten Ein¬ 
richtungen - mitunter in Turnhallen, 
Zelten oder stillgelegten Möbelhäu¬ 
sern. Danach werden sie an die Kom¬ 
munen weitergereicht. 


Wie überfordert Kommunen und 
Landkreise sind, zeigt das Beispiel 
des Landkreises Bautzen in Sachsen. 
Knapp acht Prozent der Flüchtlinge, 
die in Sachsen ankommen, müssen im 
Landkreis Bautzen untergebracht wer¬ 
den. 2008 waren das 284 Menschen. 
In diesem Jahr sind es rund 1400. Das 
bringt die Behörden an ihre Grenzen. 
So muss das Bauamt plötzlich Hun¬ 
derte Gebäude prüfen und klären, ob 
sie als Flüchtlingsheim taugen. Das 
Gesundheitsamt ist plötzlich für die 
medizinische Betreuung von erheblich 
mehr Menschen zuständig und in der 
Ausländerbehörde betreuen lediglich 
elf Mitarbeiter über 1 000 Flüchtlinge. 

Im Süden Brandenburgs wurden 
ähnliche Probleme deutlich. So kam es 
Anfang August in Forst zu einem Über¬ 
griff von tschetschenischen Flüchtlin¬ 
gen auf ihre Heimnachbarn aus Eritrea. 
Die Situation war so angespannt, dass 
die Flüchtlinge aus Eritrea nicht mehr 
im selben Heim untergebracht bleiben 
konnten. Weil es aber nicht genügend 
Flüchtlingsunterkünfte gibt, konnten 
sie nicht einfach in ein anderes Heim 
ausweichen. Retter in der Not waren 
die Organisatoren des Lausitzer Klima¬ 
camps, welche die Eritreer für die Zeit 
des Camps aufnahmen. 

Kommunen erhalten 
nur Pauschalen 

Für die Kommunen bedeutet die stei¬ 
gende Zahl an Flüchtlingen auch ein 
finanzielles Problem. Von den Ländern 
bekommen sie meist nur Pauschalen er¬ 
stattet, die für die Unterbringung der 
Flüchtlinge kaum ausreichen. So teil¬ 
te beispielsweise der Sozialausschuss 
von Cottbus mit, dass die Stadt knapp 
mehr als 9 000 Euro pro Flüchtling im 
Jahr erstattet bekommt. Hinzu kommen 
noch einmal knapp 7 000 Euro im Mo¬ 
nat für den Wachschutz. Die Pauscha¬ 


DKP fordert Erhöhung der Gewerbesteuer 

Antrag von Reinhard Püschel zum Haushaltsplan 2015 in Heidenheim 


„Die Stadt greift das ,Sparbuch 4 an“, 
diese Überschrift konnte man am 
22.10.14 in der örtlichen Presse lesen 
als der Haushaltsplanentwurf für 2015 
vorgestellt wurde. Demnach seien „die 
Zeiten nicht mehr so, dass man aus 
dem Vollen schöpfe“. Der Stadtkäm¬ 
merer verwies „auch auf die Risiken, 
mit denen die Haushaltsplanung belas¬ 
tet ist und nannte an erster Stelle eine 
Abschwächung der Konjunktur, die 
zu Reduzierungen bei den Steuerein¬ 
nahmen führen könne“. Ein Einbruch 
wäre finanziell nur schwerlich auszu¬ 
gleichen. In diese Richtung argumen¬ 
tierte auch das statistische Bundes¬ 


amt in Wiesbaden und bestätigte den 
„stärksten Einbruch seit Januar 2009, 
als die Finanz- und Wirtschaftskrise 
voll durchschlug“. 

Auch Telekom-Chef T. Höttges kri¬ 
tisierte in der Frankfurter Rundschau : 
„Wenn einige Wenige riesige Vermö¬ 
gen anhäufen, die nicht mehr in die 
Realwirtschaft fließen, führt diese Un¬ 
gleichheit zu Ungerechtigkeit“. 

Fast zur gleichen Zeit konnte 
man in der Heidenheimer Zeitung le¬ 
sen, dass die Inhaber Heidenheimer 
Unternehmen wie Paul Hartmann, 
Zement Schwenk oder die Familie 
Voith mit ihren Milliarden-Vermö- 


gen zu den Reichsten Deutschlands 
gehören. 

Geld wäre genug da. Es würde ge¬ 
braucht, um über den Konsum das 
Wachstum anzukurbeln, so der Tele¬ 
kom-Chef. 

Für die Krise in unserem Land sind 
die Bürger und Bürgerinnen nicht ver¬ 
antwortlich. Verantwortlich sind die 
Nutznießer der neoliberalen Politik. 

Da in unserer Stadt nur wenige Fir¬ 
men, also finanzstarke Firmen, Gewer¬ 
besteuer zahlen, beantrage ich daher, 
die Gewerbesteuer von 360 auf 380 
Punkte anzuheben. 

Reinhard Püschel, Stadtrat der DKP 
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Die „Wende von Bolognina“ 

Vor 25 Jahren läutete die italienische KP ihren Selbstauflösungsprozess ein • Von Phillip Becher 


B ologna, 12. November 1989. Eigent¬ 
lich hätte der kühle spätherbstliche 
Sonntagvormittag im Zeichen der 
Erinnerung an den Widerstand gegen 
das Mussolini-Regime und die deutsche 
Besatzung stehen sollen. Zum Gedenken 
an den 45. Jahrestag einer Schlacht im 
Norden der Hauptstadt der roten Regi¬ 
on Emilia-Romagna trafen sich ehema¬ 
lige antifaschistische Kämpfer des Par¬ 
tisanenverbands ANPI, der Schwester¬ 
organisation der deutschen VVN-BdA, 
im Viertel Bolognina. Im November 1944 
hatten es Partisaneneinheiten dort ver¬ 
mocht in Kämpfen den Nazi-Truppen 
und ihren faschistischen Kollaborateu¬ 
ren empündliche Schläge beizubrin¬ 
gen. Bei dieser für die Erinnerungskul¬ 
tur der Stadt wichtigen Zeremonie war 
auch Achille Occhetto, Generalsekretär 
der italienischen KP (Partito Comunista 
Italiano - PCI), damals stärkste kommu¬ 
nistische Kraft außerhalb der sozialisti¬ 
schen Länder, anwesend. Sein Redebei¬ 
trag im Rahmen der Feierlichkeiten ging 
allerdings weit über das bei einer solchen 
Gelegenheit Erwartbare hinaus. 

Zwar zollte auch Occhetto den Par- 
tisaninnen und Partisanen seinen Res¬ 
pekt und unterstrich, wie wichtig es sei, 
die Werte des Befreiungskampfs der 
nachgeborenen Generation zu vermit¬ 
teln, nachdem jedoch drei Tage zuvor 
die Berliner Mauer gefallen war, wähn¬ 
te sich der PCI-Chef in der Pflicht die 
Resistenza und ihre Leistungen von die¬ 
sem Bauwerk zu distanzieren und klarzu- 
stellen: „Der Bau dieser Mauer geschah 
nicht im Geiste der Resistenza.“ In der 
allgemein mit dem Begriff des „Euro¬ 
kommunismus“ verbundenen Phase der 
Parteientwicklung war eine immer grö¬ 
ßere Entfernung der PCI zu den sozia¬ 
listischen Staaten in Europa zu verzeich¬ 
nen gewesen, sodass der negativ aufge¬ 
ladene Verweis auf die Grenze zwischen 
Ost- und Westberlin seitens eines füh¬ 
renden italienischen Kommunisten an 
sich noch keine Besonderheit darstellte. 
Außergewöhnlich war jedoch, dass im 
gleichen Atemzug der damals führende 
Exponent dieser Staatenwelt, nämlich 
Michail Gorbatschow, positiv hervor¬ 
gehoben wurde. Gorbatschow habe, so 
Occhetto, die Einleitung der Perestroika 
auch mit einer Erklärung vor Veteranen 
der Roten Armee flankiert und dort den 
ehemaligen Sowjetsoldaten erklärt, dass 
nun große Veränderungen in Angriff ge¬ 
nommen werden müssten, sofern man 
den siegreichen Krieg nicht doch noch 
nachträglich verlieren wollte. In Anbe¬ 
tracht der politischen Entwicklungen 
müsse man daher nun auch in Italien 
mit einem der Resistenza vergleichbaren 
Mut voranschreiten, wie sich Occhetto 
ausdrückte. Auf die Rückfrage Walter 
Dondis, eines anwesenden Journalis¬ 
ten der kommunistischen Tageszeitung 
„L’Unitä“ an Occhetto, ob die Ausfüh¬ 
rungen auf eine etwaige Umbenennung 
der Partei hinweisen würden, antwortete 
der Befragte: „Sie weisen auf vieles hin.“ 
Dieser mehrdeutigen Aussage fügte er 
hinzu: „Wir streben große Veränderun¬ 
gen und Erneuerungen in alle Richtun¬ 
gen an.“ 

Der Anlass und der Ort zur Ver¬ 
kündung dieses mit den Parteiinstanzen 
nicht abgesprochenen Schrittes hätte 
symbolträchtiger nicht sein können: Bo¬ 
logna war nicht nur seit Ende des Zwei¬ 
ten Weltkriegs durchgängig kommu¬ 
nistisch regiert gewesen, sondern auch 
Sinnbild einer erfolgreichen progressi¬ 
ven Kommunalpolitik geworden. Eine 
Reportage von Max Jäggi, Roger Müller 
und Sil Schmid von 1976 titelte mit Be¬ 
zug auf die norditalienische Metropole 
„Kommunisten demokratisieren eine 
Stadt im kapitalistischen Westen“. Der 
antifaschistische Widerstand, in dem die 
1921 gegründete PCI eine tragende und 
führende Rolle gespielt hatte, markierte 
nicht nur den Anbruch eines erstmals po¬ 
tentiell demokratischen Zeitalters in der 
italienischen Geschichte, sondern auch 
den Aufstieg der PCI zur Massenpartei. 
Occhetto, Jahrgang 1936, war indes der 
erste Führer seiner Partei, der selbst kei¬ 
nerlei biographische Bezüge zum Kampf 
gegen den Faschismus aufwies. Bis zu sei¬ 


nem Amtsantritt 1988 waren alle PCI- 
Generalsekretäre seit Antonio Gramsci 
Personen gewesen, die in der einen oder 
der anderen Form Widerstand gegen die 
1922 installierte faschistische Diktatur 
geleistet hatten. Die Resistenza war ei¬ 
ner der wichtigsten Bezugspunkte kom¬ 
munistischer Grundüberzeugung im Ita¬ 
lien der Nachkriegszeit. Zynischerweise 
wurde sie am 12. November 1989 zur Re¬ 
ferenzinstanz für die Entsorgung dieser 
Grundüberzeugung. Occhettos Rede lei¬ 
tete einen Prozess ein, der als „Wende 
von Bolognina“ in die Geschichte einge¬ 
gangen ist und an dessen Endpunkt die 
faktische Selbstauflösung der PCI stehen 
sollte. Doch wie war es soweit gekom¬ 
men? 

Der Weg ins Jahr 1989 

Zählte die italienische KP zum Zeit¬ 
punkt ihrer Gründung ungefähr 40 000 
Mitglieder, so war diese Zahl nach der 


Demonstration in Rom, 7 . April 1973 

Befreiung 1945 auf weit über zwei Milli¬ 
onen angewachsen. Mitte der 1970er Jah¬ 
re votierte jeder dritte Wähler in Italien 
für die Partei. Warum sollte eine Forma¬ 
tion dieser Stärke mit einer solchen Ge¬ 
schichte und vorzeigbaren Erfolgen, die 
als nationale Kraft aus dem politischen 
Leben Italiens nicht wegzudenken war 
und diesem Leben eine entsprechende 
Prägung gab, sich selbst aufgeben? Die 
Antwort ist einem von der Partei nicht 
vorwärtstreibend gelösten Widerspruch 
zu suchen: Der praktischen Kommunal¬ 
arbeit vor Ort, der herausragenden Stel¬ 
lung in den Betrieben und Genossen¬ 
schaften, der kulturellen Ausstrahlung 
und vielen weiteren Erfolgen in der Ta¬ 
gespolitik entsprach ab einem gewissen 
Punkt in der Parteigeschichte keine kon¬ 
krete Zielstellung mehr über den Tag hi¬ 
naus. Im Zeitalter der Systemkonkurrenz 
im Machtbereich des westlichen Militär¬ 
bündnisses gelegen, erschien den italie¬ 
nischen Kommunisten die revolutionä¬ 
re Option (irrtümlicherweise) als nicht 
mehr gegeben. 

Wie in dieses Vakuum äußere Ein¬ 
flüsse zu drängen versuchten und auf 
den Kern der kommunistischen Identität 
zielten, zeigt beispielsweise ein Vorschlag 
der sozialliberalen Zeitung „La Repub- 
blica“ die den Kommunisten im August 
1985 als Ausweg aus der Krise ein italie¬ 
nisches „Bad Godesberg“ samt Umbe¬ 
nennung der Partei empfahl. Das blieb 
nicht ohne Wirkung. Im Frühjahr 1989 
erklärte Occhetto auf einer Reise durch 
die USA öffentlich, dass die PCI, wäre 
sie eine amerikanische Partei, wohl „Li¬ 
beral Party“ heißen müsste. Auch der Fo¬ 
kus der Öffentlichkeit auf die Ereignisse 
auf dem Platz des Himmlischen Friedens 
in Peking im Juni des Jahres legte einen 
Namenswechsel aus opportunistischen 
Gründen scheinbar nahe. Diese sich ver¬ 
dichtenden Anzeichen eines operativen 
Eingriffs eines Teils der PCI-Führung in 
die Identität der Partei konnten nicht 
ohne weiteres auf Zuspruch bei ihren 
Mitgliedern hoffen, hatten diese doch 


schon bei zahlreichen Konflikten in der 
sieben Jahrzehnte währenden Parteige¬ 
schichte zu ihrer Organisation gestan¬ 
den und deren Charakter behauptet. Der 
2011 verstorbene Journalist und Politiker 
Lucio Magri, dessen Geschichte des ita¬ 
lienischen Kommunismus in diesen Ta¬ 
gen erstmals auf Deutsch erscheint, hält 
dort fest, dass der rapide Rückgang der 
Mitgliederzahlen Ende der 1980er Jah¬ 
re darauf hindeutet, dass ein Gutteil der 
PCI-Aktivisten mit dem sich anbahnen¬ 
den Kurs ihrer Parteiführung ganz und 
gar nicht einverstanden war: allein zwi¬ 
schen 1989 und 1990 verließen 200.000 
Kommunisten in Italien ihre Partei. „Der 
Spiegel“ zitierte 1990 den Kommunisten 
Claudio Caron aus Asti mit dessen Ant¬ 
wort auf die Frage, warum die Partei so 
viele Anhänger und Mitglieder verloren 
habe: „Weil sie nicht mehr kämpft.“ 
Bereits durch die Politik der Partei in 
den späten 1970er Jahren, als der mit den 


Christdemokraten angestrebte „Histori¬ 
sche Kompromiss“ keineswegs zur Lö¬ 
sung der gesellschaftlichen Probleme 
und zur angestrebten „demokratischen 
Wende“ geführt hatte, war es zu Rissen 
zwischen der Partei und ihrer millionen- 
starken Basis gekommen. Exemplifizie¬ 
ren lassen sich diese an einer Bemerkung 
des toskanischen Kommunisten Eraldo 
Corsini, die dem 1979 erschienen Buch 
„Links sein - eine andere Art zu leben. 
Porträts aus der italienischen Linken“ 
entnommen werden kann: „Seit kurzem, 
seit den Wahlen 1975/76, als wir den gro¬ 
ßen Sieg errungen haben, gibt es eigent¬ 
lich nur Rückschritte.“ Außerdem fand 
er, „dass wir heute manchmal eine Po¬ 
litik machen, die im Gegensatz zu unse¬ 
rer früheren steht“. Inzwischen hatte sich 
in der Partei ein Flügel herausgebildet, 
der tatsächlich eher die Konzeption ei¬ 
ner sozialdemokratischen Reformpartei 
verfolgte. Während Enrico Berlinguer 
als Parteichef nach dem Scheitern des 
„Historischen Kompromiss“ innenpo¬ 
litisch von staatsmännischen Aspirati¬ 
onen Abschied nahm und sich wieder 
sozialen Kämpfen zuwandte und damit 
Genossinnen und Genossen wie Eraldo 
Corsini reintegrieren konnte, blieb au¬ 
ßenpolitisch die von den Reformern be¬ 
fürwortete Westorientierung die Losung. 
Soziologisch betrachtet fand diese Strö¬ 
mung ihre materielle Grundlage genau 
in dem genannten Widerspruch zwischen 
tagesaktueller Politik und abhanden ge¬ 
kommener revolutionärer Perspektive. 
Der marxistische Italien-Experte Ger¬ 
hard Feldbauer hält hierzu die entspre¬ 
chenden Daten bereit: „Im Parteiapparat 
der mittleren Ebene hatte sich ein neu¬ 
er Funktionärstyp durchgesetzt, der im 
Alter zwischen 20 und 30 Jahren über¬ 
wiegend aus Hochschulabsolventen oder 
solcher, die dabei waren, ein Diplom zu 
erwerben, bestand. Nur 26 Prozent der 
Funktionäre kamen noch aus der Ar¬ 
beiterklasse. Bei den Parlamentariern 
betrug der Arbeiteranteil nur noch 8,7 
Prozent. Viele Parteimitglieder erhielten 


auch Zugang zu dem großen Sektor der 
staatlichen und kommunalen Betriebe 
oder wurden Staatsbedienstete.“ Die Fra¬ 
ge der Umbenennung der PCI war dem¬ 
nach der Schlusspunkt der Durchsetzung 
der durch diese Verschiebung stärker ge¬ 
wordenen Strömung und in dem Maße, 
wie der genannte Flügel immer mehr an 
Oberhand gewann, entbehrte der Na¬ 
menswechsel und damit das Ende der 
KP auch nicht einer gewissen Folgerich¬ 
tigkeit. 

Die Folgen der „Wende“ 

Realität wurde das Vorhaben schließlich 
auf dem 20. Parteitag der PCI in Rimini 
1991. Es sollte ihr letzter Parteitag und 
zugleich der Gründungskongress der De¬ 
mokratischen Partei der Linken (Partito 
Democratico della Sinistra - PDS) wer¬ 
den. Die neue Partei vereinte etwas we¬ 
niger als eine Million Mitglieder. Zahl¬ 
reiche PCI-Mitglieder hatten bereits mit 


den Füßen abgestimmt und sich allem 
Anschein nach komplett von der Poli¬ 
tik abgewandt. Ihnen wie der gesamten 
Gesellschaft versprachen die Slogans auf 
den frischen PDS-Plakaten: „Eine neue 
Kraft schreitet zur Erneuerung der De¬ 
mokratie voran.“ Stattdessen siegte 1994 
bei den Parlamentswahlen der Mann 
der Rechten, Silvio Berlusconi, und Oc¬ 
chetto zog sich vorerst aus der aktiven 
Politik zurück. Die Minderheit des 20. 
PCI-Parteitags konstituierte sich eben¬ 
falls 1991 als Partei der kommunistischen 
Neugründung (Partito della Rifondazi- 
one Comunista), die zwar nur ungefähr 
100 000 vorwiegend ehemalige Mitglie¬ 
der der PCI organisierte, dafür aber in 
der Mitgliederentwicklung bis Ende der 
1990er Jahre eine steigende Tendenz ver¬ 
zeichnen und sich als kleine bis mittle¬ 
re Kraft im italienischen Parteiensystem 
platzieren konnte. Da zahlreiche Prob¬ 
leme des italienischen Kommunismus 
nicht aufgearbeitet wurden (allen voran 
das Kapitel „Eurokommunismus“), blie¬ 
ben Konflikte nicht aus. Ende der 1990er 
Jahre spaltete sich die Partei der italieni¬ 
schen Kommunisten (Partito dei Comu- 
nisti Italiani - PdCI) von der Rifondazi- 
one ab. Hintergrund war die Frage der 
Unterstützung der zwischenzeitlich ge¬ 
bildeten, hauptsächlich von den Linksde¬ 
mokraten (Democratici di Sinistra - DS) 
getragenen, Mitte-Links-Regierung. Die 
DS waren 1998 aus der PDS hervorge¬ 
gangen. Inzwischen sind beide KPen bei 
jeweils ungefähr 20 000 Genossinnen 
und Genossen zu beziffern. Dank un¬ 
demokratischer Wahlgesetze, aber auch 
wegen eigener politischer Fehler ist die 
kommunistische Linke seit 2008 nicht 
mehr im italienischen Parlament vertre¬ 
ten. Weitere kommunistische Gruppie¬ 
rungen wie die 2009 gebildete Partito 
Comunista/Sinistra Popolare, die der von 
der griechischen KP angestoßenen Initi¬ 
ative kommunistischer und Arbeiterpar¬ 
teien Europas angehört und sich um ein 
betont kämpferisches Auftreten bemüht, 
sind im Laufe der Zeit hinzugekommen. 


Der Politikwissenschaftler Davide 
Vampa bezeichnete Italien 2009 in einem 
Aufsatz als das erste europäische Land, 
in dem nun auch die Sozialdemokratie 
formal aufgehört habe zu existieren. 
Hiermit bezog er sich auf die Gründung 
der sozialliberalen Demokratischen Par¬ 
tei (Partito Democratico - PD) als Zu¬ 
sammenschluss der DS mit kleineren li¬ 
beralen Formationen im Jahr 2007. Laut 
aktuellen Presseberichten kann die PD 
wahrscheinlich nur noch auf ungefähr 
100 000 eingeschriebene Mitglieder 
zählen, womit sie im Vergleich zu 2013 
vier Fünftel ihrer Basis eingebüßt haben 
dürfte. Dass die Partei inzwischen als 
Langzeitfolge der „Wende von Bolog¬ 
nina“ auch den Reformismus über Bord 
geworfen hat, im Parlament faktisch in 
zahlreichen Fragen mit Berlusconis Frak¬ 
tion zusammenarbeitet und sich unter 
dem derzeitigen Premierminister Mat- 
teo Renzi endgültig dem Angriff auf die 
Rechte der lohnabhängig Beschäftigten 
verschrieben hat, was in den vergange¬ 
nen Wochen mit Großdemonstrationen 
von Seiten der Gewerkschaften quittiert 
wurde, dürfte für viele ehemalige PCI- 
Mitglieder an der Basis nach Jahrzehn¬ 
ten des Ballens der Faust in der Tasche 
das Fass endgültig zum Überlaufen ge¬ 
bracht haben. 

Die Frage der Einheit der 
italienischen Kommunisten 

2009 wurde eine Gedenktafel gestiftet, 
die an die „Wende von Bolognina“ erin¬ 
nern soll. Regelmäßig wird diese durch 
Graffiti spontan verschönert. So prang¬ 
te auf ihr vor einigen Jahren „Viva Tog- 
liatti“ in roten Lettern als Tribut an den 
Nachfolger Gramscis im Amt des Gene¬ 
ralsekretärs. Der Unmut über die Ab¬ 
wesenheit der Kommunistischen Partei 
manifestiert sich (nicht nur) in solchen 
symbolischen Vorgängen - es fehlt al¬ 
lein noch das organisierende Element, 
das diesen Unmut produktiv ummün¬ 
zen könnte. Wahrscheinlich auch mit 
Blick auf solche Vorkommnisse hetzte 
die konservative Tageszeitung „II Gior- 
nale“ die Silvio Berlusconis Bruder Pao¬ 
lo gehört, beispielsweise 2011: „Italieni¬ 
sche Kommunisten, 70 Jahre Illusionen, 
20 Jahre Nostalgie.“ Dass die Jahre vor 
der „Wende“ der Vergangenheit angehö¬ 
ren, ist eine Binsenweisheit. Die Tatsache, 
dass bei öffentlichen Kundgebungen wie 
den genannten Demonstrationen gegen 
die Renzi-Regierung auch die alten Fah¬ 
nen der nicht mehr existenten PCI wieder 
hervorgeholt werden, sollte daher nicht 
als Akklamation einer unwiederbringli¬ 
chen Periode, sondern von den kommu¬ 
nistischen Akteuren als Hinweis auf ein 
sich bei Teilen der politisierten Massen 
wieder meldendes klasseninstinktives 
Interesse an der Existenz einer auf na¬ 
tionaler Ebene relevanten KP gewertet 
werden, dem jedoch noch eine konkrete 
Richtung fehlt und sich daher zunächst in 
die Vergangenheit projiziert. Die Vorstel¬ 
lung einer Wiederauferstehung der PCI 
in alter Pracht ist eine Illusion - nicht 
nur hinsichtlich der derzeitigen Reali¬ 
sierbarkeit, sondern auch in puncto der 
vermeintlichen „Prächtigkeit“ der histo¬ 
rischen PCI in Anbetracht der hier skiz¬ 
zierten Probleme. Der Bedarf zur Schaf¬ 
fung einer einigen internationalistischen 
marxistischen Partei hingegen scheint 
evident und ein Warten auf die in der Eu¬ 
ropäischen Linkspartei vereinten Kräfte, 
die auch in Italien wirken, nicht ratsam. 

Kürzlich hat der italienische Philo¬ 
soph Domenico Losurdo, Mitglied der 
PdCI, ein Buch mit dem Titel „La sinis¬ 
tra assente“, zu Deutsch „Die abwesen¬ 
de Linke“, vorgelegt. Die Resonanz auf 
einen ebenfalls von Losurdo angestoße¬ 
nen Aufruf für den Wiederaufbau einer 
einigen Kommunistischen Partei in Ita¬ 
lien, der inzwischen von ungefähr 500 
Personen aus der politischen Linken un¬ 
terstützt wird, zeigt, dass die Signale der 
Straße zumindest prinzipiell reflektiert 
werden und an die Stelle einer Abwe¬ 
senheitsnotiz oder dem Schwenken der 
Fahne einer verblichenen Partei tatsäch¬ 
lich zielgerichtete reale Bewegung tre¬ 
ten könnte - bekanntlich wichtiger als 
ein Dutzend Programme oder Appelle. 
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Willi Albert 

24.5.1927-5.11.2014 

In einem kommunistischen Elternhaus geboren, wurde Willi nach 
Rückkehr aus der Emigration in Frankreich Mitglied der Kommunisti¬ 
schen Partei. Er erlernte den Beruf eines Schmiedes. 

Willi war ein engagierter, fleißiger und bescheidener Genosse. 
Er übernahm immer Verantwortung für die Kommunistische Partei, 
vertrat deren Ideale von Antifaschismus und einer besseren Welt für 
alle Menschen dieser Erde. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Saarbrücken 

Willi wird, seinem Wunsch entsprechend, in aller Stille an gleicher 
Stelle wie seine Christa in Frankreich beerdigt. 


/*-^ 

Helferinnen für das 
Liebknecht-Luxem- 
burg-Wochenende 

Am 10. und 11. Januar ehren wir 
in Berlin Rosa Luxemburg und Karl 
Liebknecht. Wir beteiligen uns wie 
in den vergangenen Jahren an der 
Rosa-Luxemburg-Konferenz der 
Tageszeitung junge Welt am 10. 

Januar und an der LL-Demon- 
stration nach Friedrichsfelde am 
11. Januar. Am Abend des 10. 

Januar laden wir ein zu unserer 
LLL-Veranstaltung der DKP. 

Wir benötigen Helferinnen 

> für unser Cafe K auf der Rosa-Luxemburg-Konferenz am Samstag 

> für den UZ-Verkauf und die Agitation am gesamten Wochenende 

> für das Cafe K bitten wir außerdem um Kuchenspenden. 

Meldungen bitte an: dkp.pv@t-online.de 

__ 
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Filme zum 
Arbeiteraufstand P 
4a Österreich 1934 




20. November 19:30 Dokumentarfilme Mit Hlfralnülg p 

21. November 19:00 Die Kamcr'aden de» Koleman Wallach, j 

QRF-TV'Film 1984 Mit Einführung 



Hamburg: Grüner Saal, Im Grünen Grunde 1 
U / S Ohlsdorf 

Veranstalter: Willi-Bredel-GeselIschaft 
GescHichtswerkstatt e.V. 
www.Bredelgesellschaft.de 


Solidarität mit Kobane 

was die Menschen in Kobane verteidigen. 


Die Revolution von Rojava und das Modell 
der Demokratischen Autonomie 




Cafe. 




o 
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Informationsveranstaltung 

mit zwei kurdischen Aktivistinnen: 

Hazina Ost, Mitglied der PYD und 
Beteiligte am Aufbau des Projekts 
Rojava und MelikeYasar, Mitglied 
der internationalen Vertretung der 
kurdischen Frauenbewegung 

Donnerstag, den 20. November 2014, Konstanz, 
Kulturzentrum am Münster, Wolkenstein-Saal, 19 Uhr. 
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Eine Veranstaltung des Kreisverbandes der Partei 

DIE LINKE und der DKP Bodensee-Hochrhein 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknechi-schule.org 
www. karl -lie bknecht- sch u I e .ong 


Wochenendseminar Sa./So. 29./30.November 2014 
„Vorwärts und nicht vergessen!“ 

Die geänderten Kampfbedingungen der Kommunistinnen und 
Kommunisten in den 50er/60er Jahren und mit der Neu-Kons- 
tituierung als DKP. 

Eine Kommunistische Partei kämpft immer für die Überwindung der 
kapitalistischen Ordnung und für eine Gesellschaft, „worin die freie 
Entwicklung eines jeden die Bedingung für die freie Entwicklung aller 
ist“. Doch die Bedingungen für diesen Kampf entwickeln und verän¬ 
dern sich. Diese Entwicklungen nachzuvollziehen und zu verstehen ist 
notwendig, um unseren Kämpfen heute und morgen Orientierung zu 
geben. 

Dazu wollen wir in diesem Seminar einen Beitrag leisten mit der Un¬ 
tersuchung, wie sich die Kampfbedingungen der Kommunistinnen und 
Kommunisten geändert haben von den 50er und 60er Jahren - hin 
zur Neu-Konstituierung der DKP. Unterstützung erhalten wir dabei von 
Günter Judick, Historiker, Mitglied der KPD seit 1945, ehern. Leiter der 
Geschichtskommission beim PV der DKP, und von Ingrid und Herbert 
Wils, die die Zeit in der Illegalität unter Adenauer und die Konstituierung 
der DKP miterlebt und mitgestaltet haben und in dem Film „Verboten 
- verfolgt - vergessen“ (den wir vorführen werden) eine Rolle spielen. 
Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann bereits 
Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn Samstag 10.30 Uhr. 
Ende Sonntag gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25€. Ab Freitag 30€. 
Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder Bezirk abklären. 


Ferienhaus 

im historischen Ortsteil in 
Nordgriechenland nah am 
Meer zu vermieten 

www.ferien-nikiti.de 


< > 

Hier könnte Eure 
Anzeige stehen. 

Anzeigen helfen 
der UZ! 



Ent&chleutiiguxig: 


Ruhs & K&rur &ät( im Müriia- 
NfiiLiüzfeillpaifk. 2 F*Wö je 2-3 Fs«, 
in 

find HtväHtn, Doch & Red. 

lafo: www.trinogjEi.de- 
T*1.: 0331/87079*5 (AB] 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


Mein Freund und Genosse 

Hein Kolberg 

wird am 21. November 93 Jahre. 

„Mit kampfesfreudiger Erinnerung die herzlichen Grüße.“ 

Gerd Kmoch 
Aachen 


{ -\ 

Veranstaltung in der Gedenkstätte Emst Thälmann 
im Thälmann-Haus, Tarpenbekstraße 66 
Emst Thälmann-Platz in Hamburg-Eppendorf 

Am 16. November 2014 um 15 Uhr 

Döer ehoos ahDere <Smhfzhr/h Der ^eDehAsSÄfte. 

Die Berliner Schauspielerin Ingrid Scharfschwerdt singt 
und spielt in ihrem Programm 

„Ringelnatz für erwachsene Kinder 
oder der andere Joachim Ringelnatz“ 

bekannte sowie kaum vorgetragene Texte in kongenialer Vertonung von 
Friedrich Rothe-Börnersdorf. 

Erleben Sie eine sehr berührende wie auch höchst skurrile 
Gedicht-Interpretation am Vorabend des 70. Todestages von Joachim 
Ringelnatz. 

In der Pause Kaffee, Tee und Kuchen 

Die Gedenkstätte ist zu erreichen mit: Busverbindung Linien 20,22,25 bis Julius-Reincke- 
Stieg + Tarpenbekstr., Schnellbus 34 +39 Lokstedter Weg, U-Bahn Kellinghusenstrasse 

Kuratorium „Gedenkstätte Ernst Thälmann“ e.V.,Tarpenbekstr.66, Ernst-Thälmann-Platz 
20251 Hamburg, Tel.: 040-47 41 84, Fax: 040-46090323 Email: Kuratorium@thaelmann- 
gedenkstaette.de 

Spendenkonto: Postbank Hamburg Kto.-Nr. 1337 37204, (BLZ 200 100 20) 
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und 


fenassen/, 


der Bezirksvorstand Ruhr-Westfalen möchte die Seniorinnen und 
Senioren der DKP unseres Bezirkes zu einem Treffen am 29. November 
2014 um 15 Uhr in die Hoffnungstraße 18, Essen, herzlich einladen. 


Wir möchten mit diesem Treffen unsere Anerkennung und unseren 
Dank für Euren jahrzehntelangen Kampf in und mit der Kommunisti¬ 
schen Partei aussprechen. 


Für Getränke, Kuchen und Musik ist gesorgt. 
Gemeinsam kämpfen - gemeinsam feiern! 

Anmeldung erbeten unter Tel.: 0201 225147 

Euer Bezirksvorstand Ruhr-Westfalen 




LLL-Treffen und Demo in Berlin 

Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Übernachtung sind vorbereitet. 

Kosten pro Person: 65,- Doppelzimmer / 85,- Einzelzimmer (Hotel Kolumbus) 

Samstag, 10 . Januar 2015 

Abfahrt 6.30 Duisburg, 7.00 Essen, 7.45 Dortmund 

Informationen und Anmeldung: 

DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, 

Tel.: 0201 225147 Fax: 0201 2698038 
E-Mail: vorstand@dkp-ruhr-westfalen.de 
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Kai Degenhardt 


Weiter 


Näher als sie scheinen 


Brot und Kuchen 


3| 

Weiter draußen Dekoholic 


Briefe aus der Ebene 




Über den Mond | Auf Augenhöhe 
| Der letzte Tritt | Wendehammer- 
Boheme | Näher als sie scheinen | 
Michael | Herbst 1918 | Zum Ver¬ 
brechen | Nach der Sperre | Kom¬ 
munikationspanne | Vom Machen 
und Überlegen | An den Kufen 
des Hubschraubers | Ballade von 
Bernie Strauß | Frau Gesangsverein 
| Die Karawane | Unwetter in Blau 


Der Silberfisch | Kein weiter Weg | 
Cafe du Commerce | Längst vorbei j 
Nicht mehr ganz dicht | Sommerlie¬ 
be | Take the money and run | Noch 
keinen Bock nach Hause | Relativ 
geil | Nach dir verrückt | Die Gedul¬ 
digen | Es kam wie es kam 


Wege zum Glück | Weiter draußen 
| Bankdrücker | Die Tötung | Die 
kleine Waschfrau | 1476 | Die Trä¬ 
nen des Moderators | Weißmacher¬ 
ballade #2 | Fordistischer Arbeiter 
| Hinterland | Strandbar revisited | 
Wir gehen rein | Fallmanagers La¬ 
mento | Platzverweis | Leben 2.0 | 
Aus dem Moor | Freizeitpark | Möge 
die Macht 


Dekoholic | Als ich älter war [ Über 
den Ozean | Homecoming | Gos¬ 
senruf | Lied für meine Schwester 
| Heidi & Ralf | Aniane | Damit die 
Straße wieder brennt | Serenade 
aus der Küche 


Dora 2 | Tag im Mai | Desertieren | 
Southern Comfort (Euer Eigentum) j 
Aus der Ebene | Bevor wir verteilen 
| Das große Spiel | Claqueur | Letter 
to Lenin | Ay Carmela | Gemeinsa¬ 
me Reise 


www.Kai-Degenhardt.de 

jede CD 13,- Euro 


Neue Impulse Verlag 

Versand 


www.marxistische-blaetter.de 


Hoffnungstraße 18, 45127 Essen 
Tel.: 0201-2486482 - Fax: 0201-2486484 
info@neue-impulse-verlag.de 
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unsere zeit 


Überlegungen zum Beitrag von 
Fred Schmid 

Betr.: „Größter Sprung nach vorn“, 
UZ vom 31.10.2014, S. 7 

Ich begrüße es, dass „Unsere Zeit“ der 
Entwicklung der Volksrepublik Chi¬ 
na große und ständige Aufmerksam¬ 
keit schenkt. In China lebt nicht nur 
ein Fünftel der Weltbevölkerung, mit 
China verknüpft sich vor allem unse¬ 
re Hoffnung, dass die globalen Kräfte, 
die der aggressiven imperialistischen 
Strategie der USA Einhalt gebieten 
können, weiter an Kraft und Einfluss 
gewinnen werden. Gerade diese Hoff¬ 
nung sollte uns veranlassen, aus unse¬ 
ren Erfahrungen zu lernen und den 
Lesern unserer Presse ein möglichst 
reales Bild über den komplizierten 
und widerspruchsvollen Aufstieg Chi¬ 
nas zu einer globalen Macht zu zeich¬ 
nen. Für mich vermittelt der Beitrag 
des Genossen Fred Schmid jedoch lei¬ 
der eine einseitige und in seiner gene¬ 
rellen Aussage überzeichnete Sicht auf 
diesen Prozess. Der Leser muss den 
Eindruck gewinnen, dass die Volksre¬ 
publik nun die USA ökonomisch hin¬ 
ter sich lässt. Das ist jedoch, gemessen 
nicht nur an der quantitativen, son¬ 
dern auch und vor allem an der quali¬ 
tativen Wirtschaftsleistung, noch keine 
Realität. 

Das offizielle China hat die neue Be¬ 
rechnung des IWF, wonach das Land 
die USA im absoluten BIP 2014 über¬ 
holen wird, als ein Zeichen des chine¬ 
sischen Fortschritts in der Wirtschaft 
registriert. Gleichzeitig wird jedoch 
auch vermerkt, dass die Volksrepub¬ 
lik im durchschnittlichen BIP pro Kopf 
der Bevölkerung 2012 mit 6 094 USD 
gegenüber den USA mit 51 749 USD 
erst den 84. Platz in der Welt einge¬ 
nommen hat. Beijing macht auch kein 
Hehl daraus, dass heute über 60 Pro¬ 
zent des BIP im privatkapitalistischen 
Sektor erzeugt werden, während das 
ausländische Kapital mit einem An¬ 
teil von rund 10 Prozent am BIP mit 
seinen Exporten aus China etwa die 
Hälfte des chinesischen Exports er¬ 
bringt. (Dahinter verbirgt sich die 
ernstzunehmende Realität, dass an die 
80 Prozent der chinesischen Arbeiter¬ 
klasse in Unternehmen des Kapitals 
beschäftigt sind!). 90 Prozent des chi¬ 
nesischen Exports sind Produkte, die 
durch Nutzung ausländischer Patente 
hergestellt werden, was 20 bis 40 Pro¬ 
zent des Verkaufspreises kostet. Der 
bisherige enorme Fortschritt ist auf 
der Grundlage eines ausgiebigen ex¬ 
tensiven Wirtschaftens erreicht wor¬ 
den. Der Energieverbrauch je Ein¬ 
heit BIP z.B. liegt derzeit noch bei 
dem 2,78-Fachen des durchschnitt¬ 
lichen Weltniveaus. Der eigentliche 
„Sprung“ in der Wirtschaftsleistung 
wird eintreten, wenn es gelingt, auf 
der Grundlage von Wissenschaft und 
Kapital innovativ zur intensiven und 
nachhaltigen Produktion und Repro¬ 


duktion überzugehen und damit zu¬ 
nächst einmal die mittlere Ebene der 
internationalen Produktionsketten zu 
erreichen. China ist das erste Land in 
der Welt, das das von UNO gestellte 
Ziel in der Bekämpfung der Armut er¬ 
reichte. Gleichzeitig übersieht man in 
China auch nicht, dass sich die chine¬ 
sische Gesellschaft im Zuge der Über¬ 
windung von Armut und allgemeiner 
Verbesserung des Lebensstandards so¬ 
zial polarisiert und noch immer über 
16 Prozent der Bevölkerung unter der 
Armutsgrenze leben. Wie immens groß 
allein die Überwindung dieser restli¬ 
chen Armut ist, wird deutlich, wenn 
man weiß, dass diese rund 200 Milli¬ 
onen Menschen der gesamten Bevöl¬ 
kerung von Frankreich, Deutschland 
und Großbritannien gleichkommen. 
Von der politischen Problematik ein¬ 
mal abgesehen, hat China allein öko¬ 
nomisch noch einen langen Weg gro¬ 
ßer Anstrengungen und harter Arbeit 
vor sich, um sich den „chinesischen 
Traum“ einer „Renaissance der gro¬ 
ßen chinesischen Nation“ erfüllen zu 
können. 

Eine Nachbemerkung sei gestattet. Da 
es hier nicht um persönliche Positio¬ 
nen und Befindlichkeiten unter Freun¬ 
den, sondern um eine Grundfrage in 
der Einschätzung der chinesischen 
Entwicklung geht, konnte dieses Pro¬ 
blem auch nicht allein Gegenstand ei¬ 
ner Diskussion zwischen mir und dem 
Genossen Fred Schmid bleiben. 

Helmut Peters , Berlin 

Eine von Profis an den Start 
gebrachte Organisation 

Betr.: „Richtungsstreit in der AfD“ 
UZ vom 7.11.2014, S. 5 

Es ist gut, dass sich die UZ regelmä¬ 
ßig mit Beiträgen zum Entwicklungs¬ 
prozess der AfD zu Wort meldet. Eine 
sozialistische Wochenzeitung muss die 
Umgruppierungen im bürgerlichen 
Parteienspektrum genau im Blick 
haben. Der Artikel „Richtungsstreit 
in der AfD“ von Rolf Priemer in der 
letzten UZ weist aber drei problema¬ 
tische Einschätzungen auf: das politi¬ 
sche Programm Henkels, die Rolle von 
Henkel und anderer genannter Perso¬ 
nen in der AfD und damit zusammen¬ 
hängend die Charakterisierung der 
Partei insgesamt. Henkels Programm 


wird mit Bezug auf seine frühere FDP- 
Affinität als „liberal“ beschrieben und 
von den Bestrebungen anderer AfD- 
Politiker (namentlich Gauland) ab¬ 
gehoben. In Wahrheit arbeitet der 
von Henkel initiierte „Konvent für 
Deutschland“ seit Jahren an Konzep¬ 
ten zum Staatsumbau in der BRD. Die 
Ursache der US-Immobilienblase, die 
in der Krise der Jahre 2007 ff. platzte, 
verortet Henkel im „Gutmenschentum 
amerikanischer Politiker, die sicherstel¬ 
len wollten, dass jeder Amerikaner ein 
eigenes Dach über dem Kopf hat“. Die 
AfD ist zudem nicht die „unverbrauch¬ 
te neue Kraft“, als die sie sich selbst dar¬ 
stellt, sondern eine von Profis an den 
Start gebrachte Organisation, die sich 
durch ihre Professionalisierung von 
bisherigen Versuchen der Etablierung 
einer Rechtspartei unterscheidet und 
hierdurch ein besonderes Augenmerk 
verdient. In diesem Projekt sind sich 
die genannten Akteure einig. Dass un¬ 
terschiedliche Einzelinteressen in einer 
bürgerlichen Partei auch im bürgerli¬ 
chen Blätterwald ausgetragen werden, 
liegt in der Natur der Sache und ist kein 
Ausdruck eines Richtungsstreits, in 
dem sich die vermeintliche Frage „nati¬ 
onalkonservativ“ versus „liberal“ mög¬ 
licherweise stellen könnte. Diese Frage 
ist durch die AfD bereits beantwortet: 
Die AfD ist gesellschaftspolitisch auto¬ 
ritär und wirtschaftspolitisch neoliberal 
aufgestellt, mithin also „rechts“. Jetzt 
werden die Einzelfragen - auch laut¬ 
stark - austariert. Hierbei sollte nie¬ 
mand der Genannten irritierenderwei- 
se als „liberaler“ als einer seiner Partei¬ 
freunde gelten. Das Eintreten für das 
von ihnen so verstandene „deutsche 
Interesse“ verbindet Gauland, Lucke 
und Henkel auch weiterhin - allen Un¬ 
terschieden in Einzelfragen zum Trotz. 
Wie sollte es auch anders sein, wenn sie 
ihre Funktion fürs Monopolkapital aus¬ 
üben wollen? 

Phillip Becher ; Siegen, 
Jürgen Lloyd , Krefeld 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


termine@unsere-zeit.de 


fr ★ 14. NOV 


Lübeck: „Lügen, Hetze und Schmutzkam¬ 
pagnen - Die aktuelle Gehirnwäsche des 
Kapitals.“ Gruppenabend der DKP Lübeck/ 
Ostholstein. Interkulturelle Begegnungsstät¬ 
te e.V. (IKB) „Haus der Kulturen „, Parade 12, 
19.30 Uhr._ 

Schweinfurt: „TTIP & CETA stoppen! - Nein 
zu den Freihandelsabkommen der Banken 
und Konzerne!“ Gruppenabend der DKP. DFG- 
VK-Büro, Gabelsbergerstr, 1,19.00 Uhr. 


SA ★ 15. NOV 


Saarbrücken: „Nach dem Schlachtenlärm“ - 
Auswirkungen und Folgen des 1. Weltkriegs 
in der Großregion Saarland, Moselle, Luxem¬ 
burg, Wallonien. Veranstaltung der Marx-En- 
gels-Stiftung und Peter-Imandt-Gesellschaft 
mit Beiträgen von Referentlnnen aus allen be¬ 
troffenen Ländern. Stadtgalerie, St. Johanner 
Markt, 10.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


SO ★ 16. NOV 



des „Rotfuchs“ mit Prof. Dr. Eike Robert Kopf, 
Buchautor und Mitarbeiter beim Nationalen 
Volkskongress Chinas und Mitglied des Vor¬ 
standes der in Hongkong registrierten Welt¬ 
gesellschaft für politische Ökonomie. Hotel 
„Thüringen“, 17.00 Uhr. 

Düsseldorf: „NSU-Skandal oder ,Die geka¬ 
perte Republik’ - Wie Sicherheitsbehörden 
Demokratie und Rechtsstaat aushöhlen.“ 
Informations- und Diskussionsveranstal¬ 
tung der Vereinigung Demokratischer Ju- 
ristinnen und Juristen e.V. (VDJ) mit Prof. 
Dr. em. Hajo Funke (FU Berlin). Malkasten 
Düsseldorf, Jacobi-Zimmer, Jacobistra- 
ße 6a, 19.30 Uhr. 


FR ★ 21. NOV 


Schwerin: „Der „Linke Radikalismus“, die 
Kinderkrankheit im Kommunismus“, Le¬ 
sekreis der DKP. Buntes Q, Lübecker Stra¬ 
ße 180,19.00 Uhr. 


SA ★ 22. NOV 


Hamburg: „Ringelnatz für erwachsene Kin¬ 
der oder der andere Joachim Ringelnatz.“ 
Die Berliner Schauspielerin Ingrid Scharf- 
schwerdt singt und spielt in ihrem Programm 
bekannte sowie kaum vorgetragene Texte in 
kongenialer Vertonung von Friedrich Rothe- 
Börnersdorf. Gedenkstätte Ernst Thälmann 
Hamburg, Tarpenbekstraße 66, Ernst-Thäl- 
mann-Platz, 15.00 Uhr. 


MO ★ 17. NOV 


Berlin: „Was ist der staatsmonopolistische 
Kapitalismus?“ Diskussionsveranstaltung 
der Marx-Engels-Stiftung und des MEZ 
Berlin mit Gretchen Binus, Andreas Wehr, 
Beate Landefeld und Lucas Zeise. Marx- 
Engels-Zentrum, Spielhagenstraße 13, 
11.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


MO ★ 24. NOV 


Minden: „Eine andere Welt ist nötig - Sozi¬ 
alismus als Alternative?“ Veranstaltung der 
DKP Minden mit Heinz Stehr. BÜZ-Mehr- 
zweckraum, Verwaltungsgebäude, 19.30 Uhr. 

Köln: Öffentliche Mitgliederversammlung der 
DKP Köln-Kalk. Naturfreundehaus, Kapellen¬ 
straße 9a, 19.00 Uhr. 

Aachen: „Hochschulpolitik der DKP“, In¬ 
fostand der DKP Aachen vor dem Super C, 
Templergraben, 14.30 Uhr. 


Dl ★ 18. NOV 


Bad Kreuznach: Öffentliche Mitgliederver¬ 
sammlung der DKP. Wassersümpfchen 23, 
20.00 Uhr. 


Ml ★ 26. NOV 


München: „Staatsmonopolistischer Kapi¬ 
talismus“ , Bildungsabend des Betriebs¬ 
aktivs der DKP München zur Politischen 
Ökonomie. KOMM-Treff, Holzapfelstraße 3, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 29. NOV 


Hanau: „Streikrecht in Gefahr!?“ Diskussi¬ 
onsveranstaltung der DKP Main-Kinzig mit 
Hilke Sauthof-Schäfer, Sekretärin der Ge¬ 
werkschaft ver.di. Reinhardskirche, Hanau- 
Kesselstadt, Jakob-Rullmann-Straße 6, 
19.30 Uhr. 

Rostock: Roter Stammtisch von DKP und 
SDAJ Rostock zur DDR. Cafe Maya, Wismar- 
sche Straße 21,19.00 Uhr. 


Wuppertal: „Albert Norden. Der Wupperta¬ 
ler Rabbinersohn im SED-Politbüro“. Dis¬ 
kussionsveranstaltung der Marx-Engels- 
Stiftung und der VVN-BdA Wuppertal mit 
Hermann Kopp, Sebastian Schröder, Ha¬ 
rald Wessel u.a. Begegnungsstätte „Alte 
Synagoge“, Genügsamkeitsstraße, 14 Uhr. 


Ml ★ 3. DEZ 


München: Bericht von der Tagung des 
Parteivorstandes und Vorstellung des Do¬ 
kuments für den 21. Parteitag, Veranstal¬ 
tung der Ostgruppen der DKP München. 
KommTreff, Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 - 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 

Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 

□ 



□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Arzt, Schriftsteller, Theoretiker 

Alfredo Bauer zum 90. 


Ein herzlicher Gruß geht nach Buenos 
Aires: Alfredo Bauer, Arzt, Schriftstel¬ 
ler, marxistischer Theoretiker, wird 
heute, am 14. November, 90 Jahre alt. 
Im Februar 1939 flohen seine Eltern 
mit dem damals 14-Jährigen vor rassis¬ 
tischer Verfolgung aus Österreich nach 
Argentinien. Das bewahrte ihn davor, 
das Schicksal vieler seiner Verwandten 
teilen zu müssen, die unter der Nazi¬ 
herrschaft deportiert und ermordet 
wurden. 



1943 begann Alfredo sein Medizinstu¬ 
dium, das er 1949 abschloss. Er wurde 
als Kinderarzt und Gynäkologe tätig. 
1946 schloss er sich der Kommunisti¬ 
schen Partei Argentiniens an. 

Seine Tätigkeit als Mediziner wird 
überlagert von seinem schier unüber¬ 
sehbaren literarischen Werk: Roma¬ 
ne, Dramen, Lyrik, ein Opernlibret¬ 
to. Große Verdienste erwarb er sich 
als Übersetzer von Werken Goethes, 
Heines, von Bert Brecht, Peter Hacks 
und Jura Soyfer ins Spanische. Dane¬ 
ben stehen medizinische Fachbücher 
und Schriften zur marxistischen The¬ 
orie und zur Geschichte. Zu nennen 
ist hier die „Kritische Geschichte der 
Juden“, erschienen im Neue Impulse 
Verlag. 

Sein Werk wurde mit vielen Preisen 
in Argentinien, in Österreich und der 
DDR gewürdigt. Es ist nicht abge¬ 
schlossen, denn Alfredo Bauer ist wei¬ 
ter produktiv. Dafür kann man einen 
solchen Ehrentag nutzen, um auch 
Danke zu sagen und dem Jubilar zu 
wünschen, dass die Kraft, die eine sol¬ 
che Lebensleistung ermöglicht hat, 
noch lange erhalten bleibt. 
jSalud, Alfredo! UZ 


Franzi und die Wende 

Zur Beweiskraft von Stasi-Akten 


„Bild“ hatte nicht gespart, druckte Mil¬ 
lionen Freiexemplare, um den DDR- 
Untergang medial gebührend zu fei¬ 
ern. Dass auf den fast zwei Seiten, die 
dem Sport gewidmet worden waren, 
mit keiner Silbe erwähnt wurde, dass 
der bundesdeutsche Sport fast 40 Jah¬ 
re dem DDR-Sport hinterhergerannt 
war, überraschte kaum jemanden. Zu 
erwähnen gewesen wäre doch, dass die 
DDR - dank bundesdeutscher Inter¬ 
vention von den Spielen 1952 ausge¬ 
schlossen - 202 Gold-, 188 Silber- und 
165 Bronzemedaillen erkämpfte und die 
BRD sich mit 95,124 und 139 begnügen 
musste. Präsentiert hatte „Bild“ seinen 
Lesern den jetzt von Bayern München 
engagierten Dresdner Fußballer Sam- 
mer und den DDR-Schwimmstar Fran¬ 
ziska van Almsick. Beide waren gefragt 
worden, wie sie den 9. November 1989 
erlebt hätten. Franziska darauf: „Mei¬ 
ne Eltern und mein fünf Jahre älterer 
Bruder sind sofort zur Mauer gefah¬ 
ren. Ich war zu jung, durfte nicht mit 
und saß vor dem Fernseher. Ich hatte 
die DDR-Fahne auf dem Schoß und 
habe das Hammer-und Zirkel-Symbol 
herausgeschnitten. Das war für mich of¬ 
fenbar das Zeichen: Deutschland. Mein 
feierlicher Akt.“ 

Betont werden soll, dass wir Fran¬ 
ziska van Almsick für eine in jeder 
Hinsicht ehrenwerte Person halten. Er¬ 
wähnt werden aber muss auch, dass der 


„Ich war zu jung“ 


„Spiegel“ schon in der Nummer 45 des 
Jahrgangs 1993 höchst abfällig über ihre 
Mutter berichtet hatte. Man behaupte¬ 
te, die wäre eine Spitzen-Stasi-Agentin 
gewesen. Zitate von damals: „Franzis¬ 
ka wird wohl erst jetzt die ganze Wahr¬ 
heit hören. Nur ohne Ruhm und Welt¬ 
rekorde hätte Franziska vielleicht eine 
von Tausenden jener Generation He¬ 
ranwachsender bleiben können, (...) 
Doch jetzt wird ihr öffentlich geführter 
Lebenslauf auch öffentlich korrigiert. 
(...) Zurechtzurücken ist beispielswei¬ 
se, was die,Welt 4 kürzlich über den ,A11- 
tag dieser schrecklich netten Familie 4 in 
,diesem behüteten Soziotop 4 berichtete: 
Die Almsicks, so haben sie dem Repor¬ 
ter vermittelt, wohnen in einem Viertel, 
,in dem ein gutes Stück DDR - hilfst du 
mir, helf 4 ich dir - die politische Wende 
unbeschadet überstand 4 . 

Welches Ausmaß an Verdrängung 
zu solcher Selbstdarstellung notwendig 
ist, offenbart die Akte XV 1477/81 der 
Stasi-Bezirks Verwaltung Berlin. (...)“ 

Es folgte eine fast endlose Liste von 
angeblichen Denunziationen der Fran¬ 
ziska-Mutter, die wir schon deshalb 


nicht erwähnen, weil nicht die Spur von 
Beweisen vorliegt und wir obendrein 
niemanden verurteilen, der - wie auch 
immer - Schaden von der DDR hatte 
ab wenden wollen. Was die Beweisfrage 
angeht, wäre noch ein überzeugendes 
internationales Beispiel anzufügen. Die 
bundesdeutsche Dopingjägerin Brigit¬ 
te Berendonk war im September 1995 
vor die 17. Strafkammer im Pariser Pa¬ 
lais de Justice geladen worden, weil 
sie einem ehemaligen DDR-Trainer, 
der vom französischen Ruderverband 
als Cheftrainer engagiert worden war, 
nachgesagt hatte, er habe französischen 
Juniorinnen - wie vorher schon in der 
DDR - Dopingmittel verabreicht. Als 
sie dem Gericht als Beweis eine Stasi¬ 
akte vorlegte, musste sie sich von der 
Richterin belehren lassen, dass sie den 
Autor dieser Akte nicht benannt habe 
und die deshalb juristisch wertlos sei. 
Die Berendonk wurde verurteilt und 
man gab ihr mit auf den Weg, dass welt¬ 
weit derlei Akten nicht anerkannt wür¬ 
den. Die Bundesrepublik Deutschland 
sei wohl eine Ausnahme. 

Im Juli 1999 widmete sich dann die 
„jungle world“ in einem längeren Bei¬ 
trag der Person Franziska von Alm¬ 
sicks - Autor Martin Krauss - und ver¬ 
merkte: „Es ist soweit. In diesen Tagen, 
kurz vor Ende des Jahrhunderts, und 
obendrein ziemlich weit weg, genauer: 
im türkischen Istanbul, wird die DDR 
endgültig auf hören zu existieren. Denn 
dann wird Franziska van Almsick, die 
jüngste, aber gleichzeitig auch die letzte 
Repräsentantin des DDR-Sportsystems, 
bei den dort stattfindenden Schwimm- 
Europameisterschaften auf keinen Fall 
der große Star sein. Und wenn sie geht, 
bleibt kaum noch jemand. (...) 1991 hat¬ 
te sie immer wieder betont, daß sie ihre 
Erfolge der DDR verdanke. Sie trete 
mit Stolz im DDR-Schwimmanzug an, 
und wer etwas gegen diese DDR sage, 
bekomme es mit ihr zu tun. 

Nach der Wende bin ich mit meinen 
Eltern in unserem Wartburg durch die 
Gegend gefahren. Wir haben mit gro¬ 
ßen Augen an einem Porsche haltge¬ 
macht. Da hab ich zu meiner Mutter 
gesagt: Wenn ich mal reich bin, kauf 4 
ich dir den. Heutzutage könnte ich es. 4 
Dies verdankt sie ihren Erfolgen im 
Schwimmbecken, und die wiederum 
verdankt sie ihrem sportlichen Grund¬ 
lagentraining in der DDR, ihrem frü¬ 
heren und ihrem heutigen Trainer, die 
beide in der DDR ausgebildet wurden. 
(...) Sie steht immer noch und immer 
wieder für den Osten - und damit in 
Deutschland ziemlich allein.“ 

Das muss „Bild“ nicht wahrgenom¬ 
men haben. 

Klaus Huhn 


Meine progressive Woche 

Vom i. bis 7. November 


Mittwoch 

Bahnen für Dich und mich (Teil 1): Me¬ 
dien wie Focus und Bild sollten in einem 
Rechtsstaat eigentlich verboten sein. Ge¬ 
waltverherrlichung, Perversion, Fremden¬ 
hetze, Nationalismus, Voyeurismus wer¬ 
den betrieben oder auch mal sabbernd 
verurteilt. Die Rechte von Einzelpersonen 
oder Gruppen sind für solcherart Medien 
nur Störfaktoren bei der Auflagensteige¬ 
rung mit allen Mitteln. Juristische Folgen 
hat das selten, dazu haben Hubert Burda 
und Elfriede Springer viel zu viel Geld. 

Zur Zeit ist das Ziel der medialen At¬ 
tacken der „größenbahnsinnige“ GDL- 
Chef Weselsky. Der lebt auf 61 qm in 
Leipzig und verdient als Gewerkschafts¬ 
chef doppelt soviel wie die von ihm ver¬ 
tretenen Lokführer. Für Focus und Bild 
ist der Mann reich und lebt geheimnisvoll 
zurückgezogen. Darüber wird solange ge¬ 
raunt, bis auch Ortsunkundige Weselskys 
Adresse mühelos finden können. 

Der nächste Schritt ist Volkes Stimme. 
Ein nicht genannter und womöglich nicht 
existenter „Nachbar“ will bei Gelegenheit 
mal rübergehen, „klingeln und ihm mal 
richtig die Meinung sagen“. Alle anderen 
können anrufen, die Telefonnummer ha¬ 
ben verschiedene Fäkalblätter veröffent¬ 
licht. 

Von hier zur Gewalt ist es nur noch 
ein kleiner Schritt: auf Rudi Dutschke 


wurde nach Bild-Hetze geschossen. Heu¬ 
te hat Bild Schule gemacht. Der seriöse 
WDR zitiert seit Tagen „ empörte Bürger“ 
die gern mal „ dem Weselsky persönlich 
die Meinung geigen wollen “ 

.Donnerstag 

Bahnen für Dich und mich (Teil 2): Bei 
der deutschen Bahn AG funktioniert 
eins - und nur eins - mit Sicherheit: in 
jedem Herbst werden die Preise erhöht. 
Ein Zeichen ganz anderer Art kommt aus 
der Slowakei. Ministerpräsident Robert 
Fico kündigt an, dass ab Mitte Novem¬ 
ber Bahnreisen für Senioren ab 62 Jahren 
und für Studenten unter 26 Jahren (außer 
in Intercitys) kostenfrei sind. 

ARD-Korrespondent Stefan Hein¬ 
lein hat das offensichtlich umgehau¬ 
en. Er entdeckt nur Haare in der Sup¬ 
pe: „Der Bahnhof in Bratislava ist kein 
Schmuckstück. Kaum etwas hat sich hier 
seit dem Ende des Sozialismus verän¬ 
dert.“ Welchen Bahnhof meinst Du, Ste¬ 
fan? Bratislava-Petrzalka (auf der rech¬ 
ten Donau-Seite) wurde 2001 umfassend 
modernisiert und gleicht dem Berliner 
Hauptbahnhof (manche würden sagen: 
leider). Bratislava Hlavnä Stanica (auf 
der linken Donau-Seite) wurde 2006 
umfassend saniert und gleicht den west¬ 
deutschen Einkaufszentren mit Gleisan¬ 
schluss (manche ...). Einfach mal vom 


warmen Prag 4 rüberfahren und gucken, 
Stefan. Bratislava ist sehenswert. 

Weiter weiß Stefan zu berichten, dass 
die Bahn in der Slowakei marode, die kos¬ 
tenlose Beförderung viel zu teuer ist und 
dass das Bussystem zusammenbrechen 
wird und dann die Senioren und Studen¬ 
ten die Gelackmeierten sind, weil sie nir¬ 
gendwo mehr hinkommen. 

Die marode Bahn wird aufinterrail.eu 
so bewertet: „Mit dem Zug lässt sich die 
Slowakei am besten erkunden. Das Land 
verfügt über ein dichtes Streckennetz, die 
Züge sind verlässlich und sauber.“ Die 
Preissubvention kostet etwa 15 Mio. (Mil¬ 
lionen!) Euro. Und Stefans Information 
über die Busse stammt von Peter Sadovs- 
ky vom Verband der slowakischen Bus¬ 
unternehmen. Der sagt - entwaffnend of¬ 
fen: „Die Entscheidung der Regierung ist 
vollkommen ungerecht. Wir rechnen mit 
Millionenverlusten und einem deutlichen 
Rückgang unserer Passagierzahlen.“ Eine 
tolle Recherche, Stefan. 

Eins noch: Im Bahnhof Strba (Hohe 
Tatra), wo bei uns die Automaten ka¬ 
putt auf dem Bahnsteig stehen, gibt es 
eine warme Bahnhofshalle, eine nette 
Klofrau, einen Kiosk und eine hübsche 
Kneipe, wo man billig essen kann. Fahr 
mal hin, Stefan, ist schön da. Fast wie im 
Sozialismus. 

Adi Reiher 


Befreit die Sklaven 

Das Kafala-System in Katar und anderswo 



Abdeslam Ouaddou ist zu danken. 
Der in einem Dorf im Norden Marok¬ 
kos geborene und in Frankreich aufge¬ 
wachsene ehemalige Fußballprofi hätte 
es nach seiner Rückkehr aus „der Höl¬ 
le Katar“ auch dabei belassen können, 
zusammen mit der Internationalen 
Vereinigung der Profifußballer FIFPro 
vor dem Fußballweltverband FIFA auf 
Auszahlung seiner ausstehenden Ge¬ 
hälter zu klagen. 

So wie sein französischer Kollege 
Zahir Belounis, der mit seiner Familie 
fast zwei Jahre lang in Katar festsaß, weil 
sein Verein sich weigerte, seine Gehäl¬ 
ter zu zahlen und ihm die Ausreise zu 
erlauben. Doch Abdeslam Ouaddou, 
der 57-mal für Marokko auf dem Platz 
stand und unter anderem für Stade Ren¬ 
nes, AS Nancy, Olympiakos Piräus und 
den FC Fulham gespielt hat, dachte sich, 
wenn schon er und seine Familie derart 
unter dem Kafala-System (wird weiter 
unten erklärt) gelitten haben, wie muss 
es dann erst den Hunderttausenden ge- 
sichts- und namenlosen Arbeitsmigran¬ 
ten ergehen, die die Infrastruktur für die 
Fußball-WM 2022 errichten? 

Und so wandte er sich nicht nur an 
einschlägige Menschenrechtsorgani¬ 
sationen, FIFPro und FIFA, sondern 
auch an den IGB, den Internationalen 
Gewerkschaftsbund. Ouaddou, der auf 
Einladung des OGBL (Unabhängiger 
Gewerkschaftsbund Luxemburg) in 
der vergangenen Woche auch in Esch 
von den unmenschlichen arbeitsrecht¬ 
lichen Bedingungen in Katar berichte¬ 
te, wurde zum Gesicht der Kampagne 
„re-run the vote“ („Neu abstimmen! - 
Keine WM ohne Arbeiterrechte“). Das 
Ziel ist, Katar die WM zu entziehen 
und in ein Land zu verlegen, das Ar¬ 
beiter- und Gewerkschaftsrechte res¬ 
pektiert. 

Der IGB nennt Katar angesichts 
des archaischen Kafala-Systems zu 
Recht einen Sklavenhalterstaat. Die 
Sklaven kommen vor allem aus In¬ 
dien, Sri Lanka und Nepal. Sie hof¬ 
fen auf gute Arbeit. Doch tatsächlich 
sind sie bereits verschuldet, wenn sie 
ankommen. Die Jobs in den reichen 
Golfstaaten sind begehrt und nur über 
teure Vermittlerdienste zu ergattern. 
Reisekosten werden nur vorgestreckt, 
am Flughafen wird ihnen ihr Reisepass 
abgenommen. 

Sie müssen bis zu 16 Stunden am 
Tag, sechs Tage pro Woche bei Glut¬ 
hitze auf unzureichend gesicherten 
Baustellen schuften. Oft ist noch nicht 
einmal das während der Arbeit getrun¬ 
kene Wasser kostenlos. Löhne werden 


monatelang nicht ausbezahlt. Abends 
zwängen sie sich zu vierzehnt in einen 
dreckigen Container ohne Klimaanla¬ 
ge, wo Ratten über den Boden laufen. 

Ohne Erlaubnis ihres Bürgen (Ka- 
fil) dürfen sie nicht das Unternehmen 
wechseln, dürfen keine Wohnung mie¬ 
ten, kein Auto kaufen, keinen Füh¬ 
rerschein machen oder auch nur ein 
Bankkonto eröffnen. Die riesigen 
Shopping-Mails, die sie errichten, dür¬ 
fen sie nicht betreten, weil sie Arabern, 
US-Amerikanern und Europäern Vor¬ 
behalten sind. Bei weiblichen Arbeits¬ 
migranten kommt noch die sexuelle 
Ausbeutung hinzu. Es gibt ungezählte 
Fälle, wo Frauen von ihren Kafil verge¬ 
waltigt wurden und danach weiter als 
Hausangestellte für ihren Peiniger ar¬ 
beiten müssen. 


Joseph Blatter hat eingeräumt, dass 
die WM-Vergabe an Katar ein Fehler 
gewesen sei. Doch leider hat der FIFA- 
Boss nur von der Hitze gesprochen, 
nicht von den „ernsthaften Menschen¬ 
rechtsproblemen“, die Abdeslam Ouad¬ 
dou und der IGB beklagen. 

Und die gibt es auch in anderen 
Ländern auf der Arabischen Halb¬ 
insel: Kuwait hat das Kafala-System 
2011 liberalisiert, aber nicht abge¬ 
schafft. Bahrain hat die Kafala-Rech- 
te einer Behörde übertragen, und das 
erzreaktionäre Saudi-Arabien hat sein 
Kafala-System sogar noch verschärft 
und führt seit November 2013 ver¬ 
stärkt Razzien gegen Arbeitsmigran¬ 
ten ohne Kafala-konformen Aufent¬ 
haltstitel durch. 

Oliver Wagner 


Der rote Kanal 


Clara Immerwahr, D 2014 

Im April 1915 setzt das Deutsche 
Reich bei Ypern Chlorgas an. Der ers¬ 
te Giftgasangriff der Geschichte for¬ 
dert auf Seiten der Entente zahlreiche 
Verluste. Genaue Zahlen sind bis heu¬ 
te nicht bekannt. 

In der Nacht darauf erschießt sich die 
deutsche Chemikerin Clara Immer¬ 
wahr mit der Dienstwaffe ihres Man¬ 
nes - Fritz Haber. Der hat als Wis¬ 
senschaftler der IG Farben das Gas 
mitentwickelt. Auch am Einsatz in 
Ypern ist er beteiligt. Bis zuletzt hat¬ 
te seine Frau Clara ihn beschworen, 
davon abzusehen. 1918 wird Haber 
als Kriegsverbrecher gesucht, doch 
schon 1919 erhält er den Chemie-No¬ 
belpreis für die Ammoniak-Synthese, 
Grundlage des Kunstdüngers - und 
von Sprengstoff. 

Ein Spielfilm, der überfällig war. 

Sa., 15. n., 21.45-23.15 Uhr, 3sat 


Skin - Schrei nach Gerech¬ 
tigkeit, GB/SA 2008 

Sandra Laings Eltern sind Buren. We¬ 
gen afrikanischer genetischer Anteile 
der Eltern sieht Sandra aus wie eine 
Schwarzafrikanerin. In der Welt der 
Apartheid wird sie Opfer des herr¬ 
schenden Rassismus. 

Sa. 15.11., 23.50-1.30 Uhr, rbb 

Le Havre, F/Fin/D 2011 

Aki Kaurismäkis Tragikomödie zeigt 
wie der ehemalige Literat und Schuh¬ 
putzer Marcel Marx den afrikanischen 
Flüchtlingsjungen Idrissa vor der Poli¬ 
zei versteckt. Filme mit so viel Humor 
und Humanität gibt es nicht mehr vie¬ 
le. (Danach eine Dokumentation über 
den Film und die Situation illegaler 
Einwanderer) 

Mo., 17.11., 20.15-21.45 Uhr, arte 











